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|ie Bewegung, »die Mobilisierung der Geister«, 
gegen das Duell, wie ein Publicist sie genannt 
hat, welche vor mehr als zwei Jahren in Österreich 
entfacht, seitdem stetig wuchs und auch anderen Ländern 
sich mitteilte, hat nun in Österreich selbst eine feste Gestalt 
und bestimmte Richtung gewonnen. Am 4. Dezember 1902 
wurde in Wien die »Allgemeine Anti-Duell-Liga für Öster- 
reich« mit einem Stande von fast 600 ersten Mitgliedern 
gegründet. Erscheint mit diesem Ereignisse, dem eine kultur- 
geschichtliche Bedeutung beigelegt wurde, der Bewegung 
gegen das Duell eine Zukunft gesichert, so war dieses selbst 
die Frucht eingehender Vorbereitungen und Vorberatungen 
in der Vergangenheit. Vorliegende Schrift enthält darum die 
Berichte der Herren Universitätsprofessor Dr. Lammasch 
und Sektionschef Dr. Klein, deren Durchberatung die 
Sitzungen des vorbereitenden Comit6s beherrschte, und an- 
schließend im Berichte über die konstituierende General- 
versammlung die Vorträge, mit welchen die Referenten die- 
selben Vorschläge in dieser begründeten. Auf die Aus- 
führung der in dem ersten Berichte enthaltenen Anregungen 
zur Verbesserung des staatlichen Ehrenschutzes kann die 
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Liga nur allmählich und mittelbar Einfluß nehmen; an 
die Verwirklichung der in dem zweiten vorgeschlagenen 
Ehrengerichte hingegen wird der Verein allsogleich Hand 
anlegen. Im Anhange folgt darum )>das Statut fär den 
Ehrenrat«, nach dem dies geschehen soll. Ohne jede Vor- 
lage eines bewährten Musters, nach bestem Wissen und 
Können vom vorbereitenden Comitö entworfen, kann dieses 
Statut nicht als unverbesserlich hingestellt werden; die Er- 
fahrung soll vielmehr darüber erst ihr Urteil sprechen und 
wird gewiß daran Änderungen vornehmen. 

Den notwendigen Unterbau für eine ersprießliche 
Tätigkeit der Ehrenräte muß die Anti -Duell -Liga bieten, 
deren Mitglieder ihre Ehrenangelegenheiten vor denselben 
bringen oder auch andere dazu bewegen. Die Statuten dieses 
Vereines werden jedoch hier nicht beigefügt, da ihnen jenes 
Gepräge allgemeiner Gültigkeit nicht zukommen kann, das 
dieser Schrift nach ihrem Titel gewahrt bleiben soll. Es möge 
der Hinweis genügen, daß diese Statuten neben der Zweck- 
bestimmung, nach der die Liga das Duell durch Einrichtung 
besonderer Ehrengerichte, durch Anstrebung eines ver- 
besserten staatlichen Ehrenschutzes und endlich durch jede 
tunliche Anwendung von Schrift und Wort zu bekämpfen hat, 
in der Satzung gipfeln, welche die Bereitwilligkeit der Mit- 
glieder ausspricht, im Falle eines Ehrenhandels den Ehrenrat 
anzurufen. Neben der »Allgemeinen Anti-Duell-Liga für Öster- 
reich ^< werden in den einzelnen Kronländern oder Landes- 
teilen »Landesligen« und mit Abhängigkeit von jener oder 
diesen an einzelnen Orten »Ortsligen« gebildet werden. Auf 
diese Weise soll ein beträchtlicher Teil der in Frage kommen- 
den Kreise zu einer umfassenden Organisation vereinigt und 
für die friedliche Austragung gewonnen werden. 
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Kein größerer Dienst kann den in diesen Blättern 
vertretenen Anregungen erwiesen werden, als wenn sie auch 
öffentlich erörtert, gegenteilige Ansichten begründet und 
bekanntgegeben werden. Möge diese Schrift ihren dankbaren 
Widerhall finden und der österreichischen Liga neue Mit- 
glieder, sowie der Bewegung gegen den Zweikampf über- 
haupt, auch jenseits von Österreichs Grenzen, neue An- 
hänger gewinnen! 

Wien, im Dezember 1902. 

Der Vorstand 

der 

Allgemeinen Anti-Duell-Liga 
für Osterreich. 



Adresse der »Allgemeinen Anti-Duell-Liga für Österreich« : 

Dr. Sigismund Frh.v. Bischoff shausen, Wien, lY., Starhembergg. 44. 
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PROFESSOR D« LAMMASCH. 



JcLiner der Hauptgründe, der zur Entschuldigung des 
Zweikampfes in der Gegenwart angeführt zu werden pflegt, 
ist der, daß der Schutz, den die ungerechtfertigterweise an- 
gegriffene Ehre im Verfahren vor den staatlichen Gerichten 
findet, ein ungenügender sei. Aufgabe der folgenden Aus- 
führungen ist es, zu untersuchen, ob und inwiefern der 
Vorwurf, der damit gegen unsere Gesetzgebung oder Recht- 
sprechung erhoben wird, begründet ist und wie demselben 
abzuhelfen wäre. 

Der Grund, warum der Schutz der Ehre im staatlichen 
Strafverfahren nicht als ausreichend angesehen wird, kann 
entweder darin gesucht werden, daß die den Gerichten zur 
Verfügung stehenden oder von ihnen angewendeten Strafmittel 
nicht streng genug seien, oder darin, daß die staatliche Straf- 
gewalt durch eine zu enge Begrenzung der vom Gesetze mit 
Strafe bedrohten Tatbestände zu sehr eingeschränkt sei, oder 
darin, daß dem Spruche der zum Richteramte berufenen 
Organe die nötige Autorität und das erforderliche Vertrauen 
der Bevölkerung fehle. 

I. Die Strafen der Angriffe auf die Ehre. 

Die Strafe, welche unser geltendes Strafgesetzbuch gegen 
Angriffe auf die Ehre androht, ist die des einfachen Arrestes. 
Wie allgemein bekannt ist, wird jedoch in der Praxis unserer 
Gerichte diese Arreststrafe in einer sehr großen Zahl von 
Fällen in Geldstrafe umgewandelt. Es geschieht dies zum 
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Teil deshalb, weil in manchen Fällen das mit der Beleidi- 
gung oder insbesondere mit der Beschimpfung verbundene 
Übel von dem Beleidigten wirklich nicht so schwer empfunden 
w^orden ist, daß eine Freiheitsstrafe gegen den Beleidiger 
notwendig wäre; in sehr vielen anderen Fällen, und diese 1 

sind es allein, welche für unsere Untersuchung in Betracht 
kommen, trotz empfindlicher Kränkung des Beleidigten aus 
dem Grunde, weil der Vollzug der Arreststrafe infolge der 
ganz ungenügenden Arrestlokalitäten unserer Bezirksgerichte 
für manchen , der wegen eines Angriffes auf die Ehre ver- 
urteilt worden ist, eine ganz unerträgliche und durch 
nichts zu rechtfertigende Verschärfung dadurch erfahren 
würde, daß derselbe genötigt wäre, während der Dauer des 
Strafvollzuges bei Tag und bei Nacht in derselben Zelle auf 
gleichem Fuße mit Individuen zu verkehren, die eine Arrest- 
strafe wegen Diebstahls, Veruntreuung, Betruges, Land- 
streicherei, Reversion, Prostitution oder dergl. verbüßen und 
vielleicht ein ganzes Leben des Lasters und des Verbrechens 
hinter sich haben. Die Rücksicht auf die Gesellschaft, in die 
der Arrestant hineingezwungen wird, in welcher bei der in 
den Arrestlokalitäten nur sehr unzureichenden Aufsicht und 
infolge des regelmäßig obwaltenden Mangels an Beschäftigung 
gerade die verdorbensten Elemente es sind, die dort den 
Ton angeben , macht es einem gewissenhaften Richter in 
vielen Fällen unmöglich, wegen Beleidigung zu einer Arrest- 
strafe zu verurteilen. Am klarsten wird dies, wenn die Ver- 
urteilung einer Person weiblichen Geschlechtes in Frage 
kommt. Würde den Strafrichtern bei den Bezirksgerichten die 
erforderliche Zahl von Zellen zum Vollzuge der Freiheits- 
strafen in Einzelhaft zur Verfügung stehen, so wäre mit Sicher- 
heit anzunehmen, daß sie auch wegen Beleidigung viel häufiger 
auf Freiheitsstrafe und viel seltener auf Geldstrafe erkennen 
würden, als sie gegenwärtig tun und mit gutem Gewissen 
tun können. 

Solange dies aber nicht der Fall ist, werden alle Be- 
lehrungen darüber, daß die Umwandlung der Arreststrafe in 
eine Geldstrafe nicht schon, wie die Anwendung des außer- 
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ordentlichen Milderungsrechtes nach § 266 St. G. B. im Falle 
des Zusammentreffens mehrerer Milderungsgründe, sondern 
zufolge § 261 St- G. B. nur unter der Voraussetzung »besonders 
rücksichts würdiger Umstände« erfolgen solle, nichts nützen; 
in diesem wie in anderen Fällen werden vielmehr unsere Ge- 
richte gegenüber dem durchaus veralteten Strafgesetzbuche 
und gegenüber den mangelhaften Einrichtungen unseres Straf- 
vollzuges einen im ganzen wohltätigen usus contra legem 
aufrecht erhalten. Zieht man nur die statistischen Daten zu 
Rate, so könnte es aUerdings scheinen, als ob zwischen den 
wegen Beleidigung verhängten Freiheitsstrafen und den wegen 
desselben Deliktes verhängten Geldstrafen überhaupt gar nicht 
jenes Mißverhältnis bestehe, welches jeder Beobachter unserer 
Strafrechtspflege gewiß bemerkt zu haben glaubt. Es wird 
manchem Leser erstaunlich sein, zu erfahren, daß im Jahre 
1891 von 70.664 wegen Übertretungen gegen die Sicherheit 
der Ehre Verurteilten nicht mehr als 21.468, also kaum ein 
Drittel zu Geldstrafen verurteilt worden sind, i) In einzelnen 
Gerichtshofsprengeln freilich stellt sich das Verhältnis anders, 
insbesondere in Wien, wo von 3275 Verurteilten 2112 zu Geld- 
strafen verurteilt wurden. *) Wenn wir aber näher zusehen, so er- 
gibt sich, daß jenes Überwiegen der Arreststrafen auf solche 
Angriffe auf die Ehre zurückzuführen ist, die für unsere spe- 
zielle Untersuchung überhaupt nicht in Frage kommen, auf jene 
Angriffe, welche in den unteren und insbesondere in den völlig 
mittellosen Schichten der staatlichen Gesellschaft verübt wer- 
den, wegen deren auf Geldstrafe schon wegen der zweifel- 
losen Uneinbringlichkeit derselben nicht erkannt werden kann. 
In jenen Fällen von Beleidigungen aber, welche für die Duell- 
frage allein in Betracht kommen, werden in der Tat ganz 
regelmäßig, und zwar aus den oben entwickelten, an sich 
nicht zu mißbilligenden Gründen nur Geldstrafen verhängt. 
Zweiffeilos aber ist die Geldstrafe zur Sühne schwer empfun- 
dener Übel ungeeignet; sie hat zu viel äußere Ähnlichkeit 



*) Im Jahre 1895 war das Verhältnis 19.968 zu 67.502. 
*) Im Jahre 1895 war das Verhältnis 2046 zu 3109. 
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mit anderen erzwungenen Leistungen des einzelnen an die 
Allgemeinheit, als daß in ihr der Pulsschlag der vergeltenden 
Gerechtigkeit empfunden werden könnte. 

Im allgemeinen wird diesem' Mißverhältnisse zwischen 
der Empfindlichkeit des Deliktes und der Empfindlichkeit der 
Strafe bloß durch Schaffung von Voraussetzungen abgeholfen 
werden können, unter denen die Richter mit ruhigem Gewissen 
gegen jeden Staatsbürger, der sich eines Angriffes auf die 
Ehre eines anderen schuldig gemacht hat, auf Freiheits- 
strafe erkennen können, ohne besorgen zu müssen, daß die 
selbe Freiheitsstrafe von dem einen Verurteilten als Ver- 
sorgung in arbeitsloser Winterszeit, von dem anderen als 
tiefste Demütigung, als schwerste Seelenqual empfunden 
werde. Vielleicht wäre es möglich , noch vor der dringend 
wünschenswerten allgemeinen Durchführung des Zellen- | 

Systems für Freiheitsstrafen von kurzer Dauer durch Errichtung 
von Zentralarrestanstalten für je mehrere Bezirksgerichts- j 

Sprengel wenigstens jene geringere Anzahl von Zellen 
herzustellen, in welchen die wegen Beleidigung verhängten 
Freiheitsstrafen verbüßt werden könnten. Bis zu deren Her- 
stellung würde es sich, sofeme die örtlichen Entfernungen 
nicht zu große sind, empfehlen, die wegen Delikten gegen f 

die Ehre zu Freiheitsstrafen verurteilten Personen, sofern der 
Vollzug dieser Strafen in Einzelhaft zwar nicht im Bezirks- j 

gerichtsarrest, wohl aber im Gerichtshofsgefängnisse möglich j 

wäre, zum Strafvollzug an dieses letztere zu überstellen. Inso- 
lange auch nicht einmal dies durchgeführt ist, schiene es mir 
nur für eine Art von Beleidigungen möglich, schon jetzt die 
Geldstrafe grundsätzlich auszuschließen und den Richter im- 
perativ zur Verhängung von Freiheitsstrafe, und zwar einer 
schwereren Art von Freiheitsstrafe (bei uns des strengen Ar- 
restes, in Deutschland der Gefängnisstrafe) anzuweisen. Es wäre 
dies der wegen der Gewissenlosigkeit des Täters und der Ver- 
werflichkeit der Tat besonders qualifizierte Fall der vorsätzlichen 
Ehrabschneidung oder verleumderischen Beleidigung, jener 
Fall, in dem jemand wider besseres Wissen einen anderen 
einer strafbaren, unehrenhaften oder unsittlichen Handlung 
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beschuldigt. Würde eine solche vorsätzliche Ehrabschneidung 
zudem noch durch verabredetes, planmäßiges Zusammen- 
wirken mehrerer Täter oder durch planmäßige Wiederholung 
verleumderischer Beschuldigungen (z. B. in wiederholt oder 
an verschiedene Personen zugesendeten anonymen Briefen) 
verübt, so könnte auch ein höherer Strafsatz mit höherem 
Maximum und Minimum (etwa 2 Wochen bis 2 Jahre) ange- 
droht werden. 

Die ganze Wirksamkeit, welche der Strafe zur Repression 
der Ehrenbeleidigungen an und für sich zukommen kann, 
würde dieselbe aber nur dann entfalten, wenn es möglich 
wäre, nach der Art der spiegelnden Strafen des Mittelalters 
in der Eigentümlichkeit des Strafübels die Besonderheit des 
Strafgrundes zum Ausdrucke zu bringen, in einer verfeinerten 
Talion den Verbrecher gerade an jenem Rechtsgute zu treffen, 
welches er an einem anderen schädigen wollte. Neuere Ge- 
setzgebungen beschreiten diesen Weg hinsichtlich einer anderen 
Gruppe von Delikten, nämlich derjenigen, welche ihrem typi- 
schen Charakter nach aus Geiz oder Habsucht entspringen, in- 
dem sie den Wucherer, den Betrüger, den Lebensmittelfälscher 
u. s. w. außer der Freiheitsstrafe auch noch mit einer Geld- 
strafe bedrohen , durch die er gerade in der Geldgier , die 
ihn zum Verbrechen getrieben, betroffen werden soll. In ähn- 
licher Weise könnte man daran denken, mit der Verurteilung 
zu einer Freiheitsstrafe wegen Beleidigung oder Beschimpfung 
auch noch den gerichtlichen Ausspruch zu verbinden, daß 
der Beleidiger unehrenhaft gehandelt habe. Es würde dadurch 
zum Ausdrucke gebracht, daß der unwahre Anwurf die Ehre 
des Beleidigten unangetastet gelassen habe und nur auf den 
Beleidiger selbst zurückgefallen sei. So richtig mir dem Grund- 
satze nach dieser Gedankengang auch scheint, so möchte ich 
es doch nicht empfehlen, dem Gerichte eine solche Ermächti- 
gung zu erteilen, weil ein solcher Ausspruch eine zu große 
Ähnlichkeit mit den nach positiver gesetzlicher Vorschrift 
an manche VerurteUungen geknüpften Ehrenfolgen (Verlust 
der Ämterfahigkeit, staatlicher Titel und Auszeichnungen, des 
Wahlrechtes u. s. w.) hätte und sich von demselben nur dadurch 
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unterscheiden würde, daß, während die Wirkung dieser Ehren- 
folgen eine zeitlich begrenzte ist, jener Ausspruch möglicher- 
weise lebenslänglich dem so Stigmatisierten anhaften könnte. 
Man würde dann nicht begreifen, warum jener gerichtliche 
Ausspruch bei Verurteilungen wegen Beleidigung eintreten 
könne, während diese gesetzlichen Ehrenfolgen bei Verurtei- 
lungen wegen geringerer Diebstähle, Veruntreuungen, Be- 
trügereien und dergl. zumeist nicht eintreten, obwohl diese 
letzteren Delikte zum mindesten einen ebenso ignominiösen 
Charakter haben als die Beleidigungen. Auch wäre die Be- 
sorgnis nicht ausgeschlossen, daß die Gerichte von einer 
ihnen zustehenden Ermächtigung zu einem solchen unter Um- 
ständen für den Betroffenen vernichtenden Ausspruche auch in 
Fällen Gebrauch machen könnten, in denen dies nicht not- 
wendig wäre. Würde aber so, wie dies eben vorgeschlagen 
worden, aus der großen Masse der minder schuldbaren Ehren- 
beleidigungen der Fall vorsätzlicher Ehrabschneidung (ver- 
leumderischer Beleidigung) herausgehoben, so könnte für 
diesen Fall dem Gerichte allerdings die Befugnis zuge- 
sprochen werden, auf einzelne der Ehrenfolgen des 
positiven Rechtes, so z. B. auf den Verlust des Wahl- 
rechtes und der Wählbarkeit, zu erkennen. Außerdem könnten 
manche autonome Korporationen die Aussonderung dieses 
schwersten Tatbestandes aus den übrigen Angriffen auf die Ehre 
dazu verwenden, um in ihren Statuten Personen, die wegen 
Ehrabschneidung verurteilt worden sind, fiir eine gewisse 
Zeit der Mitgliedschaft ebenso verlustig zu erklären und von 
der Aufnahme auszuschließen, wie sie dies hinsichtlich der- 
jenigen tun, die wegen eines Verbrechens oder wegen einer 
Übertretung gegen die Sittlichkeit oder aus Gewinnsucht 
verurteilt worden sind. 

Hinsichtlich aller Arten von Angriffen auf die Ehre 
wird es sich empfehlen, dann, wenn der Angriff öffentlich 
erfolgt oder zur allgemeinen Kenntnis gelangt ist, auch der 
Verurteilung des Schuldigen eine gesicherte und erhöhte 
Publizität zu verschaffen. Ich schlage daher vor, nicht nur 
den durch das P. G. von 1862 aufgehobenen letzten Absatz des 
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§ 493 St. G. B. wiederherzustellen , nach welchenn , wenn die 
Ehrenbeleidigung durch eine Druckschrift verbreitet wurde, 
auf Verlangen des Bdeidigten das Strafurteil ebenfalls durch 
die Presse in einer vom Gerichte zu bestimmenden Weise 
zu veröffentlichen ist, sondern dieser Bestimmung auch eine 
weitere Anwendung auf die Fälle zu verleihen, in denen die 
Beleidigung in einer öffentlichen Versammlung vorgebracht 
worden war. 

Als Leitsätze ergeben sich somit für diesen ersten Teil 
unserer Untersuchung die folgenden: 

1. Die Geldstrafe ist für schwerere Angriffe auf 
die Ehre kein genügendes Strafmittel. 

2. Vorsorge dafür, daß wegen Beleidigung ver- 
hängte Arreststrafen entweder in den Arrestlokalen 
der Bezirksgerichte oder in jenen der Gerichtsge- 
fängnisse in Einzelhaft verbüßt werden können, ist 
dringend wünschenswert. 

3. Insolange als für den Vollzug der Arrest- 
strafen in Einzelhaft weder im allgemeinen noch auch 
nur mit Beschränkung auf die wegen Beleidigung 
verhängten Strafen ausreichend gesorgt ist, geht es 
jedoch nicht an, die Geldstrafe für Beleidigungen 
auszuschließen. 

4. Nur für den Fall vorsätzlicher Ehrabschnei- 
dung wäre schon derzeit der Ausschluß der Geld- 
strafe und die Androhung strenger Arreststrafe, in 
gewissen Fällen auch eine Erhöhung des Ausmaßes 
dieser Freiheitsstrafe sowie die Zulässigkeit der 
Verhängung bestimmter Ehrenfolgen zu empfehlen. 

5. Ist ein Angriff auf die Ehre in einer Druck- 
schrift verbreitet worden oder in einer öffentlichen 
Versammlung erfolgt, so ist auf Verlangen des Be- 
leidigten vom Gerichte die Veröffentlichung des 
Strafurteils durch die Presse anzuordnen. 

Die Verbesserung des Ehrenschuues. 2 
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IL Die mit Strafe bedrohten Tatbestände. 

Die Strafdrohung gegen Beleidigung kann entweder so 
allgemein gehalten sein, wie im deutschen Reichs-Strafgesetz- 
buch, welches die »Beleidigung« mit Strafe bedroht, ohne 
dieselbe zu definieren, oder sie kann so spezialisiert sein, wie 
in unserem Strafgesetzbuch, welches nur denjenigen bedroht, 
der 1. einem anderen eine bestimmte strafbare oder unehren- 
hafte oder solche unsittliche Handlung, die geeignet ist, ihn 
in der öffentlichen Meinung verächtlich zu machen oder herab- 
zusetzen, vorwirft, oder der 2. jemanden öffentlich verächt- 
licher Eigenschaften oder Gesinnungen zeiht oder ihn dem 
öflTentlichen Spotte aussetzt, oder der 3. jemanden öffentlich 
durch Real- oder Verbalinjurien beschimpft oder mii3handelt. 
Der BegriflF der Beleidigung ist nun keineswegs ein so fest- 
stehender und allgemein anerkannter, daß es ratsam w^äre, 
denselben Undefiniert zu lassen und eine Umgrenzung desselben 
durch die Gesetzgebung für überflüssig zu erachten. Die 
Praxis der deutschen Gerichte ist denn auch in Wirklichkeit 
eine viel schwankendere und ungleichere als die der öster- 
reichischen, und manche Entscheidungen derselben in dieser 
Materie sind uns nicht ganz verständlich. So hat es auch ein 
hervorragender deutscher Rechtslehrer getadelt, daß der 
deutsche Gesetzgeber das Unbekannte, den Begriff und Tat- 
bestand der strafbaren Beleidigung, als allgemein bekannt 
voraussetze. Die Begrenzung der straf bedrohten Tatbestände, 
wie sie unser geltendes Recht enthält, bietet auch einen sehr 
wesentlichen Vorteil in dem Falle, wenn der wegen Be- 
leidigung Angeklagte die Wahrheit des von ihm erhobenen 
Anwurfes geltend macht. Während im Deutschen Reiche da- 
rüber geklagt wird, daß in einem solchen Falle der Ange- 
klagte die Möglichkeit habe, die ganze Vergangenheit des 
Klägers einer peinlichen Untersuchung zu unterziehen, um 
dadurch irgend eine Handlung desselben ans Tageslicht zu 
bringen, welche ihm zum Vorwurf gemacht werden könnte, und 
daß durch diese Gefahr sehr häufig Beleidigte von der Er- 
hebung der Beleidigungsklage abgehalten werden, ist es bei 
uns völlig zweifellos, daß in Betreff der Ehrenbeleidigungen 
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im engeren Sinne des Wortes eben jene strafbare, unehren- 
hafte oder unsittliche Handlung nachgewiesen werden muß, 
welche vorgeworfen wurde, und daß auch bei einer Anklage 
wegen Schmähung (§ 491) nur solche Tatsachen nachge- 
wiesen werden dürfen, aus welchen sich ein Schluß auf die 
Richtigkeit gerade der imputierten Eigenschaft oder Gesinnung 
ziehen läßt. 

Unter dieser Beschränkung und unter Festhaltung der- 
jenigen Ausnahmen, welche das Gesetz für Anschuldigungen 
aufstellt, die das Privat- oder Familienleben betreffen, scheint 
mir die Zulassung des Wahrheitsbeweises gegenüber einer 
Beleidigungsanklage insbesondere im Interesse des beleidigten 
Klägers selbst geboten. Denn nur dann vermag die Ver- 
urteilung des Beleidigers die Ehre des Beleidigten zu wahren, 
wenn es dem angeklagten Beleidiger verstattet gewesen wäre, 
die Wahrheit seines Anwurfes zu beweisen. Wäre dies nämlich 
nicht der Fall, so würde der Beleidiger auch noch nach 
seiner Verurteilung immer mehr oder weniger bestimmt an- 
deuten, daß er die Wahrheit der von ihm behaupteten Tat- 
sachen hätte beweisen können, wenn ihm dies nicht durch 
jene > ungerechte c gesetzliche Bestimmung versagt gewesen 
wäre. Ich möchte glauben, daß einer der Gründe, warum 
Beleidigte in Frankreich so selten wegen Diffamation klagen 
und so häufig zur Waffe greifen, darin liegt, daß nach 
französischem Rechte der Wahrheitsbeweis in aller Regel aus- 
geschlossen und nur dann zugelassen ist, wenn es sich um 
Beleidigungen gegen Personen in einer öffentlichen Stellung 
handelt, indem infolgedessen der Verurteilung des Beleidigers 
eine rehabilitierende Wirkung für den Beleidigten nicht zu- 
kommt. 

Halte ich also im allgemeinen die Abgrenzung der 
strafbedrohten Tatbestände im geltenden österreichischen 
Recht für eine zutreffende, so möchte ich doch nach zwei 
Richtungen hin eine Erweiterung derselben vorschlagen. Erstens 
scheint es mir unzureichend, daß Real- und Verbalinjurien im 
engeren Sinne des Wortes, insbesondere Beschimpfungen, be- 
leidigende Drohungen und Mißhandlungen nur dann gericht- 

2* 
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lieh strafbar sind, wenn sie öffentlich oder vor mehreren 
Leuten verübt wurden, und daß sie im Falle der Verübung 
unter vier Augen oder vor bloß einem Zeugen nur polizeilich 
geahndet werden können. Bietet schon die gerichtliche Be- 
strafung des Beleidigers nicht unter allen Umständen die er- 
forderliche ausreichende Sühne, so kann von einer solchen im 
Falle einer nur polizeilichen Verurteilung in einem nicht 
öffentlichen Verfahren schon gar nicht die Rede sein. 

Für einen besonderen Fall eines die Ehre kränkenden 
Anwurfes , der gerade mit unserem Problem im innigsten 
Zusammenhange steht, scheint mir noch eine besondere gesetz- 
liche Bestimmung vonnöten. Es ist dies der Fall, daß 
jemand einem anderen öffentlich daraus einen Vorwurf macht, 
daß er eine Herausforderung zum Zweikampfe unterlassen 
oder eine an ihn ergangene Herausforderung dieser Art nicht 
angenommen habe. Faßt man den Begriff des Vorwurfes 
einer unehrenhaften Handlung rein subjektiv vom Standpunkte 
des Beleidigers auf, so wird man freilich sagen können, der- 
jenige, der einem andern eine Unterlassung dieser Art zum 
Vorwurf macht, werfe ihm damit eine seiner Auffassung 
nach unehrenhafte Handlung vor. Aber zunächst könnte eine 
Bestrafung des Beleidigers nur dann eintreten, wenn dieser 
Vorwurf unwahr gewesen , wenn der durch denselben Be- 
leidigte die Herausforderung oder ihre Annahme in Wirklich- 
keit nicht verweigert hätte, oder wenn er nicht in einem 
Falle gewesen wäre, in welchem nach den Anschauungen der 
beteiligten Kreise die Herausforderung oder deren Annahme 
als Ehrenpflicht gilt Noch entscheidender aber ist es, daß 
der Staat sich nicht mit seiner eigenen Gesetzgebung derart 
in Widerspruch setzen kann, daß er den Vorwurf, eine strafbare 
Handlung nicht begangen zu haben, als einen die Ehre be- 
rührenden ansehen oder gelten lassen könnte. Ist es strafbar, 
öffentlich die Begehung von Verbrechen anzupreisen und zu 
rechtfertigen (§ 305 St. G. B.), so kann es nicht straflos sein, 
wenn jemand öffentlich einen andern dafür beschimpft, be- 
leidigt oder auch nur tadelt, daß er ein Verbrechen zu begehen 
unterlassen hat. Ebenso wie jene Anpreisung, muß aber auch 
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dieser Tadel als ein Delikt gegen die öffentliche Ordnung 
von Amts wegen verfolgt werden und würde derselbe deshalb 
nicht im Zusammenhange mit den Beleidigungen, sondern in 
jenem mit dem Zweikampfe im Strafgesetzbuch zu behan- 
deln sein. 

Was die Erweiterung der strafbedrohten Tatbestände 
betrifft, komme ich also zu folgenden Vorschlägen: 

6. Die Strafdrohung gegen Beschimpfung und 
Mißhandlung ist auch auf Taten auszudehnen, welche 
nicht öffentlich und nicht vor mehreren Leuten 
verübt wurden. 

7. Wer jemandem öffentlich zum Vorwurfe macht, 
daß er eine Herausforderung zum Zweikampf unter- 
lassen oder eine an ihn gerichtete Herausforderung 
dieser Art nicht angenommen habe, ist strafbar und 
von Amts wegen zu verfolgen. 

III. Das Verfahren wegen Beleidigungen und die zu ihrer 

Aburteilung berufenen Gerichte. 

In dieser Richtung wird, für manche Fälle nicht ohne 
Berechtigung, darauf hingewiesen, daß jene Organe der 
Rechtsprechung, welche kraft der geltenden Strafprozeß- 
ordnung zur Entscheidung über die Schuld des wegen einer 
Beleidigung Angeklagten berufen sind, teils der für diese 
Aufgabe erforderlichen Unabhängigkeit von den die öffent- 
liche Meinung beherrschenden Zeitströmungen, teils der hiezu 
ganz besonders notwendigen Erfahrung und Einsicht, ins- 
besondere des unerläßlichen Taktes oder aber jener in der 
gesamten Gesellschaft anerkannten Autorität entbehren, welche 
die Voraussetzung dafür bildet, daß der richterliche Spruch 
jene Gefährdung der Ehre, die in der Beleidigung enthalten 
war, durch zweifellose Rehabilitierung des guten Namens des 
Beleidigten behebe. 

Nach unserem Strafprozeßrecht sind zur Aburteilung 
der durch eine Druckschrift verübten Beleidigungen und 
Schmähungen die Geschwomengerichte, für alle übrigen An- 
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griffe auf die Ehre die Einzelrichter am Bezirksgerichte be- 
rufen. Daß die Wirksamkeit der Geschwomengerichte in 
dieser Richtung eine besonders unbefriedigende ist, wird wohl 
ziemlich allgemein anerkannt. Gerade diejenigen Beleidigungen, 
die in der Presse verübt werden, hängen besonders häufig 
mit der Tätigkeit oder doch mit der Stellung des Ange- 
griffenen in einer der zahlreichen politischen, nationalen oder 
sozialen Parteien zusammen, in die die Bevölkerung unseres 
Vaterlandes zerrissen ist. Gerade Geschworne aber vermögen 
sich von jener Gunst und Mißgunst', welche das Parteileben 
gegenüber den Genossen und den Widersachern erzeugt, mit- 
unter nicht so frei zu halten, wie dies für eine richteriiche 
Tätigkeit gefordert werden muß. Und gerade was Angriffe I 

auf die Ehre betrifft, sind sie aus Zeitungen und Versamm- 
lungen so sehr gewöhnt, den gegensätzHchen Parteien und I 
ihren Anhängern niedrige Motive und daher auch niedrige, 
ehrlose Gesinnungen zuzutrauen, hingegen alles, was mit der 
eigenen Partei zusammenhängt, in einem verklärten Lichte zu 
sehen, daß ihr Urteil über Anschuldigungen, welche die 
Ehre ihrer Parteigegner oder ihrer Parteigenossen betreffen, 
oft unwillkürlich beeinflußt und getrübt sein wird. Will man 
den Geschwomen deshalb, weil man sie für dazu nicht ge- 
eignet hält, die Gerichtsbarkeit über Angriffe auf die Ehre 
entziehen , so muß diese Änderung der Gesetzgebung, nament- 
lich dann, wenn sie auch zur Verminderung der Zweikämpfe 
beitragen soll, eine ausnahmslose sein und darf man nicht 
dem Vorbilde des französischen Preßgesetzes folgen, welches 
solche Angriffe, wenn sie gegen depositaires ou agents 
de l'autorite publique, also insbesondere gegen Parlaments- 
mitglieder, öffentliche Beamte und Offiziere verübt werden, 
durch ein Privilegium odiosum doch wieder den Geschwor- 
nen überweist. Führen doch gerade Beleidigungen dieser 
Personen erfahrungsgemäß besonders häufig zu Herausfor- 
derungen. 

Große praktische Schwierigkeiten bietet die Frage, wie 
jene staatlichen Gerichte organisiert werden sollen, welchen 
die Aburteilung der ungeheuren Anzahl von Angriffen auf 
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die Ehre zukommt, die Jahr für Jahr durch Wort, Schrift, 
Abbildung, Geberde und Tat — abgesehen von den durch 
die Presse verübten Fällen — begangen werden. Es läßt sich 
nicht verkennen, daß die Judikatur der Einzelrichter bei den 
Bezirksgerichten für jene Fälle, in welchen die Beleidigung 
tiefer empfunden worden ist, nicht völlig ausreicht. Die große 
und stets zunehmende Zahl der Bezirksgerichte, die jetzt 
schon 900 weit überschritten hat, macht es unmöglich, alle 
diese richterlichen Stellen mit Persönlichkeiten zu besetzen, 
welche allen idealen Anforderungen an das Richteramt in 
Angelegenheiten der Ehre völlig entsprechen würden. Der 
nächstliegende Gedanke ist nun der, die Aburteilung dieser 
Übertretungen in der Hand einer geringeren Zahl von Einzel- 
richtern vorgerückten Alters, höheren sozialen Ansehens, aus- 
gebildeterer Erfahrung, etwa bei den Bezirksgerichten am Sitze 
der Gerichtshöfe zu konzentrieren. Die große Zahl dieser An- 
klagen, 344.467 im Jahre 1897^), sowie die Erschwerung der 
Rechtsverfolgung, welche unter Umständen in der weiten Ent- 
fernung des Urteilsgerichtes vom Wohnsitze der Parteien 
gelegen wäre, macht dies hinsichtlich der Gesamtmasse dieser 
Delikte leider undurchführbar. Mit der Beschränkung auf die 
bisher den Geschwornengerichten zugewiesenen Angriffe in 
Druckschriften und auf die Ehrenbeleidigungen im engeren 
Sinne, d. h. auf die für die Ehre besonders gefährlichen Vor- 
würfe einer konkreten strafbaren, unehrenhaften oder unsitt- 
lichen Handlung (§ 486 — 489), sowie auch auf jene Schmä- 
hungen (§ 491), welche in dem Vorwurfe verächtlicher Eigen- 
schaften oder Gesinnungen bestehen, dürfte sich dieser Vor- 
schlag aber doch wohl verwirklichen lassen. Leider ist es 
in Ermanglung der wünschenswerten Unterscheidung der 
verschiedenen Gattungen von Delikten gegen die Ehre in 
unserer Justizstatistik nicht möglich, genau anzugeben, welcher 
Teil der oben genannten Totalsumme von Anklagen wegen 
Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre auf die Ehren- 
beleidigungen im engeren Sinne und die bezeichneten Fälle 
der Schmähung und welcher Teil auf die übrigen Delikte gegen 

») Im Jahre 1896: 346.105, 1895: 337.768. 
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die Ehre (Schmähungen durch Verspottung, Beschimpfungen, 
beleidigende Drohungen und Mißhandlungen) entfallt. Doch 
ist es a priori zweifellos, daß der Anteil der ersteren Gruppe 
an dieser Gesamtsumme ein weit geringerer ist als der der 
zweiten Gruppe. Eben deshalb dürfte es — von einer Aus- 
nahme abgesehen — möglich sein, diesen höher qualificierten 
Richtern in jenen Fällen, in welchen entweder der An- 
kläger oder der Angeklagte es verlangt, die bezeich- 
neten Delikte ebenso wie die Preßdelikte zur Aburteilung 
zu überweisen, ohne daß die Zahl der Richter, außer in 
einigen großen Städten, einer erheblichen Vermehrung be- 
dürfte oder ihre Arbeitslast eine solche Steigerung erfahren 
würde, welche die sorgfältige Durchführung des Verfahrens 
zu beeinträchtigen vermöchte. Zudem würde jene Vermehrung 
der Agenden der höher qualificierten Richter, welche sich 
aus diesem Vorschlage ergäbe, durch die infolge desselben 
wahrscheinlich eintretende Entlastung der Berufungsgerichte 
zum Teil wettgemacht werden. 

Nur für zwei Kronländer, für Galizien und die Bukowina, 
dürfte die Durchführung dieses Vorschlages unüberwindliche 
Schwierigkeiten bereiten , wenn es nicht gelingt , durch be- 
sondere Vorkehrungen, wie etwa durch Ausdehnung der Kom- 
petenz der Gemeinde Vermittlungsämter auf Ehrenbeleidigungen, 
die in diesen Ländern besonders hohe Zahl der Beleidigungs- 
klagen aufs erheblichste zu vermindern. So weist die Statistik 
für 1896 folgende Zahlen von Anklagen wegen Übertretungen 
gegen die Sicherheit der Ehre in den einzelnen Gerichtshof- 
sprengeln auf: Kolomea 12.429 (1895: 12.708), Przemysl 
17.159 (14.914), Sambor 25.165 (27.901), Stanislau 19.389 
(20.178), Tarnopol 18.453 (17.249), während im übrigen Öster- 
reich die Zahlen in den einzelnen Gerichtshofsprengeln zwischen 
285 (Feldkirch für 1896, im Jahre 1895: 248) oder gar nur 205 
(Rovereto im Jahre 1895) im Minimum und 7442 (Spalato 1896, 
1895: 8256) im Maximum schwanken und sich in den meisten 
Gerichtshofsprengeln zwischen 1000 und 2000 bewegen. Auch 
nur jenen Teil dieser kolossalen Summen , der auf die 
Ehrenbeleidigungen im engeren Sinne des Wortes entfallt, zu 
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bewältigen, vermöchte die zur Verfügung stehende Zahl höher 
qualifizierter Richter allerdings nicht. Ihre Mitwirkung wäre dazu 
aber auch nicht erforderlich, weil, wie die Statistik zeigt, die 
ungeheure Mehrzahl dieser Anklagen (in Sambor z. B. 25.053 Fälle 
von 27.901 Fällen im Jahre 1895) als völlig unbegründet 
mit Freisprechung endigt. Gelänge es den Gemeindevermitt- 
lungsämtem, nur in einem erheblichen Teile der gänzlich 
haltlosen Anklagen die Anrufung des Gerichtes entbehrlich 
zu machen, so stünde auch in Galizien der Durchführung des 
Vorschlages kein absolutes Hindernis mehr entgegen und 
würde dieselbe in den anderen Kronländem wesentlich er- 
leichtert werden. 

Die größere Masse der Angriffe auf die Ehre, nämlich 
alle Beschimpfungen, Mißhandlungen, Bedrohungen und Ver- 
spottungen, würde nach diesem Vorschlage beim Bezirksge- 
richte bleiben, während doch auch in manchen Fällen dieser 
Art, insbesondere dann, wenn das Schimpfwort oder die Miß- 
handlung nur die äußere Erscheinung eines tieferen Konfliktes 
der Parteien gewesen, das Bedürfnis nach einem höher quali- 
fizierten Richter sich geltend machen dürfte. Freilich sind Fälle 
dieser Art, welche zu einer Herausforderung Anlaß geben 
könnten, von verschwindend geringer Zahl gegenüber der Ge- 
samtmasse der übrigen, für die eine summarische Unter- 
suchung und eine geringe Bestrafung, wie sie heute beim Be- 
zirksgerichte erfolgt, völlig ausreicht. Äußere Kriterien für 
die Sonderung beider Gruppen zu finden, dürfte nicht möglich 
sein. Wir stehen also vor der Frage, ob es angeht, für alle 
Fälle dieser Art besondere Garantien des Richterspruches 
zu schaffen, oder für alle es beim Alten zu belassen. 

Man könnte jenes Bedürfnis dadurch befriedigen wollen, 
daß man auch für diese Deliktsarten die Möglichkeit der An- 
rufung des höher qualifizierten Richters in den schwereren Fällen 
eröffnen und etwa dem Beleidigten das Recht einräumen 
würde, aus dem Grunde besonderer Empfindlichkeit des ihm 
angetanen Schimpfes bei der Ratskammer die Überweisung 
des Verfahrens an jenen höher qualifizierten Richter zu bean- 
tragen. Es scheint mir aber in unseren in sozialer Beziehung 
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so erregten Zeiten die Gefahr einer Mißdeutung einer solchen 
Einrichtung in dem Sinne nicht ausgeschlossen, als ob die- 
selbe dazu dienen würde oder etwa gar dazu bestimmt wäre, 
den höheren Schichten der Gesellschaft einen privilegierten Ge- 
richtsstand zu verschaffen. 

Eher noch möchte sich ein anderes Mittel zur Erreichung 
des vorschwebenden Zweckes wenigstens zu genauerer Er- 
wägung empfehlen, obwohl, wie nicht zu verkennen ist, auch 
diesem Mittel mit Rücksicht auf die vielleicht sehr große 
Zahl von Fällen, in denen von ihm Gebrauch gemacht würde, 
Bedenken entgegenstehen , die keineswegs unterschätzt werden 
dürfen. Dasselbe bestünde darin, zur Aburteilung dieser 
Delikte auf Verlangen des Anklägers ein Kollegium an 
Stelle des bisherigen Einzelrichters zu bestellen, indem dem 
Berufsrichter jedesmal zwei Laienrichter, soviel als möglich 
aus denselben Gesellschaftsschichten, denen die Parteien ange- 
hören, als gleichberechtigte Mitglieder des rechtsprechenden 
Kollegiums koordiniert würden. Vom Geschwomengerichte 
würde sich diese Institution dadurch ganz wesentlich unter- 
scheiden, daß auch der Vorsitzende Berufsrichter an der Be- 
ratung und Abstimmung über die Schuldfrage, und daß auch 
die Laienrichter an dem Ausmaße der Strafe teilnehmen 
würden, daß also jeder dieser beiden Faktoren, das berufliche 
wie das laienhafte Element im richterlichen Kollegium, der 
Unterstützung des anderen teilhaft wäre und in einem ge- 
wissen Maße unter dessen Kontrolle stünde. 

Ich möchte glauben, daß durch keine Organisation des 
Gerichtes die Gefahr einer Beeinflussung desselben durch 
Tendenzen sowohl der politischen Parteien als der jeweiligen 
Regierung in höherem Maße verringert werden könnte, als 
gerade durch diese. 

Von den Schöffengerichten des Deutschen Reiches würde 
diese Organisation dadurch sich abheben, daß durch Ge- 
währung eines weitgehenden Ablehnungsrechtes an beide 
Parteien dafür zu sorgen wäre, daß die Schöffen jedesmal 
jenem Kreise von Personen angehören, denen die Parteien 
ihr besonderes Vertrauen entgegenbringen. 
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Auch dem Angeklagten das Recht der Anrufung dieses 
besonderen Gerichtsstandes einzuräumen, wie dies oben hin- 
sichtlich der Anrufung des höher qualifizierten Richters bei Ehren- 
beleidigungen im engeren Sinne vorgeschlagen wurde, dürfte 
in diesem Falle nicht notwendig sein, denn während in jenem 
ersten Falle der Angeklagte zum Zwecke der vertrauener- 
regenden Würdigung eines von ihm angebotenen Wahrheits- 
beweises unter Umständen ein ebenso großes Interesse an 
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der Übertragung der Entscheidung an einen besonders quali- 
fizierten Richter haben kann als der Ankläger, dürfte ein ähn- 
liches berechtigtes Interesse in der Person des einer Be- 
schimpfung oder Mißhandlung Beschuldigten wohl nur in den 
seltensten Fällen vorliegen. 

Um aber auch den Ankläger von schikanöser und in den 
Umständen des Falles nicht begründeter Anrufung der Laien- 
richter abzuhalten, und um diese letzteren vor übermäßiger 
Inanspruchnahme ihrer Tätigkeit in Angelegenheiten, für 
welche dieselbe nicht erforderlich ist, zu schützen, könnte 
man vielleicht, trotz mancher Bedenken, die dagegen geltend 
gemacht werden können , daran denken, diesen Laienrichtern 
mäßige Taggelder zuzusprechen und zur Rechts Wirksamkeit 
des Antrages auf ihre Beiziehung den vorschußweisen Erlag 
dieser Taggelder durch den Ankläger zu fordern, dem dieselben 
jedoch vom Angeklagten im Falle seiner Verurteilung und 
Zahlungsfähigkeit zurückzuerstatten wären. 

Eine sehr große, vielleicht sogar unüberwindliche Schwie- 
rigkeit bietet jedoch die Durchführung dieses Vorschlages hin- 
sichtlich der richtigen Auswahl der für den konkreten Fall 
geeigneten Laienrichter dar. 

Man könnte daran denken , der Berufung zu diesem 
Amte jenen Teil der Jahresliste der Geschwornen für den 
Gerichtshofsprengel zugrunde zu legen, der diejenigen Per- 
sonen umfaßt, welche in dem betreffenden Bezirksgerichts- 
sprengel und in den unmittelbar an ihn angrenzenden Bezirks- 
gerichtssprengeln ihren Wohnsitz haben, und aus dieser Be- 
zirksgerichtsliste für das ganze Jahr durch das Los Monats- 
listen zu bilden, aus welchen durch eine Kombination von 
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Los und weitgehendem Ablehnungsrechte der Parteien die 
zwei für den konkreten Fall erforderlichen Laienrichter zu 
bestellen wären. Doch dürften dieser Anlehnung der neuzu- 
schaffenden Organisation an das Geschwornengericht, welches 
sich gerade für Ehrenbeleidigungen als vollkommen ungeeignet 
erwiesen hat, gewichtige Bedenken entgegenstehen. Für Ga- 
lizien und die Bukowina vollends würde aus den oben ent- 
wickelten Gründen diese Institution völlig versagen, wenn nicht 
durch die oben bezeichneten Mittel eine sehr bedeutende Re- 
duktion der Zahl der Anklagen wegen Delikten gegen die 
Ehre herbeigeführt werden kann. Sollten diese durch Laien- 
richter verstärkten Senate der Bezirksgerichte trotz aller ihnen 
entgegenstehenden Schwierigkeiten durchführbar sein, so würden 
sie einen Übergang zu den unmittelbar durch die Parteien 
selbst berufenen Ehrenräten bilden, die sicherlich in Fällen 
tief empfundener Kränkungen der Ehre das geeignetste Organ 
sind, eine befriedigende Entscheidung zu finden. 

Um die Anrufung des staatlichen Gerichtes wegen An- 
griffen auf die Ehre zu erleichtern, müßte bei strafgericht- 
lichen Verhandlungen wegen dieser Delikte die Öffentlichkeit 
der Hauptverhandlung nicht bloß wie bisher auf übereinstimmen- 
den Antrag beider Parteien, sondern aus berücksichtigens- 
werten Gründen auch auf Antrag des Beleidigten allein von 
Amts wegen ausgeschlossen werden können, wodurch jedoch 
die Verkündigung des Urteils in öffentlicher Sitzung nicht 
berührt würde. 

Auf den ersten Blick mag es etwas Befremdendes haben, 
dem Beleidigten oder Beschimpften die Wahl zwischen einer 
größeren Anzahl von Wegen zu eröffnen, auf denen er Ge- 
nugtuung suchen kann, die Wahl zwischen dem ordentlichen 
Übertretungsgerichte, einem besonderen Beleidigungsgerichte 
und endlich noch dem Ehrenrate. Vergegenwärtigen wir uns 
aber, daß heute die geschriebenen Strafgesetze gegen den 
Zweikampf nicht zur Ausführung kommen, weil die Staats- 
gewalt vor dem Mangel an Vertrauen, welchen die ihr Unter- 
worfenen den zur Aburteilung der Beleidigungen berufenen 
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Gerichten hartnäckig entgegensetzen, kapituliert, so werden wir 
das Opfer, welches in der Errichtung so mannigfacher Organi- 
sationen gelegen ist, nicht zu groß finden. Denn unter Voraus- 
setzung ihres Bestandes wird jener Grund oder jene Ausflucht 
kein Gehör mehr beanspruchen können und wird derjenige, 
der keine dieser ihm zur Wahl verstellten Organisationen 
zur Genugtuung für den ihm zugefügten Schimpf anruft, 
sondern den Weg der Herausforderung betritt, der dafür an- 
gedrohten Strafe verfallen können und verfallen müssen. 
Wenn er den beiden Formen des Gerichtes, die die Staats- 
gewalt ihm zur Verfügung stellt, nicht genügend vertraut, kann 
er den Ehrenrat anrufen, und wenn sein Gegner sich diesem 
nicht stellt, schafft dieser gegen sich selbst eine so zwingende 
Vermutung des Unrechts seiner Sache, daß der Beleidigte 
weiterer Schritte nicht bedarf, um seine Ehre als eine, trotz 
jenes Angriffes, unbemakelte zu erweisen. Wer aber keinen 
dieser Schritte zu unternehmen wagt, spricht damit sich selbst 
das Urteil und verwirkt jeden Anspruch auf eine besondere 
Begünstigung gegenüber den Satzungen des geltenden Landes- 
rechtes, wenn er dieselben durch eine Herausforderung ver- 
letzt. Freilich würde schon die Möglichkeit der Wahl zwischen 
Einer Form des staatlichen Gerichtsverfahrens und dem Ver- 
fahren vor dem Ehrenrate diese Schlüsse rechtfertigen, noch 
zwingender aber werden sie, wenn selbst für das gerichtliche 
Verfahren verschiedene Formen desselben dem Angegriffenen 
zur Wahl gestellt sind. 

Als Grundgedanken für die Behandlung des prozessualen 
Problems dürften sich also die folgenden ergeben: 

8. Anklagen wegen Beleidigung sind aus 
der Kompetenz der Geschwornengerichte auszu- 
scheiden. 

9. Die Aburteilung der durch die Presse began- 
genen Beleidigungen ist höher qualifizierten Einzel- 
richtern der Gerichtshöfe oder jener Bezirksgerichte, 
welche sich am Sitze der Gerichtshöfe befinden, zu 
überweisen. 
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10. Es empfiehlt sich, auch die Aburteilung der 
nicht durch die Presse begangenen Ehrenbeleidi- 
gungen im engeren Sinne des Wortes und ebensolcher 
Schmähungen durch Vorwurf verächtlicher Eigen- 
schaften oder Gesinnungen diesen höher qualifizier- 
ten Einzelrichtern auf Verlangen der einen oder 
anderen Partei zu überweisen. 

11. Die Öffentlichkeit des Beweisverfahrens in 
Beleidigungsprozessen soll vom Gerichte, abgesehen 
von jenen Fällen, in denen die Beleidigung öffentlich 
vorgebracht wurde, auch auf Antrag des Anklägers 
allein ausgeschlossen werden können. 
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I. Einleitung. 

Uer über alle Zweifel vernünftige Gedanke, die Genug- 
tuung für eine Verletzung der Ehre statt im unberechen- 
baren Ausfall eines Waffenganges im Urteil derer zu suchen, 
bei denen unsere Ehre ruht, die uns die Ehre geben, wird 
seit langem besprochen, seine Verwirklichung hat aber kaum 
noch begonnen. Die Gebilde, die ihn auf den ersten Blick zu 
verkörpern scheinen, dienen — in der Nähe besehen — 
meistens anderen Aufgaben. Vorwiegend sind es reine Diszi- 
plinargerichtshöfe, wie z. B. das Ehrengericht der deutschen 
Rechtsanwälte (§ 62 ff. Rechtsanw.-Ordnung) und wenigstens 
teilweise der Ehrenrat der österreichischen Ärztekammern (§12 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1891, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1892), 
und in gewissem Sinne werden auch die Ehrenräte des 
österreichischen Heeres und die Disziplinarräte fiir Offiziere 
der italienischen Armee (Consigli di disciplina per gli ufficiali 
del R. esercito) hieher zu zählen sein. Denn es liegt ihnen 
zwar die Wahrung der Ehre des Offiziersstandes und des ein- 
zelnen ob, eine Beurteilung und Entscheidung findet aber 
nur von dem Gesichtspunkte aus statt, ob die Auffuhrung 
eines Offiziers es gestattet, daß er ohne Schädigung der 
gemeinsamen Standesehre und des Dienstes in seiner Charge 
und militärischen Stellung belassen werden kann. Bei Heraus- 
forderungen zum Zweikampf ist — nach einem jüngst bekannt 

Die Verbesserung des Ehrenschutzes. 3 
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gewordenen Erlasse unseres Kriegsministeriums — die Entschei- 
dung in die Hand des Regimentskommandos gelegt; persönliche 
Genugtuung für eine Beleidigung als Ersatz des Zweikampfes 
gewährt das ehrenrätliche Verfahren nicht. Eher ist es mög- 
lich, daß der Ehrenrat im Unterlassen oder Ablehnen einer 
Herausforderung eine Verletzung der Standesehre sieht. 

Eine engere, innere Beziehung zum Zweikampfe zeigen 
nur zwei Institutionen im Deutschen Reiche: die seit ungefähr 
zwanzig Jahren in den studentischen Kreisen bestehenden 
Ehrengerichte und die Ehrengerichte des deutschen, beziehungs- 
weise bayrischen Heeres. Die studentischen Ehrengerichte 
sollen vor jedem Duell auf schwere Waffen angerufen werden. 
Sie sind keine Spruch-, sondern sozusagen eine Kontrollstelle. 
Sofern nicht auf gütlichem Wege angemessene Sühne erzielt 
wird, erkennen sie, daß die Forderung der Beleidigung nicht 
entspreche , zu schwer sei , oder sie lassen der Sache ihren 
Lauf. Statt die Berechtigung des Duells als Sühne eines 
Ehrenangriffes zu leugnen, anerkennen sie es also und wollen 
ihm durch die Einschränkung auf wirklich ernste Fälle seinen 
Wert möglichst erhalten. Praktisch führt zwar auch dies 
zu einer Minderung der Zweikämpfe, aber im prinzipiellen 
Ausgangspunkte ist diese Einrichtung weit von dem Gedanken 
entfernt, daß der Spruch eines Ehrenrates generell die Stelle 
des Zweikampfes einzunehmen habe. Ähnliche Vorstellungen 
beherrschen die militärischen Ehrengerichte. An sich, wie die 
gleichen Einrichtungen bei uns und in Italien, ein Offiziers- 
Disziplinargericht, das, wo es nicht freispricht, auf Warnung, 
schlichten Abschied oder Entfernung aus dem Offiziersstande 
anträgt, hat die Einführungsordre zur preuß. Verordnung 
vom 2. Mai 1874 und dann die in letzter Zeit oft erwähnte 
Kabinettsordre vom I.Jänner 1897 die Ehrengerichte in eine 
pragmatische Beziehung zum Zweikampfe gebracht. Nach der 
Einführungsordre vom Jahre 1874 soll der Ehrenrat, wo die 
Standessitte es irgend zuläßt, einen Sühneversuch vornehmen; 
wenn dieser nicht gelingt, ist dahin zu wirken, daß die Be- 
dingungen des Zweikampfes zur Schwere des Falles in keinem 
Mißverhältnisse stehen, und schließlich — muß der Ehren- 
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rat durch eines seiner Mitglieder beim Zweikampfe selbst zu- 
gegen sein, damit hiebei die Standessitte gewahrt wird. Wegen 
des Zweikampfes wird ein ehrengerichtliches Verfahren nur 
dann eingeleitet, wenn der eine oder der andere der Betei- 
ligten bei dem Anlasse oder dem Austrage der entstandenen 
Privatstreitigkeit gegen die Standesehre gefehlt hat. Die Er- 
gänzung der Einführungsordre, deren Zweck es war, »Zwei- 
kämpfen der Offiziere mehr als bisher vorzubeugen c, besteht 
der Hauptsache nach darin, daß jeder Herausforderung ein 
Verfahren vor dem Ehrenrathe (dieser steht zum Ehrengerichte 
ungefähr in dem gleichen Verhältnisse wie in Österreich 
der ehrenrätliche Ausschuß zur Offiziersversammlung) voran- 
gehen muß. Der Ehrenrat kann einen Ausgleichsvorschlag 
aufstellen, die Notwendigkeit eines ehrengerichtlichen Ver- 
fahrens aussprechen oder die Ehre der Beteiligten für nicht 
berührt erklären. Über einen Offizier, der unter Verletzung 
dieser Vorschriften herausfordert, ist dem Kaiser zu berichten. 
Soweit sich der Ehrenrat zu keiner der ihm anheim gegebenen 
Entschließungen bestimmt findet, bleibt die Einführungsordre 
vom Jahre 1874 in Kraft. Durch die Kabinettsordre vom 
Jahre 1897 erfährt also eigentlich bloß das Sühne verfahren 
eine gewisse Verstärkung, denn die Überleitung des drohenden 
Zweikampfes in ein Disziplinarverfahren wird praktisch und 
statistisch wohl wenig in Anschlag kommen. 

Der Vorschlag, dem in seiner Ehre Gekränkten statt 
des Duells durch den Spruch eines Ehrenrates Genugtuung 
zu verschaflTen, kann hienach leider nicht an Traditionen an- 
knüpfen, die ihm schon einigermaßen vorgearbeitet hätten. 
Allem Anscheine nach hat er überhaupt nur wenige Vorläufer : 
die französischen Tribunaux de point d' honneur während des 
17. und 18. Jahrhunderts und die Ehrengerichte des hohen 
deutschen Adels, die besonders in Osterreich, Schlesien und 
in der Lausitz bestanden, eine vom Landesherm bestätigte Ein- 
richtung, die nach einem eigenen Ehrenrechte urteilte. In- 
folge der politischen Entwicklungen sind auch diese deutschen 
Ehrengerichte schon lange verschwunden und in Vergessen- 
heit geraten, so daß sie der neuen Bewegung kaum Rück- 
st 
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halt bieten.*) Erst im letzten Jahrzehnt hat der Verein 
katholischer Edelleute in Münster (1890) und etwas später 
(1896) die deutsche Adelsgenossenschaft neuerdings Ehren- 
gerichte als Ersatz des Duells errichtet. Ferner sollen die 
Baltischen Ritterschaften in neuerer Zeit auf ihren Landtagen 
wiederholt über die Errichtung von Ehrengerichten beraten 
haben. Sonst könnte man höchstens noch das sogenannte 
Mißbilligungsverfahren nach § 58 der Geschäftsordnung des 
österreichischen Abgeordnetenhauses hier erwähnen, insofern 
für persönliche Beleidigung durch das Votum der Parlaments- 
genossen Genugtuung geboten wird und damit — wie es der 
Gedanke des Ehrenrates ist — eine zwischen dem Strafprozeß 
und dem Zweikampfe gelegene dritte selbständige Form der 
Erledigung von Ehrenhändeln gegeben ist. 

Somit gezwungen, sich in der Hauptsache erst Bahn zu 
brechen, wird die Institution des Ehrenrates nebstdem mit 
etwas zu kämpfen haben, wodurch sie sich von allen ge- 
schilderten Gestaltungen scharf abhebt: dem Mangel einer 
sozial in sich geschlossenen Grundlage, wie sie die gemein- 
same Standes- oder Berufsangehörigkeit gibt. Dazu die Gegen- 
strömungen und Hemmnisse, die sich aus der Existenz alt- 
ererbter Gebräuche, aus festgewurzelten konventionellen gesell- 
schaftlichen Werturteilen, aus der Furcht, damit in Wider- 
spruch zu geraten, und aus dem Gesamtzustande des öffent- 
lichen Geistes ergeben: das Unternehmen stellt sich fürwahr 
keine leichte Aufgabe! Trotzdem darf es nicht unversucht 
bleiben: es ist die historisch entwickeltere Form der Be- 
kämpfung des Zweikampfes, sozusagen eine logische Not- 
wendigkeit nach den vielen Worten gegen das Duell, in denen 
sich bisher die Gegnerschaft erschöpfte. Sorgfaltig vorbereitet, 
umsichtig eingeführt, wohlwollend beschützt, bis die Über- 



*) Einer der Entwürfe, die das Preußische Landrecht vorbereiteten, 
enthielt ein ausführliches Reglement für Ehrengerichte bei Duellen zwischen 
Zivil- oder Militärperäonen. Doch Friedrich IL verwarf diesen Vorschlag unter 
Anerkennung der löblichen Absicht, da seiner Meinung nach »die gänzliche 
Ausrottung (der Duelle) immer ein Wunsch bleiben« werde und die Errichtung 
des vorgeschlagenen Ehrengerichtes nicht zu erreichen sein dürfte. 
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Zeugungen sich der Suggestion und dem Zwange der Duell- 
sitte zu entwinden beginnen und einige Proben sieghafter 
Lebenskraft über die Zukunft beruhigen, wird sich die neue 
Institution des Ehrenrates vielleicht doch das Ansehen und 
die Bedeutung zu erwerben wissen, die ihr als dem einzigen 
Mittel zu wünschen ist , das zur Bekämpfung des Duells noch 
übrig ist. Die Machtmittel des Staates schlugen fehl, unaus- 
rottbar überdauerte die Sitte des Zweikampfes die blutigsten, 
grausamsten Repressalien, und auch die schwersten kirchlichen 
Strafen vermochten wenig gegen den Zweikampf. Nun soll 
die Gesellschaft selbst den Kampf aufnehmen, der so lange 
gegen sie geführt wird, und es gilt festzustellen, ob nicht 
etwa derselbe Quell, dem das Übel entspringt, auch die 
Heilung dieses Übels bringen kann. 

Von aller sanguinischen Hoffnungsseligkeit frei gehen die 
vorliegenden Vorschläge zur Organisierung dieser gesellschaft- 
lichen Selbsthilfe von dem Gedanken aus, daß auch die 
bestersonnenen Veranstaltungen die Duellsitte nur schwer 
und allmählich werden verdrängen können, und daß am 
wenigsten von heroischen Mitteln, von Zwangsmaßregeln zu 
erwarten ist. Der Ehrenrat wird nichts von Behörde, Polizei 
oder Amt an sich tragen dürfen. Er muß etwas sein, das 
sich aus dem inneren Bedürfnisse der Gesellschaft selbst los- 
gerungen hat: nur wenn seine Einrichtung und sein Gebaren 
ein weltmännisches ist und er in allem das Gepräge einer 
freien gesellschaftlichen Schöpfung trägt, ist zu hoffen, daß 
auch Kreise, die heute die Bewegung gegen das Duell noch 
mißbilligen, mit der Zeit eine bessere Meinung von dieser 
Einrichtung fassen werden. Gelingen kann nur erwartet 
werden, wenn auch die Gegner die Überzeugung gewinnen, 
daß es sich bei der Institution des Ehrenrates um etwas 
handelt, mit dem jedermann unbeschadet seiner Stellung zum 
Duell sich einverstanden erklären kann. Mit einem Worte : 
um ein wirksames Mittel gegen das Duell zu sein, wird 
der Ehrenrat, wie die Verhältnisse einmal liegen, möglichst 
wenig als ein Kampfmittel sich geben dürfen. 
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IL Aufgabe des Ehrenrates. 

Vorfrage dafür ist das Verhältnis des Ehrenrates zu 
den staatlichen Ehrenschutzeinrichtungen. Letztere durch die 
Ehrenräte zu ersetzen, ist ausgeschlossen. Die obligatorische 
Einführung von Ehrenräten an Stelle der staatlichen Gerichte, 
wenn es mehr sein soll als bloße Änderung der urteilenden 
Personen, wäre ein zu ausgreifender Plan, würde zu große Um- 
wälzungen der Anschauungen und Gesetze erheischen und würde 
Gegnerschaften, u. zw. selbst politische, hervorrufen. Als allge- 
meine Maßregel stünde die Errichtung von Ehrenräten auch 
nicht im rechten Verhältnisse zu der auf bestimmte Gesellschafts- 
kreise beschränkten Duellsitte. Die staatliche Ehrengerichts- 
barkeit aber bloß für einzelne Gesellschaftsschichten einzu- 
führen, also ein nach Ständen differenziertes, gemischtes System 
des Ehrenschutzes, würde dem Zeitgeiste widerstreben. Endlich 
ließe sich der volle Ersatz des gerichtlichen Ehrenschutzes durch 
Ehrenräte kaum praktisch durchführen, denn im Jahre 1900 
wurden beispielsweise nicht weniger als 366.249 Personen 
wegen Ehrenbeleidigung angeklagt. 

Den Weg zur Lösung dieser Vorfrage zeigt der Gedanken- 
gang und die Stimmung desjenigen, der nicht aus Rauflust und 
Renommage und auch nicht um die ihm unangenehme Wahr- 
heit zu unterdrücken, sondern unter dem Einflüsse der her- 
kömmlichen gesellschaftlichen Anschauungen oder aus Wider- 
streben gegen eine gerichtliche Verhandlung wegen einer Be- 
leidigung statt zur Klage zur Herausforderung greift. Danach 
ist das einzig Richtige, die Anrufung des Ehrenrates geradeso 
ins Belieben des Beleidigten zu stellen wie den Entschluß zur 
Herausforderung. Ehrenrat und gerichtlicher Ehrenschutz 
müssen im selben Verhältnisse stehen wie jetzt Duell und Ehren- 
beleidigungsklage. Jeder soll die Wahl behalten, die er heute 
hat, nur mit dem Unterschiede, daß er zwischen zwei gleich 
gesetzlichen Wegen sich entscheiden kann. Weitere Vorteile 
dieses Verhältnisses sind : Die Einrichtung des Ehrenrates be- 
schränkt sich dann von selbst auf die Kreise, für die gegenwärtig 
das Duell in Frage kommt. Es kann ferner nach Art der Be- 
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leidigung und nach der Persönlichkeit des Beleidigers gewählt 
werden, und innerhalb der hienach wahrscheinlichen Grenzen 
wird es möglich sein, der Aufgabe zu genügen, ohne bei 
Auswahl der Ehrenratsmitglieder zu weitherzig sein zu 
müssen. Diese Methode entspricht endlich auch dem Mangel 
eines sozialen Zusammenhanges zwischen den Personen, die 
den Ehrenrat anrufen; nur eine gemeinsame Berufsangehörig- 
keit oder das Bestehen eines sonstigen Verbandes könnte 
die Obligaterklärung des Ehrenrates rechtfertigen. 

Eine zweite Vorfrage ist, von welcher Art der Ehren- 
schutz des Ehrenrates sein soll? Die Antwort wird zu 
suchen sein in dem dargelegten Altemativverhältnis und 
in der Bestimmung, für den Zweikampf Ersatz zu bieten. 
Der staatliche Ehrenschutz stellt unter gewissen Voraus- 
setzungen Bestrafung des Beleidigers in Aussicht, der Zwei- 
kampf Nun, wenn darin ein Sinn liegt, ist es einerseits 

der Gedanke, durch die Herausforderung zu dokumentieren, 
daß man die Beleidigung als solche empfindet und nicht sie 
ertragen will, also Beweis reger Empfänglichkeit des Ehr- 
gefühles, als Zeichen innerer Vornehmheit und solcher tadel- 
loser Gesinnung, wie sie die gute Gesellschaft verlangt. Man 
will zeigen, >daß Ehre mehr wert ist als Leben c. Anderer- 
seits liegt der Herausforderung im oben begrenzten Umfange 
eine gewisse Racheempfindung zugrunde. Josef II. hat die 
Duellanten in seiner bekannten Kabinettsordre geradezu Männer 
genannt, die alles der Rache und dem Hasse gegen ihren 
Feind aufzuopfern bereit sind. Dunkel ist aber dem Fordemden 
auch der Wunsch nicht ganz fremd, daß der Ausgang des 
Kampfes sein Recht, des andern Unrecht bekunde, etwa 
ähnlich dem gerichtlichen Zweikampfe, dem Gottesurteile, 
mit welchem nach Ansicht mancher das Duell gewisse Be- 
rührungen hat. Je häufiger der Zweikampf ist, desto weniger 
reflectiert der einzelne über seine letzten Motive ; er tut, was 
andere und weil sie vor ihm unter ähnlichen Umständen das 
Gleiche getan. Was aber dem Zweikampfe seine Beharrungs- 
kraft als Sitte gibt, seine psychologischen Wurzeln sind die 
angedeuteten, immer vorausgesetzt, daß er nicht aus Lands- 
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knechtsgesinnung oder als verzweifeltes Mittel zur Verhütung 
des Bekanntwerdens der Wahrheit gewählt wird. 

Was an diesen unklaren oder unbewußten Zielen des 
Duells als berechtigt, vernünftig anerkannt und auch durch 
andere Mittel gewährt werden kann, als durch den Zwei- 
kampf, ist: die Manifestierung des Ehrgefühls, das die 
Beleidigung nicht hinnehmen und dulden will, sowie 
der Wunsch, festzustellen, wie die Beleidigung auf 
die gesellschaftliche Umgebung des Angegriffenen 
gewirkt hat. Für die Romantik, fiir die Sensationen und 
für alles sonstige unheimlich Lockende, das das Duell einem 
nach Abenteuern dürstenden Sinne bietet, ein Äquivalent 
zu geben, darauf muß verzichtet werden, selbst auf die 
Gefahr, daß unter denen, die im Banne solcher Phantasien 
stehen, der Ehrenrat nicht leicht Anhänger finden wird. 
Da es außerdem kaum zu verteidigen wäre, für den näm- 
lichen Zweck zwei Paralleleinrichtungen zu haben und da- 
durch die Tätigkeit der staatlichen Gerichte in Ehren- 
sachen herabzudrücken, als das minder Gute hinzustellen, 
so ergibt sich weiter: Im Ehrenschutz, den der Ehren- 
rat gewähren soll, wird das Moment der öffentlichen Strafe, 
der Bestrafung fehlen können. Sein Wesen wird darin be- 
stehen, daß angesehene Männer von anerkannter 
Ehrenhaftigkeit, deren Stellung und Wirken eine 
geläuterten sittlichen und gesellschaftlichen An- 
schauungen gemäße Auffassung des Ehrbegriffes 
und der Ehrenpflichten verbürgt, sozusagen als 
Repräsentanten der Meinungen und Ansichten der 
verschiedenen Gesellschaftsklassen und Kreise über 
die Beleidigung urteilen und sie verurteilen. Wo 
nicht der Rachetrieb oder doch der Wunsch nach Wieder- 
vergeltung mitspielt, wird dieses Verdikt alles geben, was der 
Beleidigte fordern kann. Der Beleidiger ist ins Unrecht gesetzt, 
es ist ihm bekundet worden , daß er nach Ansicht auserlesener 
Ehrenmänner, in denen das Ehrgefühl und das gesellschaft- 
liche Gewissen in feiner Empfindlichkeit wirkt, ungehörig, 
d. h. unehrenhaft gehandelt hat, und es ist endlich damit 
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ausgesprochen, daß diese ungehörige Handlung die Ehre des 
Beleidigten nicht anzutasten vermochte, letzterer in den 
Augen der Ehrenrichter trotz der Beleidigung im Genüsse 
ungeminderter Achtungswürdigkeit erscheint. Das gerichtliche 
Urteil enthält bis zu einem gewissen Grade Ähnliches, 
aber der Unterschied liegt — von der Frage des Maßstabes 
der Beurteilung abgesehen — in der persönlichen Beziehung 
zwischen Richter und Parteien. Die dem Beleidigten für seine 
gesellschaftliche Stellung, für seinen Beruf u. s. w. oft un- 
gemein wichtige Gewähr, daß seine Lebensführung ins- 
besondere auch den Ehrbegriffen derer entspricht, an deren 
Zustimmung ihm gelegen ist oder sein muß, weil dies die 
Grundlage seines Verkehres bildet, diese Gewißheit kann 
ihm ein Richterspruch nicht so sicher verschaffen. Gerade 
deshalb entschließt er sich bis nun oft zum Zweikampfe. Der 
Ehrenrat gibt ihm nun statt Symbolen ein, man könnte 
sagen, wissenschaftlich exaktes Mittel, um sich dieser Zu- 
stimmung aufs klarste zu versichern und damit die wirkliche 
Genugtuung zu erlangen, daß der EhrangrifT des Beleidigers 
abgeprallt und auf letzteren zurückgefallen sei , der jetzt wegen 
dieses Angriffes in den Augen der Welt als entehrt dasteht. 

Das kann im einzelnen Verfahren in verschiedener 
Weise zum Ausdrucke kommen. Es ist sachlich dasselbe, ob 
der Beleidiger die Beleidigung zurücknimmt, eine Ehren- 
erklärung abgibt, sich entschuldigt oder Abbitte leistet, oder 
ob eine Verurteilung stattfindet: immer wird damit die 
Beleidigung als Unrecht und die Ehre des Beleidigten als 
von Makel frei erklärt. 

Die Verurteilung wird in dem Ausspruche bestehen, 
daß der Beleidiger durch sein Benehmen die Ehre seines 
Gegners zu Unrecht verletzt habe. Bei der in Leipzig ab- 
gehaltenen Besprechung wurden einige Zusätze zu diesem 
wesentlichen Inhalte der Sentenz vorgeschlagen: so die Er- 
klärung, daß der Beleidiger sich durch die Beleidigung selbst 
an seiner Ehre geschädigt habe (Schutz der Ehre S. 19, 24), 
oder die Aberkennung der Qualität als Ehrenmann, Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte und der Titel, Ausstoßung aus 
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der guten Gesellschaft und bei Angehörigen einer Körper- 
schaft aus dieser (S. 28).*) Letzteres würde kaum auf allgemeine 
Billigung zählen können. Der erstere Beisatz entstammt der alten 
Volksweisheit, daß die Beleidigung auf den Beleidiger selbst 
zurückfallt, aber dieser Gedanke müßte jedenfalls in eine 
leichter verständliche, mehr plastische Form gekleidet werden, 
mehr Körper gewinnen. Vielleicht dadurch, daß der Ehren- 
rat die Befugniß erhält, gegebenenfalls nebst der Ver- 
urteilung auch seine Mißbilligung wegen des Benehmens des 
Beleidigers auszusprechen. Diese Mißbilligung liegt an und 
für sich schon in der Verurteilung, denn wenn ausgesprochen 
wird, der Beleidiger hat unbegründet, ungerechtfertigt die 
Ehre eines anderen angegriffen, so trifft ihn damit der 
Vorwurf einer verwerflichen Handlungsweise, ein schwerer 
Tadel. Darum wird auch nicht in allen Fällen nach einer 
ausdrücklichen Mißbilligung Bedürfnis sein; doch können 
flagrante Ehrverletzungen, z. B. Verletzung der FamUienehre 
durch Verführung, vorkommen, die laut zu mißbUligen dem 
Ehrenrate geradezu ein Gewissensdrang sein mag, wo das 
kalte, objektive guilty dem durch die Beleidigung erregten 
öffentlichen Urteile nicht ausreichende Genugtuung bietet, 
und eine solenne Mißbilligung zugleich eine allgemeine 
Warnung und Mahnung ist, die andere von gleichen Be- 
leidigungen abhalten soll. Äußerstenfalls könnte dieser 
Mißbilligung die Wendung gegeben werden: Der Beleidiger 
habe durch sein Benehmen die Achtung verwirkt. 

Gleichfalls die Qualität des Schutzes betrifft die Frage 
nach der Publizität des Ehrenratsspruches und ihren Grenzen. 
Hierin wird das Verfahren vor dem Ehrenrate den gesell- 
schaftlichen Anschauungen mehr entgegenkommen können 
als der gerichtliche Rechtsschutz. Das richterliche Urteil 
gehört grundsätzlich der Öffentlichkeit: jedes Urteil wird 

*) Ein Zwischenfall in der französischen Deputiertenkammer gab vor 
kurzem zur Einberufung des ständigen Ehrengerichtes der Socidtd d'encou- 
ragement de Tescrime Anlaß, dessen Spruch nach einer Zeitungsnachricht 
lautete : Que des faits contradictoirement expos^s il r^sulte que rien n'a ^t^ 
relevd et ne saurait ötre retenu contre 1' honneur de M. N. , qui a 6t6 grave- 
ment et publiqucment injuria par M. N. 
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nicht nur öffentlich verkündet, sondern es kann nebstdem 
publiziert werden, mag die Verhandlung selbst öffentlich gewesen 
sein oder nicht. Das hält manchen davon ab, eine Ehren- 
sache vor das Gericht zu bringen. Über die Ehrenrats- 
verhandlung hingegen und den ehrenrätlichen Spruch wird 
allen nicht Betheiligten gegenüber das strengste Stillschweigen 
zu beobachten sein, wenn die einzelne Sache ihrer Natur nach 
dies fordert, wie insbesondere bei allen Konflikten, die in das 
Familienleben eingreifen. Das könnte zugleich die sehr er- 
wünschte Folge haben, die heute gang und gäbe Ungeniertheit 
einzudämmen, mit der die delikatesten Beziehungen und die 
Mißhelligkeiten, die darin ihren Grund haben, in der Öffent- 
lichkeit besprochen werden. Andererseits gibt es Beleidigungen, 
die durch einen nur den Parteien bekannten Spruch nicht 
genügend gesühnt erscheinen; namentlich wo die Beleidigung 
selbst eine öffentliche gewesen, muß auch das Verdikt des 
Ehrenrates, um seinen vollen Zweck zu erfüllen, veröffentlicht 
werden können. Wäre dies verwehrt, so würde der Schutz 
des Ehrenrates oft und vielen als ein unzulänglicher, un- 
vollkommener erscheinen. Der Ehrenrat soll daher die Be- 
fugniss erhalten, auf Verlangen beider oder auf Antrag wenig- 
stens einer der Parteien die Publizierung seines Spruches ein- 
schließlich einer eventuellen Mißbilligung zu beschließen 
und die Art der Veröffentlichung zu bestimmen. Um ihren 
Zweck zu erfüllen, wird die Veröffentlichung je nachdem auch 
einzelnes aus dem Tatbestande mitteilen müssen. Was und 
wieviel , wird oft nicht leicht zu entscheiden sein und feinen 
Takt erfordern , aber man wird es getrost dem Ehrenrate 
anheimgeben können. 

Diesen Schutz kann der Ehrenrat vorweg bei allen 
Angriffen auf die Ehre gewähren, die nach den geltenden 
Gesetzen strafbar sind (§§ 487, 488, 489, 491, 496 St. G.). Ein 
Zweifel wäre höchstens in der Richtung möglich, ob nicht den 
öffentlichen Beschimpfungen und Mißhandlungen (§ 496 St. G. 
die Kompetenz des Ehrenrathes zu verschließen wäre. Manches 
spricht dafür: die großen Zahlen, mit denen in dieser Gruppe 
zu rechnen ist, ferner daß es sich hiebei mehr um Leiden- 
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Schaftsausbrüche, Roheitsäußerungen als um wahre Ehren- 
angriffe handelt, dann das Mißverhältnis zwischen der sozialen 
Bedeutung solcher Vorfälle für die Mehrzahl der Kläger und 
der Bedeutung, die für das Ehrenrats- Verfahren von vorn- 
herein beansprucht werden muß, wenn es wirklich als Ersatz 
für das Duell gelten und betrachtet werden soll u. s, w. Doch 
alle diese Bedenken müssen der Tatsache weichen, daß der 
Ausschluß der Beschimpfungen und Mißhandlungen vom 
Ehrengerichte ein manchen hochwillkommenes Mittel zur Pro- 
vozierung des Duells geben würde. Erst vor kurzem ging 
durch die Zeitungen eine Mitteilung, wonach ein deutscher 
Student, der sich satzungsgemäß dem Spruche des Ehren- 
rates über die Angemessenheit der Forderung zu unterwerfen 
hatte, im Bewußtsein, der Ehrenrat werde die Forderung 
nicht zulassen, seinen Gegner tätlich beleidigte, um das Duell 
auf diesem Wege zu erzwingen. Ein Beispiel, das sich oft 
wiederholen würde, um den Ehrenrat beiseite zu schieben, 
wenn der Beleidiger beim Beleidigten die Neigung voraussetzt, 
den Ehrenrat anzurufen, statt eine Herausforderung ergehen 
zu lassen. Da solche Beschimpfungen u. s. w. überdies oft 
nur das Symptom, die nächste Wirkung eines anderweitigen 
schwereren Ehrenkonfliktes sind, wird eine Ausnahme in 
diesem Punkte nicht zu befürworten sein, zumal kaum anzu- 
nehmen ist, daß dort, wo eine derartige Beleidigung des 
Hintergrundes eines ernsteren Ehrenhandels entbehrt und die 
Duellsitte bisher nicht verbreitet war, die Parteien sich des- 
halb künftig an den Ehrenrat wenden werden. 

Mit den gesetzlichen Ehrendelikts-Tatbeständen würde 
jedoch das Tätigkeitsfeld des Ehrenrates zu enge begrenzt 
sein, so vorteilhaft es auch in gewisser Hinsicht wäre, sich 
ohne Vorbehalt auf den Boden des Gesetzes zu stellen und 
damit der Ehrenratsinstitution eine klare, sichere Grundlage 
zu geben. Denn erstens kann die Funktion des Ehrenrates 
unmöglich auf öffentliche Beleidigungen beschränkt werden. 
Sodann fordert eine sehr delikate Frage, die als Duell- 
ursache eine verhängnisvolle Rolle spielt: die Sühne eines 
Ehebruchs oder schwerer Beleidigung weiblicher Familien- 
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glieder ein Hinausgehen über den Rahmen des gerichtlichen 
Ehrenschutzes. Wer für solchen Rechtsbruch Genugtuung 
vom Beleidiger erhalten will, kann die Form einer Beschimpfung 
oder tätlichen Mißhandlung des Beleidigers wählen, wie es 
oft geschieht, er kann aber auch nach heutigen Anschauungen 
direkt als an seiner Ehre gekränkt (Ehegatte, Vater, Bruder, 
Bräutigam) an den Beleidiger eine Herausforderung richten. 
Ob in solchen Fällen das leidenschaftliche Verlangen nach 
Rache und nach Vernichtung oder schweren Schädigung des 
Gegners nicht alle anderen Erwägungen übertönen wird, 
ob sich in nächster Zeit viele finden werden, denen hier 
ein Sprach des Ehrenrates die brennende Schmach tilgen 
wird, steht dahin. Jedenfalls dürfen Bestrebungen, die das 
Duell bekämpfen , nicht die ehrenrätliche Austragung eines 
solchen Zwiespalts deshalb unmöglich machen, weil das 
Strafgesetz diese Kränkungen zum Teile nicht in ehren- 
rechtlicher Perspektive betrachtet. 

Endlich gibt es leichtere, geringfügige Zwistigkeiten, 
die nach positivem Rechte überhaupt nicht als strafwürdige 
Ehrverletzungen gelten, dennoch aber hier nicht übersehen 
werden dürfen, weil — wie die Erfahrung leider zeigt — im 
Leben derlei kleinliche Zwischenfälle des gesellschaftlichen 
Verkehrs nicht selten Anlass zu Zweikämpfen sind. Wo ein 
so offenbares Mißverhältnis zwischen dem Zweikampf und 
seinem Anlasse obwaltet, da ist letzterer sehr häufig nur das 
zufällige Ereignis, in dem sich eine gegenseitige Gereiztheit, 
eine starke Abneigung oder Mißachtung entladet oder mittels 
dessen solche geringschätzende Gesinnungen demonstrativ 
bekundet werden sollen. Das Verhältnis ist ähnlich dem, wie 
es eben früher für die Beschimpfungen geschildert wurde. 
Die Versagung der ehrenrätlichen Vermittlung könnte des- 
halb auch hier nur schaden. Um aber den Ehrenrat davor 
zu bewahren, sich mit gar zu unbedeutenden Vorfallen, mit 
Beschwerden gegen Ungezogenheiten, Unhöflichkeiten u. ä. be- 
fassen zu müssen, wird ihm das Recht einzuräumen sein, seinen 
Spruch zu versagen, wenn er die vorgebrachte Angelegen- 
heit für zu geringfügig hält oder wenn der Fall überhaupt 
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nicht als Ehrenkränkung zu qualifizieren und deshalb zur 
ehrenrätlichen Behandlung ungeeignet ist. 

Innerhalb dieses Kompetenzkreises kann sich in einem 
Falle eine eigenartige Funktion des Ehrenrates ergeben: 
wenn nämlich der Beleidiger sich dem ehrenrätlichen Ver- 
fahren nicht unterwirft. Kann durch derartige Ablehnung das 
Eingreifen des Ehrenrates überhaupt ausgeschaltet werden, 
so würde die Einführung des Ehrenrates die Mittel, den 
Zweikampf zu erzwingen, eher vermehren. Denn bei aller 
Vorsicht, das Anrufen des gerichtlichen Ehrenschutzes wird 
dem Beleidigten mit Einführung des Ehrenrates moralisch 
um einen Grad schwerer gemacht, weil der Spruch des 
Ehrenrates den Spruch des staatlichen Richters bisweilen 
an gesellschaftlicher Geltung überstrahlen wird. Das Ehren- 
gericht würde dem Beleidigten infolge der Taktik seines Geg- 
ners nicht erreichbar sein, vor das staatliche Gericht will er 
aber die Ehrensache, weil es besondere Ehrengerichte gibt, 
noch weniger als heute bringen. Um ähnliche Zwangslagen 
zu vermeiden, wird man ein einseitiges Anrufen des Ehren- 
rates nicht ganz ausschließen dürfen. Nicht als ob der 
Ehrenrat ungeachtet des Fembleibens des Beleidigers über 
dessen Tat urteilen, ihn verurteilen könnte, aber dem Be- 
leidigten soll es frei stehen, über sein eigenes Verhalten in 
der fraglichen Angelegenheit einen Ausspruch des Ehren- 
rates zu erwirken. Mit der Genugtuung, die darin liegt, 
daß der Ehrenrat das Verhalten des Beleidigten als ein 
den Ehrbegriffen entsprechendes erklärt, wird sich der Be- 
leidigte in vielen Fällen zufrieden geben können und auf eine 
weitere Verfolgung der Sache, namentlich auf die Heraus- 
forderung verzichten. Mitunter wird allerdings die Abwesen- 
heit des einen Teiles die für das Verdikt wesentlichen Fest- 
stellungen so erschweren, daß der Ehrenrat sich für eine 
gerechte und unparteiische Entscheidung nicht hinreichend in- 
formiert hält. Hier wird dann das Verfahren in die Erklärung 
auslaufen, daß ein Ausspruch untunlich ist, weil der Sachverhalt 
durch das einseitige Vorbringen nicht so vollständig klargelegt 
ist, als es die Gewissenhaftigkeit der Ehrenrichter verlangt. 
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Für Ehrenbeleidigung durch die Presse (in Druckwerken 
u. dergl.) soll in keiner Richtung Besonderes gelten. 

Zu wünschen wäre begreiflicherweise, daß der Konflikt 
durch den Spruch des Ehrenrates vollständig erledigt werde 
und insbesondere eine weitere Genugtuung nicht gefordert 
werden dürfe. Sofern man dabei an eine Genugtuung durch 
Urteil des ordentlichen Richters denkt, wird später von den 
Mitteln zur Verhütung einer solchen kumulativen Konkurrenz 
die Rede sein. Ein Zurückgreifen auf die Herausforderung 
zum Zweikampfe, nachdem beide Teile einmal vor dem 
Ehrenrate gestanden sind, ist wenig wahrscheinlich. Da jedoch 
die Frage einer Nichtachtung des ehrenräthlichen Spruches 
gelegentlich erörtert wird, sei Folgendes erwähnt. Es würde 
die Krönung der ganzen Institution sein, wenn das Verdikt 
des Ehrenrates wirksam vor solcher Nichtachtung geschützt 
werden könnte, aber dazu ist kaum Aussicht vorhanden. Es 
wurde vorgeschlagen, den Duellanten, der die Entscheidung 
des Ehrenrates verachtet, mit Verlust der Bürgerrechte und 
der Fähigkeiten zu Ehrenämtern sowie mit hohen, seinem 
Vermögen entsprechenden Geldstrafen zu treffen. Vielleicht 
wird die öffentliche Meinung allmählich für diesen Gedanken 
reif. Die Zukunft ist hier zum Teile dem Ehrenrate selbst 
anheimgegeben, sobald er nur seine Funktion begonnen haben 
wird — unserer Zeit des nicht verfolgten oder doch straflosen 
Zweikampfes ist eine solche ihren Auffassungen so grell kon- 
trastierende Gesetzgebung kaum zuzumuten. Und was wäre 
selbst mit dem Gesetze erreicht, wenn das neue Gesetz im selben 
Geiste gehandhabt würde wie die geltenden Normen gegen 
den Zweikampf? Die Frage der Bekämpfung des Duells ist 
eben in keinem einzigen Punkte von ihrem geistigen Unter- 
grunde zu lösen; gesetzgeberische oder Verwaltungsarbeit für 
sich allein ist machtlos, das beweist die mehr als tausendjährige 
Geschichte des Duells. Die Änderung der Kriegsartikel in 
England im Jahre 1844 hatte nur deshalb schon in den nächsten 
Dezennien so vollständigen Erfolg, weil diese Maßregel — 
wie allseits bestätigt wird — in der englischen Gesellschaft 
einen wohl vorbereiteten Boden antraf. 
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Diese Auseinandersetzungen führen zu folgenden Schlüssen : 

1. Die Ehrenräte (Ehrengerichte) haben die Aufgabe, 
auf freiwilliges Anrufen einer Partei über ihr zugefügte Ehren- 
kränkungen oder, falls der Gegner sich dem Ehrenrate 
nicht unterwirft, über die Ehrenhaftigkeit des Verhaltens der 
Partei zu urteilen, die den Ehrenrat anruft. 

2. Der Spruch des Ehrenrates kann nicht bloß wiegen 
der in §§ 487, 488, 489, 491, 492 und 496 St. G. bezeich- 
neten Vergehen und Übertretungen gegen die Sicherheit der 
Ehre, sondern wegen jeder zugefügten Ehrenkränkung be- 
gehrt werden. 

3. Wenn der Ehrenrat erkennt, daß die Ehre eines 
Beteiligten verletzt worden sei, kann auch die Mißbilligung 
dieser Ehrverletzung ausgesprochen oder auf Abgabe einer 
Ehrenerklärung erkannt werden. 

4. Das ehrenrätliche Erkenntnis (einschließlich der 
Mißbilligung) kann auf Verlangen beider oder auf Antrag 
einer der Parteien veröffentlicht werden. Art und Inhalt der 
Veröffentlichung bestimmt der Ehrenrat. 

III. Organisation des Ehrenrates. 

Die skizzierte Aufgabe des Ehrenrates und insbesondere 
der Verzicht auf eine Strafgewalt des Ehrenrates macht ein 
staatliches, behördliches Element in seiner Zusammensetzung 
entbehrlich; er soll sich durch freie Auslese aus denjenigen 
bilden, die man zu diesem Amte nach Persönlichkeit, Wirken 
und gesellschaftlicher Stellung würdig und fähig hält und die 
dessen Mühen übernehmen wollen. Der gerichtliche Ehren- 
schutz und der Ehrenrat sind dann scharf von einander ge- 
sonderte Dinge, und es dürfte so gut sein. Der Ehrenrat 
wird dadurch vor allem für diejenigen annehmbar, die bis 
jetzt das Duell notwendig fanden, weil sie aus was immer 
fiir Gründen im gerichtlichen Verfahren und Urteile keine 
ausreichende, ihnen genügende Genugtuung sehen und diese 
Geringschätzung wohl auch auf den Ehrenrat übertragen 
würden, wenn sich dieser an das Gericht irgendwie anlehnen 
würde. Je größer die Zahl derer ist, die so denken — dar- 
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über soll man sich nicht täuschen — , desto wichtiger jene 
reinliche Scheidung, die jedem das Bewußtsein gibt und 
läßt, daß er mit dem Anrufen des Ehrenrates nicht den 
von ihm und seinen Standesgenossen perhorreszierten Weg zu 
Gericht betritt. Natürlich sind das Vorurteile, wie das Duell 
selbst; aber besser das gefährlichere, schädlichere Vorurteil 
dadurch bekämpfen, daß man einer minder schädlichen vor- 
gefaßten Meinung nachgibt, wenn es ohne sachlichen Nach- 
teil geschehen kann, als darauf warten, bis eine bessere 
Erkenntnis über alle Vorurteile triumphiert. 

Selbst da, wo das Ehrengericht ausgesprochen den Cha- 
rakter eines Disziplinargerichtes trägt, ist es einheitlich, ohne Bei- 
ziehung eines Trägers der staatlichen Gerichtsgewalt zusammen- 
gesetzt. Offenbar soll vor allem dadurch die geistige Einheitlich- 
keit des Spruches geschützt werden : man will das Urteil rein 
nach den Anschauungen, nach den lebendigen Pflicht- und 
Ehrbegriffen der betreffenden Kreise, ein ganz aus konkreter 
Betrachtung, aus persönlichen Erfahrungen geschöpftes Urteil, 
unbeeinflußt und ungetrübt durch die technisch -juristische 
Denkart, die vom Konkreten gerne abstrahiert und tatsächlich 
Verschiedenes der gleichen Rechtsregel unterwirft. Daran wird 
umsomehr festzuhalten sein, wenn der Ehrenrat und das 
staatliche Gericht nebeneinander zur Wahl gestellt werden. 
Wer sich in dieser Situation an den Ehrenrat wendet, will 
andere Urteilsmaßstäbe, nicht bloß eine andere Ver- 
brämung des urteilsfindenden Organs. Er sucht die Gedanken 
und die Betrachtungsweise der neben ihm im aktuellen 
Leben Stehenden, weil er zur Beruhigung seines aufgeschreckten 
Persönlichkeitsgefühles und in Sorge um seine etwa ge- 
fährdete oder zerstörte soziale Geltung die ihm widerfahrene 
Unbill und ihre Wirkung gerade an der Auffassung derer 
messen will , mit denen er leben muß und nach deren An- 
sichten sich die Mehrzahl der ihm nächst Stehenden richtet. 
Nicht das geschulte juristische Denken sucht er also, ihm 
ist es mehr darum zu tun, wie bestimmte Gesellschaftskreise 
das Geschehene empfinden und in ihrem Denken und Urteüen 
dagegen reagieren. Im Gegensatze zum richterlichen Urteile 

Die Verbesserung des Ehrenschutzes. 4 
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soll es ein aus dem gesellschaftlichen Empfinden abgeleit etes 
Urteil sein, ein Urteil, das eigentlich im Grunde nur die 
logische Verarbeitung einer moralischen Erregung, eines 
Gefühles ist. Der Berufsrichter würde daher einen tiefgehenden 
Zwiespalt in den Ehrenrat hineintragen: das bii3chen formale 
Vervollkommnung, das Verfahren und Urteil vielleicht da- 
durch gewinnen möchten, wäre mit der inneren Trübung 
zu teuer erkauft, die der Spruch durch das Ineinander- 
fließen zweier oft so verschiedenartigen Betrachtungsweisen 
erleiden könnte. Nebenbei erwähnt beugt der Verzicht auf 
Mitwirkung eines staatlichen Organes auch Schwierigkeiten 
vor, die bei Kompetenzkollisionen entstehen könnten. Muß 
das staatliche Gericht wegen Fehlschlagens des ehrenräth- 
lichen Verfahrens sich nachträglich mit der Sache befassen, 
so ist die Position des Richters eine viel einfachere, wenn er 
das ehrenrätliche Verfahren als ein durchaus privates Vor- 
spiel ansehen kann. 

Damit ist wohl auch schon beantwortet, ob für den 
Ehrenrat die Anlehnung an die staatliche Rechtsschutz- 
organisation anzustreben sei. Für einen Ehrenrat ohne jedes 
behördliche Element hat eine solche Angliederung weder 
Berechtigung noch Nutzen. Sie würde eher die Organisations- 
freiheit beeinträchtigen. Die Einrichtung des Ehrenrates wird 
ihren vollen Effekt nur äußern, wenn das kräftige Selbst- 
bewußtsein der Besten in Staat und Gesellschaft sie stützt 
und trägt, und wenn sich in ihr, für jeden wahrnehmbar, das 
unbestechliche Gewissen, der ungebeugte Gerechtigkeitssinn 
derer verkörpert und betätigt, die im ganzen Staate oder in 
einzelnen Teilen seines Gebietes als Männer von hervor- 
ragender Ehrenhaftigkeit und Tüchtigkeit anerkannt sind und 
deren Anschauungen über Sittlichkeit und Ehre man sich 
ohne Bedenken unterwirft. Nur als Ausdruck einer so großen 
geistigen und sittlichen Kraft wird sich der Eh renrat 
glücklich entwickeln; sein Lebensprinzip ist ein von dem 
Prinzip der behördlichen Organisation ganz verschiedenes, 
in letzter Linie steht es sogar in einem Gegensatze dazu. 
Davon zu schweigen, daß der Staat schwer seinen eigenen 
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Rechtsschutzeinrichtungen die Konkurrenz machen kann, solche 
anders besetzte Spezialgerichte neben den für die gleichen 
Delikte fortbestehenden ordentlichen Gerichten ins Leben zu 
rufen. Außerdem würde der Versuch, in irgend einer Form 
einen Zusammenhang mit den Staatsbehörden herzustellen, 
die Gesetzgebung vor solche Grundfragen der Behördeneinrich- 
tung stellen , daß bezweifelt werden muß , ob an unsere 
Zeit und unsere politischen Verhältnisse eine solche Zumutung 
gestellt werden darf. 

Ungeachtet der Ablehnung einer systematischen Ver- 
bindung der ehrenrätlichen und staatlichen Gerichte wäre 
doch noch zu überlegen, ob nicht jener Vorschlag eine An- 
regung birgt, die sich trotz dem rein privaten Charakter des 
Ehrenrates zur Förderung dieser Institution verwerten ließe. 
Der Ehrenrat soll keine Behörde sein und auch nicht ijn 
Schatten einer Behörde leben, aber daß namentlich für den 
Anfang eine Art staatlicher Anerkennung des Ehrenrates 
für die Sache, der er dienen soll, Wichtigkeit hätte, wird 
sich nicht leugnen lassen. Hiezu würde genügen, wenn der 
Ehrenrat dort, wo es zu seinem bestimmungsgemäßen 
Wirken notwendig ist, die Unterstützung durch die Gesetz- 
gebung fände: darin läge wenigstens eine indirekte An- 
erkennung, auf die der Ehrenrat wohl ebensoviel Anspruch 
erheben kann als jedes Schiedsgericht. Es wird noch bei 
anderen Punkten darauf zurückzukommen sein, hier taucht 
diese Frage aus folgenden Gesichtspunkten auf 

Die Stigmatisierung eines Vorganges als ungerechtfertigte 
Ehrverletzung und deren Mißbilligung kann — namentlich 
wenn an die Veröffentlichung des Spruches gedacht wird — 
für den Beleidiger nachhaltige unangenehme Folgen haben. 
Man muß dies sogar wünschen; in dem Maße, als das Ver- 
dikt des Ehrenrates den Beleidiger schwerer trifft, wird die 
Genugtuung durch ein solches ehrenrätliches Verfahren der 
heute im Duell begehrten Genugtuung ebenbürtiger. Nichts 
liegt näher, als daß sich der Groll des verurteilten Be- 
leidigers gegen die Mitglieder des Ehrenrates richten wird, 
die er als Urheber seiner mißlichen Lage ansieht, und daß 

4« 
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er sie für die Folgen des Verdiktes zur Rechenschaft ziehen 
wird. Sofern sich die Erregung über die ihm widerfahrene 
Bloßstellung aggressiv in Beleidigungen der Ehrenrats -Mit- 
glieder oder in deren Herausforderung äußert, bieten die be- 
stehenden Einrichtungen und der Ehrenrat selbst, vor welchen 
die Sache zu bringen das beleidigte Mitglied kaum zögern 
wird, allen nötigen Schutz gegen den Doppelbeleidiger. Anders 
wenn sich letzterer auf den Gekränkten hinausspielt und wegen 
des Verdiktes gegen die Mitglieder des Ehrenrates die Ehren- 
beleidigungsklage anstrengt oder behauptet, das Verdikt habe 
ihm irgendwelchen Schaden verursacht, der von den Ehren- 
rats-Mitgliedem zu ersetzen sei (§ 1330 u, a. a. b. G. B.)- Dies 
hätte zur Folge : das Verdikt müßte vor dem Straf- und Zivil- 
richter gerechtfertigt, also die ehrenrätliche Verhandlung 
häufig vor dem Gerichte wiederholt werden, um eine Abwei- 
sung der Klage zu erzielen. Das ehrenrätliche Verfahren 
würde dadurch nicht nur an Ernst und Ansehen verlieren, 
sondern seine Einleitung geradezu absurd sein, und endlich 
möchten sich schwerlich viele bereit finden, als Mitglieder 
eines Ehrenrates mit der Aussicht zu fungieren, dann ihren 
Spruch vor Gericht verantworten und etwaige straf- und ver- 
mögensrechtliche Folgen tragen zu müssen. Dem muß im 
Interesse einer gedeihlichen Entfaltung des neuen Instituts 
vorgebaut werden, und das kann nur durch den Rechtssatz 
geschehen, daß die Mitglieder des Ehrenrates für den Inhalt 
des Spruches und seine Folgen weder zivil- noch strafrechtlich 
verantwortlich sind. Wer sich dem Ehrenrate unterwirft, ver- 
zichtet darauf, aus dem Spruche gegen die Mitglieder des 
Ehrenrates rechtliche Konsequenzen zu ziehen. Die Personen, 
die den Ehrenrat bilden, müssen den Parteien eine solche 
moralische Gewähr gegen vorsätzliche und schuldbare Nach- 
lässigkeit in ihrer Pflichterfüllung bieten, daß sie der recht- 
lichen Kautelen entraten können. Dieses Ergebnis läßt sich 
interimistisch zur Not durch Verzichterklärungen der Parteien 
erreichen, aber besser ist jedenfalls die Befreiung von der 
Haftung im Gesetzgebungswege: alle Zweifel über die Ver- 
bindlichkeit eines hypothetischen Verzichts auf den Strafantrag 
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werden damit gegenstandslos, die Sache ist vereinfacht — 
jede formelle Vorbedingung weniger verbessert und erleichtert 
den Weg zum Ehrenrate — , und schließlich würde damit, wie 
erwähnt, eine staatliche Anerkennung des Ehrenrats-Institutes 
erzielt. 

Die Einführung der Ehrenräte wird so vor sich gehen, 
daß eine hinreichende Anzahl geeigneter Männer gefunden 
wird, die sich bereit erklären, Berufungen zur Entscheidung 
von Ehrenhändeln anzunehmen. Hauptsächlich anfangs, wo 
jeder Ehrenratsspruch mit größtem Interesse aufgenommen 
werden und für die Institution selbst bestimmend sein wird, 
wäre es kaum richtig, den Parteien das Recht einzuräumen, 
auch Personen in den Ehrenrat einzuberufen, die in die Liste 
der Ehrenraths-Mitglieder nicht aufgenommen sind. Es muss 
alles geschehen , um den Ehrenrat auf ein so hohes Niveau 
der Ehren- und Sittlichkeitsforderungen zu heben, daß dessen 
Sprüche kraft der notorischen Eigenschaften seiner Mitglieder 
auf jedermann, den nicht Vorurteile blind oder doch kurz- 
sichtig machen, einen starken Eindruck hervorrufen müssen. 

Aus diesem Grunde kann — nebenbei bemerkt — auch 
dem Vorschlage nicht beigetreten werden, den der verstorbene 
Reichsratsabgeordnete Otto Hausner in einem Vortrage 
»Über den Zweikampf« (Wien 1880, S. 22) machte, den 
Ehrenrat teils aus Mitgliedern, die ihr hohes Amt hiezu 
berechtigt, teils aus vom Kaiser ernannten Vertrauensmännern 
und endlich — ungefähr zur Hälfte — aus Personen zu bilden, 
die etwa nach dem Wahlmodus der Senate von Belgien und 
Frankreich zu wählen wären. Letzteres ins Werk zu setzen 
würde überdies viel Jahre kosten, und so lange wäre auch 
die Konstituierung des Ehrenrates vertagt. 

Gegen ein Ernennungsrecht der Parteien spricht endlich 
noch Folgendes. Bei allen Schiedsgerichten von größerer Bedeu- 
tung, die für eine gleichartige Gruppe von Rechtssachen be- 
stellt sind , ist immer mehr die Beschränkung auf eine be- 
stimmte Zahl designierter Schiedsrichter zur Regel geworden: 
es hat sich dies als ein Bedürfnis erwiesen. Alle diese Schieds- 
gerichts-Kompetenzen können sich aber nicht entfernt mit der 
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Bedeutung messen, die der Ehrengedanke und die zu be- 
kämpfende Form der Genugtuung bei Beleidigungen für das 
gesamte Staats- und Kulturleben hat. Umsomehr müssen 
die Lehren jener Entwicklung hier beachtet und befolgt 
werden. 

Bei Abfassung der Liste wird auf möglichst gleichmäßige 
locale Verteilung zu achten sein, damit wenigstens in den 
wichtigsten Zentren und insbesondere in den einzelnen Landes- 
hauptstädten im Bedarfsfalle ein Ehrenrat zusammentreten 
kann. Ferner sollen in der Liste die verschiedenen Stände, 
Berufe und Klassen vertreten sein, unter deren Angehörigen 
die Austragung von Ehrenhändeln durch Zweikampf heute 
vorzugsweise üblich ist. Ob die präsumtiven Mitglieder in 
territoriale Gruppen zu fassen sind und die Auswahl für den 
einzelnen Fall unbedingt freizugeben ist, wird Sache des zu 
erlassenden Statuts sein, das sich auch darüber wird schlüssig 
machen müssen, ob nicht in jedem Lande eine eigene Stelle 
zu schaffen sei, welche bei Anträgen auf Einleitung des ehren- 
rätlichen Verfahrens die Konstituierung des Ehrenrates zu 
bewerkstelligen haben wird. Zu Gunsten einer Dezentralisierung 
dieser vorbereitenden Maßregeln spricht manches. 

Existenz und Tätigkeit des Ehrenrates werden sonach 
eine fortgesetzte regelmäßige Tätigkeit einer Anzahl von 
Personen erfordern (Abfassung und jeweilige Ergänzung der 
Liste, Fortbildung des Statuts, Konstituierung des Ehrenrates 
zur Entscheidung des einzelnen Falles, Sorge für alle sach- 
lichen Erfordernisse der ehrenrätlichen Tätigkeit, Aufbringung 
der Geldmittel dafür u. s. w.). Die Praxis unserer Verwaltungs- 
behörden neigt dazu, für derart stetige Vereinigungen mehrerer 
Personen zu einer gemeinschaftlichen Zwecken dienenden 
gemeinschaftlichen Tätigkeit die Form eines Vereines nach 
dem Gesetze vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, zu 
verlangen. Den Bestand einer Art Zentralcomites für die 
Ehrenrats-lnstitution durch eine Vereinsgründung gesetzlich 
sicherzustellen, dürfte umsoweniger Bedenken begegnen, als 
damit die ganze Institution vom Bleiben oder Scheiden der 
leitenden Personen etwas losgelöst wird und eine größere 
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Stabilität erlangt. Über die Details dieser Vereinsorganisation 
zu reden, wäre verfrüht; es soll nur auf diese Eventualität 
aufmerksam gemacht werden. Sämtliche Ehrenrats-Mitglieder 
in die Vereinsorganisation einzubeziehen , dürfte keineswegs 
nötig sein. Da der Verein hoffentlich nicht als ein poli- 
tischer angesehen würde, kann sich seine Tätigkeit unge- 
hindert auf verschiedene Länder erstrecken. 

Die vorstehenden Vorschläge decken sich leider in keinem 
Punkte mit dem Plane, der in der Leipziger Versammlung 
der deutschen Duellgegner für die Organisierung der Ehren- 
gerichte entworfen wurde (a. a. O. Vortrag v. Rüts, S. 27 f.). 
Man denkt an staatliche oder staatlich anerkannte Ehrengerichte 
mit weitgehenden Machtbefugnissen: ein Schöffengericht mit 
einem Berufsrichter, die Schöffen aus Angehörigen »verschieden 
gebildeter Kreise« genommen, das Gericht selbst im — minde- 
stens mittelbaren — Besitze der Ladungs- und Vollzugsgewalt. 
Für Personen, die Mitglieder einer Berufskörperschaft sind, sollen 
auf Staatsautorität gestützte, korporative Ehrengerichte analog 
denen des Offizierskorps eingesetzt werden (für Kaufleute 
z. B. die Handelskammern). Beide Gruppen von Ehrengerichten 
wären mit Gerichtszwang auszugestalten, so daß »ihrer Macht- 
sphäre niemand mehr sich entziehen kann«. Beide sollen eine 
Berufungsinstanz erhalten: von der Korporation ginge die 
Berufung an ein erweitertes Standes-Ehrengericht innerhalb der 
Körperschaft. Die Ablehnung dieser Vorschläge ist wohl 
schon mit den bisherigen Darlegungen begründet. Beizufügen 
wäre : Ein solches System könnte unter Umständen zu 
einer argen Zersplitterung und zu einer Herabdrückung und 
Verflachung der besonderen Ehrengerichtsbarkeit, sowie zu 
bedauerlichen Wirrsalen in der Auffassung der Ehre und ihrer 
Gebote führen. Ehrengerichte, die in einer Reihe mit den 
Schöffengerichten und mit den Schiedsgerichten der Handels- 
kammern stehen, bieten, abgesehen vielleicht von der Aus- 
wahl der Schöffen, nichts, was nicht das Schöffengericht gibt. 
Womit wollen sie dann vom Duell abziehen und abhalten, da 
dies doch bisher den ordentlichen Gerichten nicht gelungen 
ist? Worin liegt ihre Anziehungskraft? Nur ein hervorragender, 
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weit sichtbarer Ehrenhof, dessen Verdikt kraft der Person 
der Urteiler den Beleidiger mit voller Wucht in seiner ge- 
sellschaftlichen Geltung trifft und in allen Schichten Widerhall 
weckt, nur ein so exzeptionelles Tribunal kann vielleicht dem 
Ernste des Duells und der Bedeutung, die man ihm tra- 
ditionell in gewissen Kreisen für die Ehrenreinheit beinnißt, 
die Wage halten. 

Das früher Gesagte resümierend, ergibt sich: 

1. Der Ehrenrat ist eine freie, private und durchaus 
selbständige Einrichtung, die weder mit den ordentlichen Ge- 
richten, noch mit einem anderen Zweige der staatlichen 
Behörden in irgend welchem organisatorischen Zusammen- 
hange steht. 

2. Der Ehrenrat übt seine Spruchtätigkeit ohne die 
Zuziehung von Vertretern der staatlichen Justizbehörden aus. 

3. Der zur Entscheidung in einem konkreten Ehrenhandel 
berufene Ehrenrat ist ausschließlich aus den in die Liste der 
Ehrenrats - Mitglieder aufgenommenen Personen zu bilden. 
Die Anlegung der Liste und die Konstituierung des Ehrenrats 
für den einzelnen Fall ist durch das Statut zu bestimmen. 
Die Organisation des Ehrenrates wird auf Grund des Vereins- 
gesetzes, und zwar in Form eines Vereines mit Landes- und 
eventuell Ortsgruppen aufzubauen sein. 

4. Die an einem Spruche mitwirkenden Mitglieder des 
Ehrenrates sind für den Inhalt des Spruches weder zivil-, 
noch strafrechtlich haftbar. Die Ausschließung dieser Haftung 
durch gesetzliche Vorschrift ist anzustreben. 

IV, Verhältnis des ehrenrätlichen Verfahrens zur 

Tätigkeit der Strafgerichte. 

Man wird nicht einen Augenblick zweifeln: die Ab- 
urteilung desselben Falles durch den Ehrenrat und durch 
das staatliche Gericht hätte ungemein viel Mißliches. Es 
würde an peinlichen, die Öffentlichkeit verstimmenden Wider- 
sprüchen in den Urteilen der beiden Organe umsoweniger 
fehlen, je mehr der Ehrenrat in Verfahren und Auffassung 
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wirklich etwas anderes als das staatliche Gericht wäre. 
Für das staatliche Gericht, das meistens als zweites zu 
entscheiden hätte, würden sich daraus auch Schwierigkeiten 
in der Strafzumessung ergeben ; bei gegensätzlicher Beurteilung 
der Schuldfrage könnte die Bestrafung leicht den Eindruck 
der Ungerechtigkeit hervorrufen. Das Wichtigste aber ist : die 
Kumulierung wäre zwecklos. Wer aus Mißtrauen oder Miß- 
fallen gegen den staatlichen Ehrenschutz die Herausforderung 
vorzieht, würde sich durch das Vorspiel des ehrenrätlichen 
Verfahrens kaum vom Zweikampfe abhalten lassen, wenn 
er sich trotzdem in ein gerichtliches Verfahren nachträg- 
lich einlassen müßte. Die Kumulierung könnte nicht als Ver- 
besserung angesehen werden; wegen der möglichen Diver- 
genzen und der doppelten Prozeduren, welche die endgültige 
Austragung des Ehrenhandels hinausschieben, brächte sie 
vielmehr Verschlechterung des Ehrenschutzes. So sicher das 
alles ist, so gewiß ist auch, daß eben hier Schwierigkeiten 
für die Tätigkeit des Ehrenrates vorliegen, die sich autonom, 
ohne Unterstützung durch die Gesetzgebung nicht gut voll- 
ständig überwinden lassen. Es ist mit folgenden Möglichkeiten 
zu rechnen: 

a) Das eingeleitete ehrenrätliche Verfahren schlägt fehl, 
es kommt zu keinem Spruche, der Beleidigte muß noch den 
staatlichen Richter anrufen. Da die Ehrenbeleidigungsklage 
nach Ablauf einer sechswöchentlichen Frist versäumt ist, steht 
die Einleitung des ehrenrätlichen Verfahrens immer unter 
der Gefahr der Verwirkung des gerichtlichen Strafantrages 
wegen Ehrenbeleidigung. Der Gegner kann sich geradezu 
anfangs scheinbar in das ehrenrätliche Verfahren einlassen, 
nach VerStreichung der Frist aber seine weitere Mitwirkung 
verweigern. Dies erheischt, was nicht näher zu begründen 
ist, im Interesse der Ehrenrats-Einrichtung eine gesetzliche 
Vorschrift, durch die der Ablauf der sechswöchentlichen Frist 
für die beim Ehrenrate anhängigen Sachen unschädlich er- 
klärt wird. Eine Vereinbarung der Parteien im Sinne eines 
vorausgehenden Verzichtes auf die Geltendmachung der Er- 
löschung der Strafbarkeit nach § 530 St. G. kann nicht helfen. 
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Solange ein solcher Rechtssatz fehlt, kann nur die Raschheit 
der Anrufung und Konstituierung des Ehrenrates und das 
tunlichst baldige Eintreten in das Verfahren jene Schwierig- 
keiten einigermaßen abschwächen. 

b) Während des ehrenrätlichen Verfahrens kann der 
Beleidigte den Strafantrag bei Gericht stellen, sei es infolge 
Sinnesänderung, sei es weil er einen ungünstigen Ausgang 
des ehrenrätlichen Verfahrens besorgt. Die Folge wäre eine 
gleichzeitige Verhandlung des Falles vor beiden Stellen. Ab- 
hilfe dagegen ist dadurch erreichbar, daß das ehrenrätliche 
Statut die Erhebung der Ehrenbeleidigungsklage als Rücktritt 
vom ehrenrätlichen Verfahren erklärt, oder daß nach dem 
Statut der Beleidigte sich bei Anrufung des Ehrenrates 
verpflichten muß, während des anhängigen Verfahrens keinen 
Strafantrag zu stellen. Eine gesetzliche Bestimmung, daß 
während des ehrenrätlichen Verfahrens wegen derselben 
Sache vor dem ordentlichen Gerichte keine Ehrenbeleidigungs- 
verhandlung stattfinden soll (Streitanhängigkeit) , wäre aus 
den früher angedeuteten Gründen wertvoll; sie ist aber in 
dieser Beziehung nicht unentbehrlich. Jedenfalls darf nur eines 
der beiden Verfahren durchgeführt werden. Umgekehrt wird 
aber auch während der Dauer eines gerichtlichen Verfahrens 
wegen der nämlichen Beleidigung das ehrenrätliche Ver- 
fahren nicht eröffnet werden dürfen. 

c) Dieser Grundsatz muß noch in einer anderen Wendung 
zur Geltung gebracht werden. Das ehrenrätliche Verfahren endet 
mit einem Spruche; der Beleidigte, dadurch nicht zufrieden- 
gestellt, bringt nun noch die Sache vors Gericht. Ein Verzicht 
auf den Strafantrag wie in den früheren Fällen ist rechtiich 
möglich; eine gesetzliche Vorschrift, daß der Spruch des 
Ehrenrates die Sache endgültig und rechtskräftig erledigt, 
wäre vorzuziehen. Denn es muß wiederholt werden: die An- 
rufung des Ehrenrates muß so leicht sein, als es angeht. 
Fürs erste wird schon ein gewisses Heldentum dazu ge- 
hören, dort, wo herkömmlich das Duell erwartet wird, 
diesem Vorurteile zum Trotze sich unter Ablehnung des Zwei- 
kampfes an den Ehrenrat zu wenden. Verlangt man nun in 
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solcher Lage von dem Beleidigten , von dessen Gemütszu- 
stand und gestörtem Seelengleichgewicht man sich nur die 
richtige Vorstellung machen muß, alle möglichen Arten von 
urkundlichen Erklärungen, Verzichten und Kautelen , soll er wer 
weiß was für Instrumente unterschreiben, in einer Verfassung, 
wo er am wenigsten gelaunt ist, sich diese juristischen Spitz- 
findigkeiten und die Tragweite solcher Erklärungen zu über- 
legen, so wird das wohl öfter, als uns lieb ist, abschreckend 
wirken und den keimenden Entschluß, sich der Duellsitte 
nicht zu beugen, wieder vernichten. Gar wenn gleiche Er- 
klärungen des Gegners hinzutreten müssen, der natürlich 
selten Anlaß haben wird, die ehrenrätliche Austragung zu 
erleichtem , wird das Mittel urkundlicher Verzichte sich als 
ein Feind der ehrenrätlichen Institution erweisen. Höchstens 
als ein vorläufiges Surrogat kann es hingenommen werden, 
mit dem Bedauern, daß es sich gerade bei Einführung des 
Ehrenrathes nicht vermeiden läßt. 

(i) Der Beleidigte hat beim staatlichen Gerichte Klage 
angebracht, sein Gegner wird jedoch freigesprochen. Beim 
Ehrenrate ein besseres, ihm günstigeres Urteil zu suchen, 
wird dem Beleidigten nicht gestattet werden können , denn 
die eingangs erwähnten Unzuträglichkeiten würden sich hier 
geradeso einstellen, als wenn der Beleidigte nach dem ehren- 
rätlichen Verfahren beim staatlichen Gerichte Zuflucht suchen 
w'ollte. Auch vom Standpunkte der Duellgebräuche besteht 
dazu kaum eine Nötigung. Wer zunächst, unmittelbar nach 
der Beleidigung, unter Verzicht auf die Herausforderung sich 
für den strafgerichtlichen Ehrenschutz entschieden hat, dürfte 
selten nach mehreren Monaten, nach Abschluß des gericht- 
lichen Verfahrens eine Herausforderung ergchen lassen. Die 
Gerichtsverhandlung , die mit einem Freispruche endet , wird 
überdies in der Regel auch Dinge zutage gebracht haben, 
welche in dem Kläger entweder das Gefühl der Beleidigung 
mildern oder ihm wenigstens in der Behauptung, daß er 
eine ungerechtfertigte Kränkung erlitten habe, einige Zurück- 
haltung auferlegen. Nur ein vollständig verfehltes richterliches 
Urteil könnte ein Bedürfnis nach einem Ersatz für die ver- 
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weigerte staatsgerichtliche Genugtuung erwecken oder übrig 
lassen. Derlei Irrtümer ereignen sich aber doch nicht so 
häufig, daß ein genügendes Motiv für den Aufbau einer 
freien Instanz für die Revision freisprechender Urteile in Ehren- 
beleidigungssachen vorhanden wäre. Schließlich könnte dem 
verurteilten Beleidiger kaum das Gleiche verweigert werden. 
Wie die Freisprechung dem Beleidigten , wird die Verurtei- 
lung dem Angeklagten meistens mißfallen. Die Konsequenz 
würde hier zu einer für die Justizhoheit des Staates und für 
den gesamten staatlichen Justizorganismus gefährlichen 
Neuerung führen. Die Rechtskraft, welche die staatlichen 
Gerichte bindet, kann nicht zu Gunsten privater Verdikte auf- 
gehoben werden. 

Der von mancher Seite geäußerte Wunsch, nach dem 
Freispruche des angeklagten Beleidigers dem Beleidigten noch 
ein Mittel zu geben, um sich gesellschaftlich zu rehabilitieren, 
läßt sich also nur mit sehr gewichtigen Vorbehalten ver- 
treten und erfüllen. In dieser Hinsicht könnte höchstens vor- 
geschlagen werden, für bestimmte Arten von Beleidigungen 
(insbesondere üble Nachrede, Verbreitung ehrenrühriger Ge- 
rüchte u. ä.) den früher besprochenen Gedanken weiter zu 
verfolgen , daß der Beleidigte , dessen Gegner sich dem 
Ehrenrate nicht unterwirft, letzteren soll darüber befragen 
können, ob sein eigenes Verhalten den Geboten der Ehre 
gemäß gewesen sei (S. 16). Selbst in dieser Beschränkung 
werden sich nicht immer alle mißlichen Folgen einer Kon- 
kurrenz der beiden Spruchstellen vermeiden lassen; aber sie 
müssen wenigstens nicht notwendig eintreten, können bei 
diskretem Vorgehen des Ehrenrats und namentlich bei vor- 
sichtiger Abgrenzung des Substrates des ehrenrätlichen Ver- 
fahrens vielleicht bisweilen verhütet werden. Während im 
strafgerichtlichen Verfahren die Frage erwogen wurde, ob 
der Angeklagte sich einer Ehrenbeleidigung schuldig gemacht 
habe, müßte deshalb den Gegenstand des darauf folgenden 
ehrenrätlichen Verfahrens die davon verschiedene Frage 
bilden, ob in der Handlungsweise des früheren Anklägers 
etwas Ehrenrühriges gelegen sei, ob er beispielsweise durch 
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die Tatsachen, die ihm vom Beleidiger vorgeworfen wurden, 
eine unehrenhafte Handlung begangen habe u. ä. Eine Er- 
klärung des Ehrenrates, daß die Ergebnisse des Straf- 
verfahrens die Ehre des Anklägers nicht berührt haben, 
kann in der Tat für letzteren großen gesellschaftlichen 
Wert haben. Von dem früher erwähnten ehrenrätlichen 
Verfahren würde sich dieses Nachverfahren grundsätzlich 
dadurch unterscheiden, daß es nicht notwendig einseitig 
wäre. Praktisch wird wohl in den meisten Fällen der Gegner 
im Ehrenbeleidigungsprozesse vom ehrenrätlichen Nachver- 
fahren sich ferne halten. Dadurch engen sich auch die 
Grenzen der ehrenrätlichen Ermittlung von selbst ein, so 
daß dem Ehrenrate auch hier das Verkünden eines non 
liquet wird zugestanden werden müssen. 

Im ehrenrätlichen Verfahren kann sich herausstellen, 
daß das Verdikt des Ehrenrates davon abhängig ist, ob ein 
Offizialdelikt begangen wurde (z. B. eine Verführung). Dann 
muß selbstverständlich das ehrenrätliche Verfahren unter- 
brochen und das verurteilende Erkenntnis des Strafge- 
richtes seinerzeit für den Ehrenrat bindend behandelt 
werden; eine andere Lösung würde zu Divergenzen führen, 
die den Parteien und der Stellung des Ehrenrates abträglich 
sein könnten. Daher gilt das Gleiche auch von früher erflossenen 
strafgerichtlichen Verurteilungen. 

Die hieraus resultierenden Sätze sind: 

1. Durch die Anrufung des Ehrenrates wird der Ablauf 
der Frist für die Erhebung der Ehrenbeleidigungsklage und 
die Verjährung gehemmt; diese Hemmung dauert so lange, 
als das ehrenrätliche Verfahren anhängig ist. 

2. Solange der Ehrenrat mit einer Sache befaßt ist, 
darf wegen derselben Sache ein Strafverfahren vor dem ordent- 
lichen Gerichte und ebenso während eines Strafprozesses wegen 
derselben Sache das ehrenrätliche Verfahren nicht eingeleitet 
werden. 

3. Eine durch Spruch des Ehrenrates entschiedene Sache 
soll nicht mehr vor den ordentlichen Richter und eine Be- 
leidigung, über die bereits im Strafverfahren entschieden wurde. 
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nicht mehr vor den Ehrenrat gebracht werden. Jedoch kann 
nach gerichtlicher Freisprechung des wegen Ehrenbeleidigung 
Angeklagten der Ankläger eine Entscheidung des Ehrenrates 
darüber begehren, ob er selbst nach den Ergebnissen des 
Strafverfahrens eine unehrenhafte Handlung begangen habe. 

4. Das Verfahren vor dem Ehrenrate erstreckt sich 
nicht auf die Untersuchung und Beurteilung solcher von 
Amts wegen zu verfolgender strafbarer Handlungen, die für 
den Spruch des Ehrenrates präjudiziell sind. Zum Zwecke 
der Untersuchung und Aburteilung solcher strafrechtlicher 
Vorfragen durch den ordentlichen Richter ist das Verfahren 
zu unterbrechen. 

5. Der Ehrenrat ist an das verurteilende Erkenntnis 
des Strafrichters über eine für den Spruch des Ehrenrates 
präjudizielle, strafrechtliche Vorfrage gebunden. 

V. Unterwerfung unter den Ehrenrat. 

Nirgends wird der Mangel einer festen, durch Beruf, 
Stand und durch sonstige Interessengemeinschaft gegebenen 
Basis so sehr zu fühlen sein als gerade in der Hauptfrage, 
wie der Ehrenrat Gelegenheit zur Ausübung seiner Funktionen 
finden wird. Der Zweikampf ist heute nicht mehr wie ehe- 
mals in solche Grenzen gebannt, darum wird auch dem 
Ehrenrate diese gesellschaftliche Unbeschränktheit gewahrt 
werden müssen, obwohl gerade durch diese Allgemeinheit 
der Aufgabe die Gefahr eines Mißlingens ziemlich gesteigert 
wird. Denn zunächst besteht für niemand die leiseste Nöti- 
gung, den Ehrenrat anzurufen. 

Auch wer sich streng auf das unmittelbar Praktische 
beschränken will und weiter ausholende Pläne ablehnt, weü 
sie zu spät Hilfe brächten, lernt in diesem Punkte kennen, 
welch halbe Tat die Schaffung eines Ehrenrates wäre, 
wenn nicht zugleich eine geistige Bewegung gegen die Irr- 
tümer und Vorstellungen entfacht und erhalten würde, die 
der Nährboden der Duellsitte sind. Man kann einen Ehren- 
rat organisieren, dazu reichen die hochherzigen, aufge- 
klärten Anschauungen einer Schar von Männern aus; doch 
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die Macht und der Mut ihrer Überzeugung kann der jungen 
Institution nicht Leben und Lebensfähigkeit geben. Diese hängen 
leider ganz von denjenigen ab, die zur Wahrheit, zur Vernunft erst 
bekehrt werden sollen. Die Tätigkeit des Erenrates wird 
gewii3 der Idee, der er dient, mit der Zeit manche Anhänger 
werben, aber auf diese Propaganda allein hoffen wollen, könnte 
mit ungleich mehr Grund als zu wenig real politisch erklärt 
werden denn der Plan, die heranwachsende Generation, schon 
bevor sie selbständig ihr Lebenswerk beginnt, durch Lehre 
und Aufklärung gegen das Duellvorurteil zu immunisieren. 
Wie lange würde es bestenfalls dauern, bis jene Propaganda 
gesellschaftlich wahrnehmbare Erfolge zeitigt? Der Jurist, der 
die Wirkung der Rechtssprüche auf die Ausbildung fester 
Rechtssitten studiert, wird darauf keine besonders tröstliche 
Antwort geben. Selbst für dieses Wenige ist aber die Voraus- 
setzung, daß der Ehrenrat öfter Gelegenheit finden werde, 
sein Dasein zu manifestieren. Und da dies meistens durch die 
Zustimmung zweier Personen mit entgegengesetzten Zielen und 
Absichten bedingt, einseitiges Verfahren auch minder ein- 
drucksvoll ist, so kommt man — wie es auch bei der Leip- 
ziger Besprechung im Oktober 1901 von den meisten Rednern 
betont wurde — immer wieder darauf, daß das Wichtigste 
ist, die Personen, die Menschen, für den Gedanken einer 
anderen als der jetzt gebräuchlichen Austragung von Ehren- 
händeln zu gewinnen und die seelischen, geistigen Widerstände 
dagegen zu bekämpfen und zu schwächen. Das kann aber 
nur durch eine planmäßige gesellschaftliche und literarische 
Agitation und durch Erziehung und Unterricht ins Werk ge- 
setzt werden. 

Daneben wird man begreiflicherweise auf Mittel sinnen 
müssen, um die neue Einrichtung, wo und sobald es geht, 
ans Leben zu binden. Je konzentrischer das Vorgehen ist, 
desto mehr Hoffnung auf Gelingen. 

Solche Mittel wären: 

a) Zunächst erscheint es des Versuches wert, ob nicht 
der Ehrenrat durch eine Art Verbandsgrundlage einen be- 
timmten, sicheren Wirkungskreis erhalten könnte, in der Art, 
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daß sich alle diesem Verband (Verein) beitretenden Mitglieder 
verpflichten, Ehren di fferenzen , die zwischen ihnen selbst aus- 
brechen, mit Ausschluß des Zweikampfes durch den Ehrenrat 
auszutragen. Es ist dies wohl das Mindeste, was von jemand 
verlangt werden kann, der den Zweikampf als Sühne für 
Ehrenbeleidigungen verwirft. Allerdings werden Männer, die 
so denken , in ihren gegenseitigen Beziehungen nicht über- 
mäßig viel Anlaß zu Ehrenkonflikten geben, aber als ein 
Beispiel und Vorbild und als prinzipieller Fortschritt dürfte 
ein solcher Vorschlag immerhin zu rechtfertigen sein. 

b) Die Unterwerfung unter den Ehrenrat ist und muß 
fürs erste eine freiwillige sein. Der Ehrenrat kann nicht den 
Beleidiger zwingen, sich in das Verfahren einzulassen, und 
selbst von der Gesetzgebung dürfte noch für geraume Zeit 
die Verleihung eines solchen Zwangsrechtes nicht zu erwarten 
sein. Man kann deswegen allein dieser Institution noch nicht die 
Zukunft absprechen, denn die Entwicklung der heutigen staat- 
lichen Rechtsprechung hat an sehr vielen Orten damit begonnen, 
daß sich die Gerichte mit der Entscheidung von Streitfällen 
begnügten, bei welchen die Parteien freiwillig erschienen. Die 
fürs erste scheinbar unbeherrschbare Freiwilligkeit nimmt ein 
milderes Wesen an, sobald es möglich wäre, sie wenigstens 
auf einer Seite unter den Druck stärkerer Gegenerwägungen 
zu stellen, so dass die Herausforderung zum Zweikampf oder 
die Annahme einer Herausforderung dadurch erschwert und 
in einem der BeteUigten ein Antrieb für die ehrenrätliche 
Austragung geweckt würde. Es könnte dies auf doppelte 
Weise angebahnt werden: Zunächst mit Hilfe des früher 
gedachten Verbandes , dessen Mitglieder sich weiters ver- 
pflichten würden, bei Ehrenhändeln mit Nicht-Verbands- 
mitgliedem unter allen Umständen es zu versuchen, eine 
ehrenrätliche Austragung herbeizuführen , also wo ihnen die 
Rolle des Herausforderers zufiele, die ehrenrätliche Aus- 
tragung vorzuschlagen, einer Herausforderung gegenüber aber 
in erster Linie die Verweisung der Sache an den Ehrenrat 
zu beantragen. Wenngleich der Versuch oft mißlingen wird, 
kann doch in einzelnen Fällen auf diese Weise ein Zweikampf 
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vermieden werden. Auch dieser geringe Erfolg müßte mit 
Freuden begrüßt werden. 

c) Das andere Mittel fordert die Unterstützung der 
Regierung, möchte aber gerade deshalb wohl viel ausgedehnter, 
allgemeiner wirken, als die private Assoziation. Die Regierung 
hat in dem Gegensatz, der hier in Frage steht, keine Wahl; 
sie kann die ungesetzliche »ritterliche« Genugtuung nicht 
billigen und verteidigen. Sie wird in erster Linie die Ehren- 
beleidigungsklage und das Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten als die korrekte Art der Erledigung von Ehren- 
sachen bezeichnen müssen, das ist selbstverständlich; aber 
den in dieser Hinsicht bestehenden gesellschaftlichen Vorur- 
teilen und den Gründen, die dafür sprechen, dem Beleidigten 
noch eine andere Form friedlicher Austragung solcher An- 
gelegenheiten zu eröffnen, wird sich auch die Regierung nicht 
verschließen, so wenig als sie gegenwärtig vor dem gesell- 
schaftlichen Duellvorurteile sich verschließt, wie die Anträge 
auf Abolition der Strafverfolgung wegen Zweikampf beweisen. 
Es wäre daher vielleicht nicht aussichtslos, wenn die Regierung 
gebeten würde, ihren Organen, der Staatsbeamtenschaft im 
weitesten Sinne das ehrenrätliche Verfahren überall dort zu 
empfehlen, wo ein Ehrenhandel aus wichtigen Gründen nicht 
im Wege des Gerichtes ausgetragen werden kann. Was damit 
erzielt wäre, ist ohneweiters klar. 

d) Mit weniger Zuversicht tritt endlich die Anregung 
auf, den Ehrenrat oder eine ähnliche Einrichtung für Diffe- 
renzen zwischen Zivil- und Militärpersonen verwendbar zu 
machen. Daß man sich hier im Gebiete einer der Haupt- 
quellen des Duells befindet, ist klar. In diesen Konflikten ist heute 
der Zweikampf unleugbar sehr oft, fast immer unvermeidlich, 
die einzig mögliche Lösung. Der Soldat kann nach den 
militärischen Anschauungen nicht vor einem aus Zivilpersonen 
gebildeten Ehrenrate Recht nehmen. In der preußischen 
Armee sind solche Ehrenhändel , wenn nicht alsbald auf 
gütlichem Wege ein standesgemäßer Ausgleich stattfindet, 
vor den müitärischen Ehrenrat zu bringen. Dieser soll nach 
Umständen auf einen Ausgleich hinwirken (Art. IX der 

Die Verbesserung des Ehrenschutzes. 5 
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Ergänzungsordre vom I.Jänner 1897). Richtiger, der Eigenart 
des Falles angemessener und vielleicht mehr geeignet, auf 
beiden Seiten die vorherrschenden Gefühle und Anschauungen 
zu schonen, dürfte wohl ein aus Militär- und Zivilpersonen 
zusammengesetztes , gemischtes Tribunal sein , dem sich zu 
unterwerfen auch auf Seite des Offiziers nichts im Wege 
stünde. Welche Aufnahme ein solcher Vorschlag zu erwarten 
hätte , ist nicht gut vorauszusagen. Die Worte , die an der 
Spitze unseres Aufrufes stehen, entmutigen jedenfalls nicht. 
Die Einwilligung der militärischen Behörden zu einer gemein- 
samen Ehreninstanz — mag sie in Bezug auf das einzelne 
so oder anders gestaltet sein — wäre wohl das Kräftigste, 
Entscheidendste, Folgenreichste zur Bekämpfung des Duells, 
das nicht nur seitens der Armee, sondern überhaupt jetzt 
geschehen könnte. In den vielen Erörterungen über den Zwei- 
kampf, welche die letzten Monate brachten, konnte man immer 
wieder lesen, wie nur die Anerkennung in den militärischen 
Kreisen dem Zweikampfe heutzutage Rückhalt gebe. Die Ein- 
setzung einer gemeinsamen Ehreninstanz würde daher der Duell- 
idee ein gutes Stück Lebenskraft entziehen. Zugleich müßte 
ein derartiger Zusammenhang die Autorität des Ehrenrates 
ungemein steigern, und für manche, zumal für manche sehr 
erlesene Kreise, fiele dadurch ein großer Teil der Bedenken 
weg , die sie vorläufig noch am Anschlüsse an die Bewegung 
gegen das Duell hindern. Darum sollte dieses Ziel verfolgt 
werden, selbst wenn uns eine kühle, nüchterne Kritik sagt, 
daß Wert und Ansehen des Ehrenrates objektiv von 
dieser Erweiterung unabhängig sind. Den müitärischen Ein- 
richtungen, insbesondere der Institution des militärischen 
Ehrenrates würde jedes notwendige Zugeständnis gemacht 
werden. Der Frage, ob jemand ohne Schädigung der militäri- 
schen Standesehre in seiner Charge oder militärischen Stellung 
belassen werden könne (§ 1 der Vorschrift über das ehren- 
rätliche Verfahren), wird durch die nach ganz anderer 
Richtung zielende Entscheidung, ob eine Ehrverletzung vor- 
liegt, nicht vorgegriffen. Ist man, wie jene Worte zu hoffen 
erlauben, auf militärischer Seite willens, die Bewegung *gegen 
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den Zweikampf ohne Einschränkung auf Zivilpersonen 
zu unterstützen, so würde die Sache wohl zu beiderseitigem 
Genügen geordnet werden können. 

Aus diesen Bemerkungen folgt: 

1. Es ist das Zustandekommen eines Verbandes wünschens- 
wert, dessen Mitglieder sich verpflichten, zwischen ihnen ent- 
stehende Ehrenkonflikte mittels Spruches des Ehrenrathes zu 
erledigen. 

2. Im übrigen urteilt der Ehrenrat nur über die Ehren- 
sachen von Personen, die sich seinem Spruche freiwillig unter- 
werfen. 

3. Zur Beförderung der ehrenrätlichen Austragung von 
Ehrenhändeln erklären die Mitglieder des unter 1. erwähnten 
Verbandes, bei Ehrenkonflikten mit Nicht -Verbandsmitgliedem, 
soweit nicht dafür eine andere Form vorgeschrieben ist (z. B. 
Ehrenrat der Ärztekammern u. s. w.) , in erster Linie auf 
Einleitung des ehrenrätlichen Verfahrens hinzuwirken. 

4. Die Regierung wird ersucht, den Staatsbeamten die 
Anrufung des Ehrenrates in allen Fällen zu empfehlen , wo 
der Austragung des Ehrenhandels im Wege gerichtlicher Ent- 
scheidung wichtige Erwägungen im Wege stehen. 

5. Die Kriegsverwaltung ist zu ersuchen, der Einführung 
einer aus Zivil- und Militärpersonen bestehenden Instanz zuzu- 
stimmen, die als Ehrenrat in Ehrenkonflikten zwischen Zivil- 
und Militärpersonen zu urteilen hätte. 

VI. Verfahren. 

Dieses wird unter Gewährung möglichster Bewegungs- 
freiheit im Statute des Ehrenrates zu regeln sein, hier sind 
nur einige Grundsätze hervorzuheben, die das ehrenrätliche 
Verfahren charakterisieren. Es ist als ein nicht öffentliches ge- 
dacht, unbeschadet der oben vorgeschlagenen fallweisen Publi- 
zierung des Spruches. Der Ehrenrat wird meistens auf Grund 
einer eingehenden Erörterung der Sache sein Verdikt fällen. 
Dabei muß selbstverständlich die Öffentlichkeit ausgeschlossen 

5* 
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sein ; jede Partei wird aber, namentlich für die mündliche Ver- 
handlung, einige Vertrauensmänner zuziehen können. Die Er- 
gänzung dazu ist die Verschwiegenheit der Ehrenrats - Mit- 
glieder, eine fundamentale Bedingung der Entwicklung des 
Ehrenrates, die gleichwohl nur durch feierliche Selbstver- 
pflichtung der Ehrenrats-Mitglieder, nicht durch einen Rechts- 
satz oder eine gesetzliche Sanktion sichergestellt werden kann. 
Was nicht durch Veröffentlichung des Spruches jedermann 
offengelegt wird, muß von den Mitgliedern des Ehrenrates, 
als nur ihnen persönlich anvertraut, geheimgehalten werden. 
Sonst würde wahrscheinlich gerade von den letzten entschei- 
denden Motiven und Fakten der Schleier nicht weggezogen 
werden. 

Das ehrenrätliche Verfahren wird ein unentgeltliches 
sein, und wie bei vielen ähnlichen Institutionen wird auch hier 
auf die persönliche Anwesenheit und Beteiligung der Parteien 
gedrungen werden müssen. Die gleichzeitige Anwesenheit 
beider Teile ist keineswegs unerläßlich; manchmal wird es 
dem Friedenszwecke des Ehrenrates besser dienen, wenn 
jede Partei für sich vernommen wird. 

Eine gütliche Beilegung des Ehrenhandels ist nämlich nicht 
nur nicht verwehrt, sondern, wo sie sich aus der offenen Aus- 
sprache vor dem Ehrenrate ohne Zwang ergibt, aufrichtig zu 
begrüßen. *) Kommt es zur Entscheidung, so ist das Verdikt des 
Ehrenrates — das rechtfertigt sich von selbst — ein end- 
gültiges, inappellables. Die Etablierung einer zweiten, höheren 
ehrengerichtlichen Instanz müßte schlechthin abgelehnt werden : 
die mannigfachen Schwierigkeiten, mit denen der Ehrenrat 
noch lange zu ringen haben wird, würden sich zu unüber- 
windlicher Höhe steigern, wenn man eine meritorische Über- 
prüfung des Verdiktes zulassen würde. Zu diesem opportunisti- 
schen Grunde treten innere, sachliche Gründe, fiir die es 



*) In den Grundzügen für die geplante französische Ligue contre le 
duel wird es geradezu als Aufgabe des Ehrenrates aufgestellt, sich zu be^ 
mühen, »pour amener les adversaires a r^parer loyalement eux-m^mes 
Ics torts qu'ils peuvent avoir eus, Tun vis-a-vis de l'autre«. 



— 69 — 

genügt, auf die Analogie des Geschwornenverdikts zu ver- 
weisen. 

Wie die Erneuerung der Untersuchung vor dem ordent- 
lichen Gerichte hintanzuhalten wäre, ist schon erwähnt 
worden. 

Ungehemmte Disposition über das fiir seine Untersuchung 
erhebliche Tatsachenmaterial kann dem Ehrenrate nicht 
eingeräumt werden. Tatsachen und Verhältnisse, welche die 
Parteien übereinstimmend nicht zur Sprache gebracht wissen 
wollen, müssen außer Diskussion bleiben, so sehr dies die 
Aufgabe des Ehrenrates complizieren mag. Hinsichtlich aller 
nicht offenkundigen, eventuell ehrenrührigen Tatsachen des 
Familienlebens wird man sogar noch weiter gehen und eine 
Erörterung vom Antrage oder von der Erlaubniss derjenigen 
Partei abhängig erklären müssen, für welche das Bekannt- 
werden beschämend, schädlich oder diskreditierend wäre. 
Einesteils erheischt dies der streng private Charakter des 
Ehrenrates, andemteils würde manche freiwillige Unter- 
werfung unter den Ehrenrat durch die Furcht vor unlieb- 
samen Enthüllungen gehindert. Die Parteien müssen die Be- 
ruhigung schöpfen, daß sie der Untersuchung jederzeit Halt 
zurufen können, sowie sie auf Familienereignisse über- 
greifen will, die den Blicken Dritter zu entziehen ein Inter- 
esse obwaltet. 

Ob der Ehrenrat die Mittel besitzen wird, um inner- 
halb des seiner Untersuchung freigegebenen Raumes die Wahr- 
heit festzustellen, ist nicht ganz ausgemacht. Niemand kann 
gezwungen werden, vor dem Ehrenrate eine Zeugenaussage 
abzulegen oder ihm unentbehrliche Urkunden vorzulegen. 
Noch weniger kann eine Beeidigung stattfinden. So wäre der 
Ehrenrat auf die freiwillige Mithilfe angewiesen, die nament- 
lich in Ehrensachen leicht versagen kann, wo eventuell sogar 
ein unbedachtes Aufdecken wahrer Dinge wieder beleidigt und 
daher jeder tunlichst sich zurückzieht und reserviert verhält. 
Diese Ausrüstung ist offenbar ungenügend, um den Spruch 
in voller Kenntnis der Sache zu fällen. Das bestätigen die 
Vorschriften für das ehrenrätliche Verfahren im österreichischen 



— 70 — 

Heere, die für das Untersuchungsverfahren eine Zeugnispflicht 
aller Militärpersonen statuieren und dem ehrenrätlichen Aus- 
schusse die Rechtshilfe der politischen Behörden behufs Ver- 
nehmung von Zeugen des Zivilstandes zur Verfügung stellen 
(§ 20, lit. d). Zum mindesten wird also Rechtshilfe zur Zeugen- 
vernehmung für den geplanten Ehrenrat zu erwirken sein, 
sonst schwebt über jeder Verhandlung die Gefahr, daß die 
Untersuchung an einen todten Punkt gelangt und geradezu 
die Unentbehrlichkeit des Zweikampfes demonstriert. Das 
Recht zu weiteren Postulaten wird sich der Ehrenrat erst 
durch seine eigene Tätigkeit erwerben müssen; sie müssen 
viel selbstverständlicher werden, als sie es heute sind, um 
auf Gewährung rechnen zu können. 

Eine andere für die Entscheidung des Ehrenrates wich- 
tige Frage ist die Zulässigkeit und das Maß der Zulässigkeit 
des Wahrheitsbeweises. Zum Teile würde schon die vor- 
geschlagene Erweiterung der ehrenrätlichen Kompetenz 
(S. 14 f.) Modifikationen der gesetzlichen Vorschriften über 
den Wahrheitsbeweis notwendig machen. Viel stärker noch 
wird dies aber durch die inneren Verschiedenheiten gefordert, 
welche die Judikatur des Ehrenrates und die des ordent- 
lichen Richters aufweisen wird. Vom Ehrenrate wird nie eine 
so genaue, scharfe Subsumtion verlangt werden können, wie 
vom Berufsrichter; er wird unwillkürlich und ohne daß ihm das zu 
verargen wäre, mehr nach dem ihm in allgemeinen Umrissen 
vorschwebenden Ehrbegriff* urteilen, als nach den gesetz- 
lichen Tatbestandsmerkmalen. Das ist Vorteil und Nach- 
teil zugleich, vom Ehrenrate als inappellabler Laieninstanz 
nicht zu trennen. Sein Verdikt wird befriedigen und Anklang 
finden, die Duellsitte untergraben helfen und daher seine 
Aufgabe erfüllen, wenn es und je besser es der gesellschaft- 
lichen Ehrenaufiassung gerecht wird. Daß es ein Meister- 
stück scharfsinniger Anwendung der gesetzlichen Tatbestands- 
momente ist, das trägt zum erstrebten sozialen Effekte des 
Ehrenratsspruches gar nichts oder doch recht wenig bei. 

Was in Italien nach Eröffnung der Sitzung des militärischen 
Disziplinarrates als Direktive für die Entscheidung vorgelesen 



— 71 — 

wird: bei Al^abe des Votums, ohne zu sehr sich mit legalen 
Argumenten zu befassen, ausschließlich die eigene Über- 
zeugung und das Ehr- und Pflichtgefühl zu Rate zu 
ziehen (senza troppo attendere gli argomenti legali consultare 
esclusivamente la propria convinzione ed il sentimento del 
l'onore e del dovere) [§ 30 der königl. Verordnung vom 
2. Dezember 1900, Nr. 408], das ist auch für den Ehren- 
rat richtig. 

Aus diesem inneren Wesen des ehrenrätlichen Spruches, 
weil er mehr oder weniger klar nur die Forderungen des 
gesellschaftlichen sittiichen Empfindens und Ehrgefühls sucht, 
folgt die Unverbindlichkeit der positiven Bestimmungen des 
Strafgesetzes über den Wahrheitsbeweis (§§ 490, 491/2). Diese 
Bestimmungen entspringen aus zum Teile juristischen, justiz- 
politischen Unterscheidungen : es wäre um die Unbefangenheit 
des Ehrenrates geschehen, wenn er den für den Gesetzgeber 
so schweren Ausgleich zwischen Ehrenmoral und Recht in 
jedem einzelnen Falle wieder versuchen müßte. Die Folge 
davon wäre sehr häufig ein Spruch, der weder dem Mann 
von wachem Ehrgefühl, noch dem Juristen gefallen würde. 
Der Hauptzweck des Ehrenrates ist, durch seinen Spruch der 
beleidigten Ehre eine Genugtuung zu geben, die in den Augen 
der Mitbürger und der Glieder seines Gesellschaftskreises als 
voll gilt. Diese Aufgabe wäre gefährdet, wenn das von ganz 
anderen Gesichtspunkten getragene Gesetz dem Spruche des 
Ehrenrates verwehren könnte, das vom gesellschaftlichen Ehr- 
begriff und Ehrgefühl vorgesteckte Ziel zu erreichen. Das 
würde aber auch insbesondere der Fall sein, wenn der Ehren- 
rat wegen positivrechtlicher UnStatthaftigkeit des Wahrheits- 
beweises verurteilen müßte, wo — im Widerspruche mit dem 
Gesetze — nach geläuterter Ehrauffassung die Wahrheit einer 
Angabe, eines Vorwurfes u. s. w. der Handlungsweise des Be- 
schuldigten die Eigenschaft eines Ehrenangriffes, einer unge- 
rechtfertigten Ehrverletzung benimmt. 

Damit ist die in der Leipziger Konferenz (a. a. O., 
S. 19f.) erhobene Forderung wohl vereinbar, der Wahrheits- 
beweis müsse mit der konkreten beleidigenden Behauptung 
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in unmittelbarem Zusammenbange stehen und sofort zu er- 
bringen sein. 

Da die Schuld in verschiedenen Graden auf beide Seiten 
sich verteilen kann, wird noch eine andere Abweichung von 
den Regeln des Strafverfahrens vorzuschlagen sein, um den 
Ehrenrat vor Gewissenszwang zu bewahren und ihn zu be- 
fähigen, für seine Ansicht jedesmal den richtigen Ausdruck zu 
finden. Der Richter kann den Angeklagten freisprechen oder 
verurteilen; sein Spruch mag das Verhalten des Anklägers 
mittelbar verurteilen, die Verurteilung des Anklägers aus- 
zusprechen, ist ihm verboten, sollten die im Verfahren 
hervorgekommenen Tatsachen noch so viel Anlaß dazu geben. 
Der Ehrenrat darf nicht auf gleiche Weise gefesselt werden. 
Die Abstraktion und Selbstverleugnung, die in dieser Be- 
ziehung dem Berufsrichter zugemutet wird, kann man, zumal 
in Ehrensachen, nicht vom Laien verlangen, dessen Entscheidung 
umso wahrer, zutreffender sein wird, je stärker er den Vorfall 
wie ein eigenes persönliches Erlebnis empfindet und je voller 
er allem Für und Wider, allen beschwerenden und mildernden 
Umständen im Urteile Ausdruck geben kann. Das ehren- 
rätliche Verfahren soll daher insofern ein iudicium duplex 
sein, als der Ehrenrat befugt sein wird, ohne einen darauf 
zielenden Antrag nach Maßgabe der Verzweigung des Ver- 
schuldens auch demjenigen Unrecht zu geben, auf dessen An- 
trag der betreflFende Vorfall vom Ehrenrate untersucht wurde. 
Dieser Ausdehnung des Verdikts müssen selbstredend auch 
entsprechende tatsächliche Feststellungen in gleicher Richtung 
vorausgegangen sein. 

Es ergeben sich folgende Sätze: 

1. Das Verfahren vor dem Ehrenrat ist durch Statut 
zu regeln. Für das Verfahren empfiehlt sich insbesondere der 
Ausschluß der Öffentlichkeit, der Grundsatz der Partei- 
disposition über das Tatsachenmaterial, die freie Beweis- 
würdigung und die Inappellabilität des Spruches. 

2. Die gesetzlichen Beschränkungen des Wahrheitsbe- 
weises sind für das Verfahren vor dem Ehrenrate nicht 
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bindend; doch muß der Wahrheitsbeweis mit der beleidi- 
genden Behauptung in unmittelbarem Zusammenhang stehen 
und sofort erbracht werden können. 

3. Es ist wünschenswert, daß der Ehrenrat die Be- 
rechtigung erhält, zum Zwecke der Vernehmung von Zeugen, 
die seiner Ladung nicht folgen, die Hilfe der ordentlichen 
Gerichte in Anspruch zu nehmen. 

4. Im Spruche des Ehrenrates kann auch über das 
Verhalten desjenigen geurteilt werden, der die Einleitung des 
ehrenrätlichen Verfahrens beantragt hat. 



ANHANG: 



BERICHT ÜBER DIE KONSTITUIERENDE 
GENERALVERSAMMLUNG. 



^^enn irgend etwas, muß die Teilnahme einer groi3en 
Zahl jener Männer, zu denen Volk, Staat und Gesellschaft 
emporblicken, wenn sie nach Reformen rufen, eine Gewähr 
bieten für die Güte einer Sache und ihr endliches Gelingen. 
Von den ungefähr 600 Mitgliedern, welche die österreichische 
Anti-Duell-Liga in diesem Augenblicke zählt und die über 
alle Teile der diesseitigen Reichshälfte sich verteilen, fanden 
sich ungefähr 140, teilweise aus weiter Ferne, am 4. Dezember 
1902 im Rittersaale des niederösterreichischen Landhauses in 
Wien zu ihrer konstituierenden Generalversammlung ein. Man 
bemerkte unter ihnen mehrere geheime Räte, großenteils 
gewesene Minister, zahlreiche Mitglieder fürstlicher, gräflicher 
und anderer adeliger Familien, mehrere Universitätsprofessoren, 
besonders der 'juridischen Fakultät, zwei Landeshauptleute, 
besonders viele Vertreter der höheren Justizverwaltung, Ad- 
vokaten, Beamte verschiedener Ministerien und Zweige der 
Zivilverwaltung, einige Offiziere außer Dienst, zahlreiche Mit- 
glieder des Herrenhauses und viele Abgeordnete von allen 
Seiten dieses Hauses. 

Geheimer Rat und Minister a.D. Freiherr v. Chlumeckj^ 
begrüßte die Versammlung namens des Aktions-Comites und 
erstattete den Bericht über dessen Tätigkeit. In diesem 
Kreise, so führte er aus, sei es wohl überflüssig, die Be- 
rechtigung der Anti-Duell-Bewegung zu erörtern; Erörterungen 
und Proteste habe es genug gegeben, ohne daß es zu einem 
einheitlichen Vorgehen behufs wirksamer Bekämpfung des 
Übels gekommen wäre , bis einige bedauerliche Vorkomm- 
nisse einem erlauchten Prinzen die Veranlassung boten, die 
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schlummernden Kräfte in den Reihen der Duellgegner wach- 
zurufen und zu gemeinsamem Auftreten zu vereinigen. Fast 
genau vor einem Jahre erschien in Wien ein Aufruf gegen das 
Duell, den fast vierthalbhundert Persönlichkeiten unterzeichnet 
hatten. Binnen kurzem trafen über tausend Zustimmungser- 
klärungen ein. Ein Aktions-Comite trat nun auf den Plan, um 
in genauer Feststellung der allgemein gehaltenen Vorschläge 
des Aufrufes einen über die ganze Reichshälfte verbreiteten 
Vereinsorganismus zu schaffen. Heute solle derselbe mit einer 
Zahl von fast 600 Mitgliedern ins Leben treten. Neben diesem 
Zentralverein fiir ganz Osterreich sei in einem der wichtigsten 
Kronländer, in Galizien, ein gleicher Verein im Werden und 
stehe seine Angliederung bevor. In Deutschland sei dem tat- 
kräftigen Eingreifen des Fürsten Karl zu Löwenstein die 
Gründung einer Anti-Duell-Liga zu verdanken. In Frankreich 
und Italien kommen ähnliche Bestrebungen zur Geltung. 

»So ermutigend alle diese Erscheinungen sind,€ fuhr 
Freiherr von Chlumeck;^ fort,, »so wenig darf man sich über 
die Schwierigkeiten täuschen, welche der heute ins Leben zu 
rufende Verein behufs Erfüllung der übernommenen Aufgabe 
zu überwinden haben wird. Gilt es doch eine Sitte zu be- 
kämpfen, welche seit vielen Jahrhunderten, und zwar zumeist 
in den obersten Gesellschaftsschichten und in privilegierten 
Ständen als Palladium des Ehrenschutzes, als Kennzeichen 
persönlichen Mutes und tadelloser RitterUchkeit hochgehalten 
wurde und welche den strengsten kirchlichen und staatlichen 
Gesetzen, sowie den Gesetzen der Moral und Vernunft sieg- 
reich bis zum heutigen Tage Trotz bietet. Gilt es doch, für 
den Schutz eines der höchsten menschlichen Güter, für den 
Schutz der Ehre, Institutionen zu schaffen, welche die erstrebte 
Wirkung — das Duell zu ersetzen — nur dann üben können, 
wenn sie von eben diesen, in ererbten Vorurteilen und An- 
schauungen befangenen Gesellschaftsschichten als hiezu ge- 
eignet anerkannt werden. Darum muß neben den einen 
besseren Schutz der Ehre bezweckenden legislativen Reformen 
auf die glückliche Begründung der Institution des Ehrenrates 
das größte Gewicht gelegt werden. Gelingt es, durch eine 
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glückliche Zusammensetzung der Ehrenräte, sowie durch Art 
und Inhalt ihrer Sprüche das allgemeine Vertrauen zu erwecken, 
dann wird es wohl möglich sein, durch eifriges und unver- 
drossenes Zusammenwirken unserer Gesinnungsgenossen — 
vor allem also der Mitglieder der Liga — auch in den bis- 
her widerstrebenden Kreisen die Überzeugung zu erwecken, 
daß auf diesem Wege der verletzten Ehre viel wirksamer und 
zutreflFender Genugtuung verschafft werden kann, als durch 
einen den Gesetzen widerstreitenden, von diesen verpönten, 
in seinem Ausgange meist vom blinden Zufalle abhängigen 
Zweikampf. 

Leicht wird dies nicht sein — denn, was ist stärker als 
das ungeschriebene Gesetz einer vielhundertjährigen, tief ein- 
gewurzelten Sitte! 

Schritt für Schritt wird der Boden erkämpft, mit eiserner 
Konsequenz und unverdrossener Zähigkeit für die Verbreitung 
unserer Anschauungen gewirkt werden müssen. 

Da es einen Kampf um Wahrheit und Gerechtigkeit gegen 
Vorurteil und Gesetzwidrigkeit gilt, so darf wohl ein end- 
licher Sieg der uns leitenden Ideen erhofft werden. 

In Ihren Händen, meine Herren, liegt es nun, diesen 
mühsamen, oft auch dornenvollen, aber hoffentlich Erfolg ver- 
heißenden Weg zu betreten. Mögen Sie in der Betätigung 
der Grundsätze, zu welchen Sie durch Ihr Erscheinen sich 
hier offen bekannt haben, nicht erlahmen, möge der Himmel 
das große Werk, welches wir heute beginnen, segnen.« 

Nachdem der Beifall, der diesen Worten folgte, verklungen 
war, ergriff Herrenhausmitglied Professor Dr. Lammasch 
das Wort zur Erstattung seines Referates : 

»Hochansehnliche Versammlung!« 

»Der Verein, an dessen Wiege wir heute stehen und dem 
wir ungetrübtes Gedeihen wünschen, nicht für immer, sondern 
nur bis zu jenem, hoffentlich nicht allzu fernen Zeitpunkte, in 
dem es ihm gelungen sein möge, den schönsten Erfolg zu 
erringen, durch seine Wirksamkeit sich entbehrlich zu 
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machen — dieser Verein hat seinen Namen von der negativen 
Seite seiner Tätigkeit genommen. Er könnte sich ebenso gut 
nach seiner positiven Tätigkeit: »Verein zum rationellen Schutz 
der Ehret nennen. Denn, was wir anstreben, ist ein Schutz 
der Ehre, der den Anforderungen der Vernunft, der Moral, 
des Rechts und der Religion besser entspricht als manche 
Institutionen, die gegenwärtig diesen Zwecken dienen sollen. 

Die Gesellschaft, die durch die Vorurteile, die sie hegt 
und zärtlich pflegt, neben und manchmal sogar über die wirk- 
liche Mannesehre ein Zerrbild derselben stellt, dem sie ihre 
blutigen Opfer darbringt, die Gesellschaft hat bisher zum 
Schutze der angegriffenen Ehre so gut wie nichts getan. 

Aber auch der Staat ist seinen Verpflichtungen in dieser 
Richtung wohl nicht nach Gebühr nachgekommen. 

Zwar ist es nicht richtig, daß, wie manchmal be- 
hauptet wird, die mit Strafe bedrohten Tatbestände der 
Beleidigungsdelikte nicht umfassend genug seien. Höchstens 
eines könnte man in dieser Richtung aussetzen, daß nämlich 
unser Strafgesetz die Beleidigung zu einseitig aus dem Ge- 
sichtspunkte der Schädigung des guten Rufes des Beleidigten 
auffaßt und darüber das andere Moment, der dem Beleidigten 
zugefügten Kränkung, vernachlässigt. Aus diesem Grunde be- 
droht unser Strafgesetz Beleidigungen und Beschimpfungen 
unter vier Augen nicht mit gerichtlich zu verhängender Strafe, 
während doch auch solche Angriffe auf die Ehre eine schwere 
Kränkung enthalten können und deshalb strafwürdig sind. 

Ein gewichtigeres Bedenken betrifft die Strafen, die wegen 
Beleidigungen verhängt werden. Bekanntlich ist diese Strafe 
häufig die Geldstrafe, und doch ist es einleuchtend, daß 
eine Geldstrafe zur Sühne einer Beleidigung meist nicht aus- 
reichend ist. Der Grund, weshalb unsere Gerichte trotzdem häufig 
auf Geldstrafe erkennen, liegt aber keineswegs darin, daß sie 
den Wert der Ehre zu gering anschlagen würden. Er liegt 
vielmehr in Folgendem : Beleidigungen sind fast immer Delikte, 
die in leidenschaftlicher Aufwallung verübt werden, sie hängen 
außerdem sehr häufig mit politischen, konfessionellen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Gegensätzen zusammen. Auch solche 



— 81 — 

Delikte bedürfen der Strafe, unter Umständen sogar strenger 
Strafe, aber sie vertragen keine infamierende Strafe. Als in- 
famierend aber würde es empfunden, wenn, abgesehen von dem 
glücklicherweise seltenen Fall einer wider besseres Wissen 
vorgebrachten verleumderischen Beleidigung, der wegen Be- 
leidigung Verurteilte seine Strafe in Gemeinschaft mit jenen 
Individuen verbüßen müßte, die zumeist unsere Arrestlokale 
bevölkern, mit Individuen, die wegen Übertretung des Dieb- 
stahles, der Veruntreuung, des Betruges, wegen Wuchers, 
wegen Sittlichkeitsvergehen verurteilt sind. Diese Gesellschaft 
ihnen zu ersparen ist der Grund, aus welchem die Gerichte 
so häufig wegen Beleidigung nur auf Geldstrafe erkennen. 
Wollen wir bewirken, daß die Gerichte öfter auf die der 
Schwere der Beleidigung allein adäquate Freiheitsstrafe er- 
kennen, so müssen wir dahin wirken, daß diese Freiheits- 
strafe in EÜnzelhaft vollstreckt werden kann. 

Ein drittes Bedenken betrifft die Gerichtsorganisation. 
Heute entscheiden bekanntlich über Beleidigungsklagen, wenn 
die Beleidigung in einer Druckschrift verübt wurde, Ge- 
schwomengerichte, in den übrigen Fällen aber Einzelrichter 
des Bezirksgerichtes. Daß die Geschwornengerichte zu dieser 
Judikatur wenig geeignet sind, ist in allen Kreisen der Be- 
völkerung, mit Ausnahme der journalistischen Kreise, fast 
schon communis opinio geworden. 

Beleidigungen hängen, wie bereits gesagt, überhaupt häufig 
mit politischen Gegensätzen oder sonstigen Gegensätzen des 
öffentlichen Lebens zusammen. Nun sind, wie die Erfahrung 
gelehrt hat, Geschwome nur allzu geneigt, solche Gegen- 
sätze durch die Brille der Partei zu betrachten. Es würde sich 
daher sehr empfehlen, damit Gerechtigkeit auch in diesen An- 
gelegenheiten entscheide, die Judikatur über die durch die 
Presse begangenen Beleidigungen richterlichen Beamten, aber 
nicht Einzelrichtem, sondern richterlichen Kollegien zu über- 
tragen. 

Auch die Einzelrichter am Bezirksgerichte haben sich in 
dieser Materie nicht überall bewährt. Auch hier wieder ohne 
ihr Verschulden. Aber diese Richter stehen, zumal in kleineren 

Die Verbesserung des Ehrenschutzes. 6 
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Ortschaften, den am Streite beteiligten Parteien nicht immer 
ferne genug, sie genießen vielleicht auch nicht überall jenes 
überragende Ansehen , welches notwendig ist , damit ihr 
Spruch als solcher, abgesehen von dessen Konsequenzen, jene 
Autorität besitze, welche erforderiich ist, um die Beleidi- 
gung in ihr Nichts zurückzuwerfen und den mit Unrecht Be- 
leidigten in der öflfentlichen Achtung wieder aufzurichten. 
Darum dürfte es sich empfehlen, den Parteien in einem Be- 
leidigungsprozesse das Recht zu gewähren, statt des Richters 
am Bezirksgericht einen Richter des Gerichtshofes anzurufen. 

Es mag vielleicht manchem scheinen, daß diese Reform- 
vorschläge hinter der Größe des zu bekämpfenden Übels 
zurückbleiben; aber sie dürften einen Vorzug haben, den der 
praktischen Durchführbarkeit. 

Würden diese Reformvorschläge verwirklicht und würde 
außerdem die Gesellschaft jene Organisation zum Schutze 
der Ehre schaffen, über die Exzellenz Dr. Klein der verehrten 
Versammlung berichten wird, dann könnte man allerdings mit 
ruhigem Gewissen von demjenigen, der sich in seiner Ehre ver- 
letzt erachtet, verlangen, daß er den einen oder den an- 
deren dieser legalen Wege beschreite, die der Staat und 
die Gesellschaft ihm zum Schutze seiner Ehre eröffnen. Tut 
er dies nicht, beschreitet er den Weg der Selbsthilfe, greift 
er zur Waffe, so wird er unter diesen Voraussetzungen sich 
jener Ausflucht nicht mehr bedienen können, die man heute 
so häufig von demjenigen hört, der zur Duellwaffe gegriffen 
hat, daß Staat und Gesellschaft seine Ehre nicht genügend 
schützen; dann wird man auch von ihm verlangen können, 
daß er die rechtlichen Konsequenzen des Schrittes, den er 
gegen Recht und gute Sitte unternommen, in ihrer ganzen 
Schärfe trage; dann wird er auch in jenen Kreisen der Ge- 
sellschaft, die ihm zunächst stehen, eine mächtige Präsumtion 
gegen sich, gegen die Gerechtigkeit seiner Sache geschaffen 
haben. Dieses Urteil der dem Beleidigten zunächst stehenden 
Gesellschaftskreise aber ist dasjenige Moment, auf welches es 
in dieser Frage am meisten ankommt. Auf das Urteil der 
verschiedenen Kreise der Gesellschaft klärend, läuternd, er- 
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leuchtend einzuwirken, ist eine der wichtigsten Aufgaben alier 
Mitglieder dieses Vereines. Ganz besonders aber erlauben wir 
uns, Sie, meine verehrten Herren, um Ihre Mitwirkung in dieser 
Richtung zu bitten. c (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.) 

Nun folgte das Referat Seiner Exzellenz des Geheimen 
Rates Sektionschefs Dr. Klein: 

>Verehrte Herren!« 

»Die Geschichte des Zweikampfes ist ein jahrhunderte- 
langer nutzloser Kampf der staatlichen und kirchlichen Ge- 
walten gegen die Gesellschaft. Politische Systeme, Staatsord- 
nungen , Weltanschauungen , eingewurzelte gesellschaftliche 
Traditionen sind inzwischen auf Nimmerwiedersehen ver- 
schwunden; die Duellsitte überlebte alle Verbote und Be- 
drängungen, gerieth nie in Vergessenheit, erhielt sich trotz 
allem Wechsel im Milieu. GrundsätzUch hat sich in dieser 
Frage — am Kontinent wenigstens — seit dem Konzil von 
Trient und dem Edikt von Blois Heinrichs des Vierten kaum 
etwas geändert. Für diese zähe Beharrlichkeit, die in der Regel 
nur die unmittelbarsten Impulse und Bedürfnisse der Menschen- 
natur besitzen, hat man die verschiedenartigsten Erklärungen 
vorgebracht. Zweifellos schwingt ein gewisser durchdauernder 
psychischer Grundton mit, aber im übrigen, glaube ich, wird 
man, wie »jeder Zeit ihre Kunst«, so auch jeder Zeit ihre eigene 
selbständige Motivierung der Duellsitte zugestehen müssen. 
Die Zweikämpfe, die unter Ludwig XIII. offen in den Straßen 
von Paris ausgefochten wurden, bei denen die Sekundanten 
tüchtig miteinhieben, und wenn zufällig nicht auf beiden Seiten 
eine gleiche Anzahl von Kämpfern vorhanden war, der nächst- 
beste vorübergehende Soldat zum Zweikampfe eingeladen 
wurde, diese Zweikämpfe und der politische Zweikampf eines 
Pitt oder Canning sind ihrem inneren Wesen nach gewiß nicht 
dasselbe. Damit ist zugleich gesagt, daß die Duellsitte — je 
nach Zeit und Ort — einmal mehr, einmal minder erklärlich, 
begreiflich sein kann. Weiters folgt daraus, daß man, sowie 
sich die staatlichen Zustände, die gesellschaftlichen Bedingungen, 

6* 
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die herrschende Denkweise in einem Volke ändern, immer 
wieder von neuem die Frage aufwerfen kann, ob u*id wodurch 
der Zweikampf als Mittel des Ehrenschutzes verdrängt, ersetzt 
werden könnte. Es darf uns daher auch nicht der prinzipielle 
Einwand entgegengehalten werden, die Anti-Duell-Liga vergehe 
sich, wie ein ungünstiger, hoffnungsarmer Gesamtverlauf der 
ganzen Bewegung zeige, gegen die Geschichte, oder bezwecke 
in unerlaubtem Optimismus geradezu Unmögliches. 

Unsere Zeit hat den Vorzug scharfen, nüchternen Sehens. 
Das dankt sie wohl hauptsächlich der Ausbildung der Natur- 
wissenschaften und der Technik und den reich aufgespeicherten 
Wissens- und Erfahrungsschätzen; denn jedes Sehen, das zur 
Erkentnis führt, ist durch Erkenntnis bedingt. Der Komplex 
sozialer Ursachen, in denen die Sitte des Zweikampfes heute 
allein noch Rückhalt findet, liegt deshalb wohl für die meisten 
klar zutage. Auch wir kennen sie genau, das mögen uns die- 
jenigen glauben, die schon im voraus tadelten, daß wir 
statt eines direkten Vorstoßes mit Operationen in der Flanke 
beginnen. 

Man sagt uns, für die Einschränkung des Duells gäbe 
es nur ein Mittel: die Gesellschaft müsse den Verkehr mit 
dem unüberlegten oder böswilligen Beleidiger abbrechen, ihn 
ihre Mißbilligung schroff fühlen lassen. Das scheint jedoch 
eine Verwechslung von Mittel und Zweck. Was uns als Mittel 
angeraten wird, ist in Wahrheit das leider noch ferne Ziel, 
von dem uns einstweilen nichts mehr und nichts weniger als 
eben die weitverbreitete entgegengesetzte Ansicht trennt: die 
Ansicht, daß eine jede Beleidigung gewissermaßen zur be- 
rechtigten werde, wenn ihr nicht die Herausforderung am 
Fuße folgt. Um zu jenem Ziele zu gelangen, muß also zuerst 
die Ansicht überwunden oder wenigstens ins Wanken gebracht 
werden, daß der Beleidigte durch Verzicht auf ritterliche 
Genugtuung sich ohneweiters ins Unrecht setzt und damit 
die ihm zugefügte Beleidigung rechtfertigt Wie dies zu er- 
reichen, das ist eben das Problem. 

Die Duellsitte zu kritisieren, ist nicht schwer; die Gesamt- 
kultur der Gegenwart gibt dafür Gesichtspunkte und Tat- 
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Sachen in Fülle, mehr als irgend eine frühere Epoche. Doch 
der historische Verlauf zeigt uns, daß die Gesellschaft durch 
die Kritik allein nicht zu bekehren ist, und zwar auch nicht, 
wenn die Kritik in der ernsten Form der Lehre, sei es selbst 
der höchsten Lehrautoritäten, auftritt. Ebensowenig nach- 
haltigen Einfluß hat die Androhung härterer Strafen oder die 
sonst strengere strafrechtliche Behandlung des Zweikampfes 
gehabt. Wir werden daher aus der Geschichte des Zweikampfes 
einen anderen Schluß ziehen müssen. Gesellschaftliche Em- 
pfindungen, gesellschaftliche Maßstäbe ändern sich selten mit 
einem Rucke und — für beides bietet die Kulturgeschichte 
Beispiele — sie ändern sich noch seltener rein gedankenmäßig, 
durch freiwilliges Übergehen zu einer richtigeren Auflassung, 
sondern fast immer nur unter dem Drucke neuer, ablenkender 
sozialer Tatsachen. Das ist nach Entstehen und Natur solcher 
Massenurteile nicht verwunderlich. Will man überhaupt den 
Versuch machen, die Duellsitte abzuschwächen oder einzu- 
engen, so bleibt demnach, da die pastorale Methode und die 
Staats- und Kirchenmacht keinen Erfolg erzielt haben, nur 
eins noch übrig: der Weg, den die Sozialpsychologie weist, 
nämlich für das Duell als Mittel der Sühne und Wiederher- 
stellung gekränkter Ehre einen Ersatz finden, etwas, das dem 
in seiner Ehre Verletzten in anderer Form dasselbe gibt wie 
das Duell. Der angebotene oder ausgefochtene Zweikampf 
wirkt als Selbstzeugnis des Beleidigten für seine Ehrenreinheit. 
Das nächstverwandte wäre daher ein Zeugniss dritter Personen 
über die makellose Ehre und Ehrenhaftigkeit des Beleidigten. 
Auf diese Weise machte auch in der Geschichte des Rechts- 
ganges das Gottesurteil den logischen und empirischen Be- 
weisen platz. Für alle die, welche ohne andere Nebentendenzen, 
einzig zur Erhärtung ihrer Ehrenhaftigkeit sich zum Duell ent- 
schließen , könnte demnach die Ehrenprobe durch Dritte das 
Duell überflüssig machen, ein Ersatz dafür sein. Umso eher, 
je mehr sie allein den modernen Methoden des Wahrheit- 
findens gemäß ist. 

In England ist es allerdings auch ohne das gegangen. 
Der ideale Zustand, daß die Ehrenkränkung auf den Beleidiger 
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zurückfällt, dieser Abbitte zu leisten hat und nicht der Be- 
leidigte auf das Glück der Waffen angewiesen ist, dies alles 
wurde in England scheinbar mit einem Sprunge, ohne Zwischen- 
akte fertiggebracht. Doch nur scheinbar: denn auch in England 
war der Boden — wenngleich nach einem anderen System 
— schon lange Zeit gepflügt und bearbeitet, bevor die bekannte 
Änderung der Kriegsartikel vorgenommen wurde, deren Geist 
sich wohl am unverhülltesten in der Vorschrift des Armee- 
Reglements ausspricht, der Kommandierende habe seine Offiziere 
zu belehren, daß das Duell ungehörig sei und auf falscher 
EhrauflFassung beruhe. Die englischen Juristen behaupten nämlich, 
die Gerichte seien schon seit dem Edikt Jacob L, >against private 
combats in the field on challenge« und dem Star Chamber 
decree vom 26. Jänner 1614 gegen alle Formen des Zwei- 
kampfes konsequent und mit solchem Erfolge aufgetreten, daß 
schließlich unter dem Einfluß dieser beständigen Recht- 
sprechung das Duell seinen Schimmer als Ehrenaffaire gänzlich 
eingebüßt habe. Auch hier dürfte somit nicht eine kühne, 
feurige Attaque zum Siege geführt haben, sondern Zähigkeit. 
Und in diesem Lichte besehen, war die Tat des Prinzen 
Albert und Wellingtons nicht Saat, sondern das Brechen, 
Ernten einer reifen Frucht, was natürlich ihren Ruhm nicht 
schmälert, aber ihr glänzendes Gelingen verständlicher macht. 
Einen dem ähnlichen Zustand bei uns unvermittelt her- 
zustellen, das ist, wenigstens für eine rein private Vereinigung, 
wie wir sie bilden, kaum erreichbar. Darum dachten wir, es 
sei immerhin besser, das letzte Ziel im Auge, ohne weiteren 
Aufschub zu schaffen und zu befördern, was unter den beutigen 
Verhältnissen geeignet sein mag, den Antrieb, die Nötigung 
zum Duell zu schwächen, das natürliche Verlangen des Be- 
leidigten nach Sühne in rationellerer Weise, als mittels des Zwei- 
kampfes, zu befriedigen, und der Wahl des Zweikampfes 
als Ehrenschutzmittel ein Gegengewicht gegenüberzustellen, 
um so die Fälle der Herausforderung und vielleicht auch 
des Zweikampfes wenigstens überall dort zu mindern, wo 
nicht Standespflicht und Zwang das entscheidende Wort 
sprechen. Sonst könnten leicht die schönsten Gedanken und 
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Bestrebungen, indem man untätig nach Erfüllung durch ein 
Mysterium oder durch fremde Tat ausschaut, enden wie das 
Lied vom Ritter Toggenburg: 

Und so sa0 er, eine Leiche, 
Eines Morgens da; 
Nach dem Fenster noch das bleiche 
Stille Antlitz sah. 

Als solche Veranstaltung und eine unseres Erachtens 
notwendige Ergänzung des staatlichen Ehrenschutzes schlagen 
wir die Errichtung besonderer Ehrentribunale, Ehrenräte vor. 
Man darf es sich nicht verhehlen: die geringe Neigung oder 
die Abneigung, bei Ehrenkränkungen die Entscheidung eines 
Gerichtes anzurufen, schließt für viele überhaupt jeden Zweifel 
aus, welcher Weg in solchem Falle einzuschlagen sei. Worin 
dieses Sträuben und ob es überhaupt begründet ist, das wollen 
wir nicht untersuchen; genug, es besteht in weiten Kreisen 
und wird kaum über Nacht verschwinden. Da wir aber nicht 
alle vorgefaßten Meinungen zugleich bekämpfen können, wollen 
wir uns lieber mit dem geringeren Übel vertragen und em- 
pfehlen neben der Verbesserung des staatlichen Ehrenschutzes 
noch eine solche durch soziale Selbsthilfe. 

Ehre in dem hier maßgebenden Sinne ist der Reflex 
unserer Persönlichkeit im Urteile unserer Umwelt, die Meinung, 
die andere von uns, unserem Wesen und Werte haben und 
in ihrem Verhalten hervortreten lassen. Unsere Ehre tastet an, 
wer gegen uns etwas unternimmt, was dieses Werturteil 
der anderen zu unseren Ungunsten zu beeinfluÄen vermag. 
Ein solcher Versuch , unsere Ehre zu kränken , ist gelungen, 
wenn infolgedessen die, an deren Urteil uns gelegen ist, 
wirklich nun schlechter von uns denken, uns nicht mehr voll 
nehmen. Die Beleidigung ist dagegen mißlungen, wenn sie 
die Beurtheilung , die uns bis dahin zuteil geworden ist, in 
keiner Weise zu erschüttern vermochte, dem Beleidigten von 
denjenigen, deren Meinung seinen sozialen Wert bestimmt, 
nach wie vor dieselben Gesinnungen entgegengebracht werden. 
Und endlich: In jedem Gesellschaftsverbande, in jeder Ge- 
meinschaft ist die Ehre die Grundlage für die einzelne Exi- 
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stenz. Jedes Glied des Verbandes braucht Ehre nach dem 
Maßstabe seiner Genossen, um seine individuellen und sozialen 
Zwecke in diesem Verbände zu erfüllen. Weil so Ehre soziale 
Existenzbedingung ist, begreift es sich, warum jede Beleidigung 
instinktiv beim Beleidigten den Wunsch auslöst, sich dessen 
zu vergewissern , daß diese Beleidigung das Denken seiner 
Umgebung über ihn nicht verändert habe, er dessenunge- 
achtet wie früher Ehre genieße. Es ist eine Äußerung des 
sozialen Selbsterhaltungstriebes. Aus demselben Grunde wird 
uns die Beleidigung — sofern nicht Rachegefühle zurück- 
bleiben — gleichgültig, sobald wir wissen, daß unser sozialer 
Wert nach Meinung der anderen dadurch nicht gelitten hat. 
Diese einfachen Sätze sind die Bausteine der geplanten 
Ehrenratsinstitution. Der Ehrenrat soll ein Tribunal untadel- 
hafter Ehrenmänner sein, dem der Beleidigte die Frage vorlegt, 
ob die ihm zugefügte Beleidigung seine Ehre geschädigt hat, 
und dessen Spruch für den Beleidigten deshalb wichtig ist, 
weil die Mitglieder des Ehrenrates repräsentative Personen 
ihres Gesellschaftskreises sein sollen und daher deren Ent- 
scheidung regelmäßig die Stimme dieses Kreises selbst sein 
wird. Wegen der sozialen Bedeutung des Ehrbegriffes soll es 
den Parteien frei stehen, sich aus der Liste des Ehrenrates 
gerade diejenigen Personen zu wählen, in deren Entscheidung 
sich voraussichtlich die Meinungen und Ansichten des Lebens- 
kreises, in dem jemand für seine Existenz Ehre braucht, am 
treuesten widerspiegeln werden. So werden dann in der Tat 
>die Kreise, ^n denen der einzelne lebt und sein Fortkommen 
findet, für ihn zum Ehrentribunal c. Darin liegt vor allem auch 
der spezifische Vorzug des Ehrenrates vor der staatlichen 
Ehrengerichtsbarkeit, die mit Rechtsregeln statt mit gesell- 
schaftlichen Urteilen arbeitet und keinerlei Bürgschaft bieten 
kann , daß der Richterspruch auch dem für den einzelnen 
sozial grundlegenden Ehrbegriffe entspricht. Der Ehrenrat 
wird in erster Linie eine gütliche Austragung des Ehrenhandels 
durch Versöhnung , Entschuldigung oder Abbitte anstreben ; 
schlägt dies fehl, so spricht er nach Verhandlung der Sache 
aus, ob eine ungerechtfertigte Beleidigung stattgefunden hat 
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oder nicht. Ersterenfalls erklärt der Ehrenrat, dem Beleidigten 
seinen Spruch als Genugtuung für verletzte Ehre zu gewähren, 
kann aber seinem Verdikt nach der konkreten Sachlage den 
Ausspruch beifügen , dai3 das Verhalten des Beleidigten ein 
ehrenhaftes war oder daß der Ehrenrat das Verhalten des 
Beleidigers mißbilligt. Man sollte denken, wenn jemandem 
von hochachtbaren Männern, eventuell unter Mißbilligung der 
Beleidigung, bekräftigt wird, daß ein bestimmter Vorfall 
seiner Ehre nichts anzuhaben vermochte und die ihm zuge- 
fügte Beleidigung grundlos sei, so müsse dies zum mindesten 
als die gleiche gesellschaftliche Genugtuung und Rehabili- 
tierung empfunden und geschätzt werden, als die Bekundung 
des Mutes durch die Herausforderung des Beleidigers und 
durch den Waffengang, wenn selbst einmal zufällig Mut 
und Glück mit Recht und Ehre in derselben Person zusammen- 
treffen. Es ist richtig, von vollem, nachhaltigem Einfluß wird 
die Wirksamkeit des Ehrenrates nur sein, wenn die Ge- 
sellschaft, die einzelnen betroffenen Gesellschaftskreise dem 
Spruche des Ehrenrates beitreten, ihn zur Norm ihres Verkehrs 
mit dem Ehrverletzer erheben. Dann steuern wir in der Tat 
den englischen Verhältnissen zu, und wir können ein solches 
Auftreten der Gesellschaft und ihrer leitenden Kreise nur 
innigst wünschen. Damit wäre der Streit für und wider das 
Duell allerdings entschieden. Doch das hängt von der Zukunft, 
von der Entwicklung ab, die die Institution des Ehrenrates 
nehmen wird. Wir können nur Möglichkeiten bieten, vielleicht 
auch die Idee des Ehrenrates durch Wort und Schrift 
lebendig erhalten. Entfaltet sie sich nicht , so ist das zwar 
kein Beweis, daß der Gedanke unrichtig ist, wohl aber, daß 
die Zeit nicht bloß für dieses Institut, sondern überhaupt für 
ernste Schritte gegen die Duellsitte noch nicht gekommen ist. 
Dann hat aber unser Unternehmen auch gewiß nicht geschadet: 
stärkere Mittel wären jedenfalls um so sicherer jenseits unserer 
Kraft gelegen. ^ 

Dieser Vorschlag läßt das Duell in der Armee außer 
Diskussion. Doch aus dem Berichte über die Organisierung der 
Ehrenräte ist zu ersehen, daß die Verwertung dieses In- 
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stituts zur Austragung von Ehrenhändeln zwischen Zivil- und 
Militärpersonen nicht unerwogen geblieben ist. Augenblicklich 
kann in dieser Hinsicht schon deshalb nichts geschehen, weil 
man zuerst die praktische Durchführung unserer Vorschläge 
abwarten, Erfahrungen mit dem Ehrenrate sammeln muß, 
bevor man dessen Verwendung auf jenem für die Zweikampf- 
sitte nichts weniger als gleichgültigen Grenzgebiete befür- 
worten könnte. 

Die nächste Veranlassung, ein freies gesellschaftliches 
Ehrentribunal aufzurichten, ist die Duellfrage. Aber als gesell- 
schaftliches Organ, das eine Ehrendifferenz so zu schlichten 
vermag, wie es die Regeln und Sitten der guten Gesellschaft 
und die Forderungen der Vernunft und des Gewissens ver- 
langen, könnte der Ehrenrat weit über seine erste, ursprüng- 
liche Bestimmung hinaus sich nützlich und wohltätig erweisen. 
In den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Kämpfen 
der Gegenwart ist die Ehre des Nächsten leider eines der am 
ärgsten bedrohten Güter, sie ist allmählich fast vogelfrei ge- 
worden. Hier hilft auch nicht immer Herausforderung oder 
Gerichtssaal. Vor allem deswegen nicht, weil die Beleidigungen, 
die am tiefsten treffen und verwunden, nicht selten von un- 
bekannter Herkunft, unpersönlich sind oder aus gedeckten 
Stellungen verübt werden, und weil, was den Zweikampf an- 
langt, dieser die Ehrabschneidung und Verunglimpfung nicht 
auch für jene ungezählten Tausende aufhebt und tilgt, die 
von jeder öffentlichen Beleidigung heute hören. Es zeigt sich 
da, daß der Zuschnitt der jetzt üblichen Ehrenschutzmittel 
überhaupt ein durchaus veralteter ist. Die Technik des Ehren- 
schutzes ist weit hinter der fabelhaft vorgeschrittenen Technik 
der Beleidigung zurückgeblieben: es ist wie ein Kampf mit 
mittelalterlichen Waffen gegen moderne Schnellfeuergewehre 
und rauchschwaches Pulver. Während sich so einerseits die 
gefährlichsten Formen der Beleidigungen von selbst dem Zwei- 
kampfe entziehen, bietet sich andererseits der Ehrenrat gerade 
dafür als ein besonders geeignetes Schutzmittel dar, an dessen 
Pflege und Gedeihen insofern die Anhänger und die Gegner 
des Duells ein gleiches Interesse haben dürften. Der Ehren- 
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rat soll nicht engherzig das Werkzeug einer bestimmten 
einzelnen Richtung sein. Unsere Liga will ihn schaffen, aber 
sie stellt ihn allen zur Verfügung. Auf diesem Boden können 
sich beide Gruppen finden. Eine unabhängige gesellschaftliche 
Instanz, die dem grundlos Beleidigten seine innere Ruhe, sein 
Selbstvertrauen und seine soziale Geltung wiedergibt und 
damit die unheimliche Macht der leidenschaftlichen, zügellosen 
Schmähung untergräbt — in der Anerkennung und Billigung 
einer solchen Institution kann es zwischen Männern, welche 
die Ehre hochstellen, wohl keinen Gegensatz geben. 

Und noch ein zweiter Zusammenhang mit dem All- 
gemeinen ist es, der in der Ansicht bestärkt, daß die Ein- 
führung von Ehrenräten kein ganz verfehlter Gedanke sein 
kann. Streit und Zwiespalt gab es zu aller Zeit in der Welt, 
aber in den Formen seiner Schlichtung überwiegt abwechselnd: 
ich möchte sagen, das Kampf- und das Friedenselement. 
Übersatt des Kampfes, von dem man sich moralische Läu- 
terung erhofft hat, während er häufig nur Verwüstung und 
Trostlosigkeit brachte, taucht in der neueren Zeit das Friedens- 
element wieder mehr empor. Nur zwei Beispiele aus weit aus- 
einanderliegenden Lebensgebieten: im Ringen um die Arbeits- 
vertragsbedingungen der Kollektivvertrag und die Einigungs- 
ämter und Ausschüsse, in den internationalen Beziehungen das 
aus der Haager Konferenz hervorgegangene Schiedsgericht. 
Das Institut des Ehrenrates ist vom selben Stamm. Nichts 
weniger als ein isoliertes Experiment, ist es vielmehr der Aus- 
druck einer geistigen Bewegung, der, wenn nicht alles täuscht, 
große Erfolge in der Organisation unseres Lebens beschieden 
sind. Denn im Einklang mit dieser Bewegung will es der 
Idee des Friedens, des Gemeinschaftsbewußtseins, der gegen- 
seitigen Abhängigkeit aller einzelnen, der sozialen Solidarität 
ein neues Feld eröffnen. Wer den Mut hat, der Zeit ins 
Gesicht zu sehen und ihren Forderungen sich zu fügen, wer 
Erstarkung des Gemeingefiihles und des Gemeinsinnes wünscht, 
weil er die hohe politische und staatliche Bedeutung dieser 
Empfindungen zu würdigen weiß, kann daher unsere Be- 
strebungen nicht ablehnen. Wir empfehlen die Einführung von 
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Ehrenräten nicht zuletzt deshalb, weil der Ehrenschutz durch 
Kampf trennt, zerreii3t, zerklüftet, der Ehrenschutz durch 
freiwillige Unterwerfung unter das Urteil seiner Mitbürger 
aber vereinigt, festigt und aufbaut. Wir glauben damit als 
des Staates treue Söhne dem staatlichen Sinne Nahrung und 
Stärkung zuzuführen. € 

Diesen Ausführungen folgte langer, stürmischer Beifall. 
Sodann wurden von der Versammlung die vom Ministerium 
des Innern bereits genehmigten Statuten einhellig angenommen. 

Den dritten Punkt der Tagesordnung bildete die Wahl 
des Vorstandes. In diesen wurden folgende Herren gewählt: 
Dr. Leon Ritter von Bilinski, k. u. k. geheimer Rat, Minister 
a D., Gouverneur der Österr.-Ungar. Bank ; Dr. Sigismund Frei- 
herr von Bischoffshausen; Johann Freiherr von Chlumeck y, 
k. u. k. Geheimer Rat, Minister a. D.; Rudolf Graf Czernin, 
k. u. k. Kämmerer; die Reichsratsabgeordneten: Dr. Viktor 
V. Fuchs, Dr. Karl v. Grabmayr, Dr. Theodor Kathrein, 
Dr. Karl Kramar; Dr. Franz Klein, k. u. k. Geheimer Rat, 
k. k. Sektionschef; Franz Graf Kuefstein, k. u. k. Kämmerer, 
Mitglied des Herrenhauses; Professor Dr. Heinrich Lammasch, 
Mitglied des Herrenhauses; Dr. Ernst Edler von Plener, 
k.u.k. Geheimer Rat, Minister a.D., Präsident des k.u.k. gemein- 
samen obersten Rechnungshofes; Adalbert Graf Schön bor n, 
k. u. k. Kämmerer, Landesausschußbeisitzer des Königreiches 
Böhmen; Dr. Friedrich Graf Schönborn, k. u. k. Geheimer 
Rat und Kämmerer, Minister a. D., Erster Präsident des Ver- 
waltungsgerichtshofes; Ernst Graf Sylva-Tarouca, k. u. k. 
Geheimer Rat und Kämmerer, Reichsratsabgeordneter; Dr. 
Jaroslav Graf Thun- Hohen stein, k.u.k. Kämmerer; Ferdinand 
Erbgraf Trauttmansdorff, k. u. k. Kämmerer; Dr. Ludwig 
Vogler, Reichsratsabgeordneter. 

Hierauf stellte Freiherr von Chlumeck^- den Antrag, 
Seine königliche Hoheit den Prinzen Don Alfonso von 
Bourbon und Österreich-Este, Infanten von Spanien, 
zum ersten Ehrenmitgliede der »Allgemeinen Anti- 
Duell-Liga für Üsterreicht zu ernennen. Er begrün- 
dete denselben mit folgenden Worten: 
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»Ohne Übertreibung darf man sagen, ihm allein ist es 
zu danken, daß diese Bewegung bei uns in Fluß kam, daß 
sich weite Kreise ihrer bemächtigten, daß wir heute einen 
entscheidenden Schritt nach vorwärts machen konnten. Er 
war es, der den ersten Anstoß gab, der unverdrossen tätig 
war. Wieviel Mühe, wieviel Arbeit es gekostet hat, vermag 
nur derjenige zu erkennen, der die Tätigkeit dieses erlauchten 
Prinzen näher zu beobachten Gelegenheit hatte. Wir alle, die 
dieses Werk vollbringen, das er erdacht hat, müssen ihm 
gegenüber Gefühle unauslöschlichen Dankes empfinden. Nicht 
würdiger können wir es nach außen bethätigen, als wenn 
wir den erlauchten Prinzen zum ersten Ehrenmitglied unserer 
Anti-Duell-Liga ernennen, c 

Dies müsse der erste öffentliche Akt sein, den der neue 
Verein vollziehe. Die Anwesenden erhoben sich von ihren 
Plätzen, worauf der Vorsitzende die einstimmige und besonders 
warme Annahme seines Antrages konstatierte. 

Das »Statut für den Ehrenrat c*) wurde hierauf in der 
vom Aktions-Comite ausgearbeiteten Fassung ebenfalls ein- 
stimmig genehmigt. 

Nach ungefähr zweistündiger Dauer wurde die Ver- 
sammlung geschlossen, nachdem Herrenhausmitglied Dr. Frei- 
herr von Berger dem Aktions-Comite und Franz Graf von 
Kuefstein dem Freiherrn von Chlumeck^als dessen rührigem 
Führer den Dank der Anwesenden ausgesprochen. 

In einer unmittelbar sich anschließenden kurzen Sitzung 
konstituierte sich der Vereins vorstand , indem er aus seiner 
Mitte den Grafen Jaroslav Thun-Hohenstein zum Präsi- 
denten, Freiherrn von Chlumeck^ zum ersten und Ritter 
von Bilinski zum zweiten Präsidenten -Stell Vertreter, Dr. Sigis- 
mund Freiherrn von Bischoffshausen und Dr. Lammasch 
zu Schriftführern und Dr. Viktor von Fuchs zum Kassier der 
»Allgemeinen Anti-Duell-Liga für Österreich! wählte«. 



*) Siehe S. 97. 
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§1- 

Ehrenrätliche Vertrauensmänner. 

Am Sitze jeder »Anti-Duell-Liga« (der allgemeinen Anti- 
Duell-Liga für Österreich, Landes-, Orts -Liga), sowie nach 
Bedarf auch in größeren Gemeinden, in welchen keine Liga 
ihren Sitz hat, sind ehrenrätliche Vertrauensmänner zu 
bestellen, aus welchen im Falle der Anrufung (§§ 8 u. ff.) der 
Ehrenrat zusammenzusetzen ist. 

Die Zahl dieser ehrenrätlichen Vertrauensmänner richtet 
sich nach den örtlichen Verhältnissen und dem voraussicht- 
lichen Bedürfnisse. 

Es sind nur solche Personen zu ehrenrätlichen Ver- 
trauensmännern zu bestellen, welche durch ihren anerkannt 
makellosen Charakter, ihr tadelloses Verhalten, ihr Ansehen 
in der Gesellschaftsschichte, der sie zugehören, sich hervor- 
ragender allgemeiner Achtung erfreuen. 

Es ist hiebei nach Tunlichkeit auf Personen verschiedener 
Gesellschaftsschichten Bedacht zu nehmen. Insbesondere sind 
die Gesellschaftsschichten, welchen die Mitglieder der Liga in 
der betreffenden Örtlichkeit angehören, zu berücksichtigen. 

Zu ehrenrätlichen Vertrauensmännern können auch Per- 
sonen gewählt werden, welche nicht Mitglieder einer Liga sind. 

Die Verbesserung des Ehren schütz es. 7 
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§2. 
Recht ihrer Bestellung. 

Die Bestellung der ehrenrätlichen Vertrauensmänner erfoigt 
auf Vorschlag der Orts-Liga, und wo keine solche besteht, 
unmittelbar durch den Vorstand der Landes-Liga; dort, wo 
keine Landes-Liga besteht, oder wo selbständige, keiner Landes- 
Liga unterstellte Orts-Ligen bestehen, durch den Vorstand 
der allgemeinen Anti-Duell-Liga für Österreich. 

§3. 
Mandatsdauer. 

Das Mandat eines ehrenrätlichen Vertrauensmannes gilt 
für drei Jahre, kann aber nach Ablauf immer wieder erneuert 
werden. 

§4. 
Zustimmung zur Bestellung. 

Vor Bestellung muß sich die dazu berechtigte Liga 
der Zustimmung der betreffenden Person 2ur Annahme der 
Funktion eines ehrenrätlichen Vertrauensmannes versichern. 

§5. 
Verschwiegenheitserklärung. 

Jeder ehrenrätliche Vertrauensmann muß sich schriftlich 
verpflichten, über alle Amtshandlungen des Ehrenrates, welche 
als geheim erklärt werden, die strengste Verschwiegenheit zu 
beobachten. Diese Erklärung ist zu Händen des Präsidenten 
der allgemeinen Anti-Duell-Liga für Österreich, beziehungs- 
weise der Landes-Liga zu hinterlegen. 

§6. 
Bekanntgabe der Vertrauensmännerliste. 

Die Liste der bestellten Vertrauensmänner ist unter Be- 
zeichnung des Sprengeis, für welchen sie bestellt wurden, dem 
Vorstande der Liga des betreffenden Sprengeis sowie den 
in diesem Sprengel wohnenden Mitgliedern der Liga mitzu- 
teilen und muß am Geschäftssitze der Liga bei ihren Funk- 
tionären zur Einsicht aufliegen. 
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§7. 
Erlöschung des Mandates eines ehrenrätlichen 

Vertrauensmannes. 

Das Mandat eines ehrenrätlichen Vertrauensmannes er- 
lischt, abgesehen von dem Tode und dem Ablaufe der Mandats- 
dauer (§ 3) , durch freiwillige Niederlegung des Ehrenamtes 
oder durch Streichung von der Liste wegen Verwirkung 
der Vertrauenswürdigkeit. Die Streichung erfolgt durch den 
Vorstand der Liga, welche den Vertrauensmann in die Liste 
aufgenommen hat. 

Wiederholte grundlose Verweigerung der Annahme einer 
Wahl zum Beisitzer eines Ehrenrates gilt als freiwillige Nieder- 
legung des Mandates. 

§8. 
Anrufung des Ehrenrates und Konstituierung 

desselben. 

Zur Anrufung des Ehrenrates sind nur die bei einem 
Ehrenhandel beteiligten Parteien berechtigt, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob sie der Liga angehören oder nicht. 

Dieselbe erfolgt bei dem Vorstande der Orts-Liga, in 
deren Sprengel der Anrufende seinen Wohnsitz hat, oder der 
Vorfall, welcher zur Anrufung des Ehrenrates Veranlassung gibt, 
sich ereignete, und wenn daselbst eine Orts-Liga nicht besteht, 
bei einer in der Vertrauensmännerliste eingetragenen Persönlich- 
keit des betreffenden oder benachbarten Ortes, beziehungsweise 
Sprengeis. Ist auch eine solche Liste nicht vorhanden, so erfolgt 
sie bei dem Vorstande der Landes-Liga, beziehungsweise der 
allgemeinen Anti-Duell-Liga für Österreich. 

Gleichzeitig mit der Anrufung des Elhrenrates sind, so- 
feme der Anrufende nicht seinerseits den Vorschlag aus- 
drücklich oder stillschweigend dem Vorstande der Liga über- 
lädt (§ 9) , drei Persönlichkeiten aus einer der im Lande be- 
stehenden Vertrauensmännerlisten in Vorschlag zu bringen, aus 
welchen die Gegenpartei — eventuell der Vorstand der Liga 
(§ 10) — einen Beisitzer des Ehrenrates zu wählen haben wird. 

7* 
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§9. 

Der Anrufende kann auch den Vorschlag für die Wahl 
des Beisitzers des Ehrenrates dem Vorstande der Liga über- 
lassen, dem es in solchem Falle obliegt, ungesäumt der Gegen- 
partei drei geeignete Persönlichkeiten aus einer der im Lande 
bestehenden Vertrauensmännerlisten in Vorschlag zu bringen. 

Die Unterlassung der Erstattung des im § 8 bezeichneten 
Vorschlages seitens des Anrufenden gilt als stillschweigende 
Überlassung des Vorschlagsrechtes an den Vorstand der Liga. 

§10. 

Wenn beide an dem Ehrenhandel beteiligte Parteien den 
Ehrenrat anrufen , hat der Vorstand der Liga den Vorschlag 
für die Wahl je eines Beisitzers des Ehrenrates (§§ 8 und 9) 
der Gegenpartei mit der Aufforderung zur Kenntnis zu bringen, 
binnen 48 Stunden aus den drei bezeichneten Persönlichkeiten 
einen Beisitzer des Ehrenrates zu wählen und dem Vorstande 
der Liga anzuzeigen, widrigens derselbe diese Wahl vor- 
nehmen würde. 

Wenn nur eine der an dem Ehrenhandel beteiligten 
Parteien den Ehrenrat anruft, hat der Vorstand der Liga die 
Gegenpartei unter Mitteilung des Vorschlages für die Wahl 
eines Beisitzers des Ehrenrates einzuladen, sich dem ehren- 
rätlichen Verfahren zu unterwerfen und dies binnen 48 Stunden 
dem Vorstande der Liga anzuzeigen, widrigens die Unter- 
werfung unter den Ehrenrat als abgelehnt betrachtet werden 
würde. 

Mit dieser Einladung hat der Vorstand der Liga die 
Aufforderung zu verbinden : 

1. innerhalb derselben Frist drei Persönlichkeiten aus 
einer der im Lande bestehenden Vertrauensmännerlisten be- 
hufs Wahl eines Beisitzers des Ehrenrates in Vorschlag zu 
bringen ; 

2. aus dem mitgeteilten Vorschlage des Anrufenden 
einen Beisitzer des Ehrenrates zu wählen, 

widrigens bei erfolgter Unterwerfung unter den Ehren- 
rat der Vorschlag fiir einen Beisitzer des Ehrenrates, be- 
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ziehungsweise die Wahl des anderen Beisitzers aus den vom 
Anrufenden vorgeschlagenen Persönlichkeiten durch den Vor- 
stand der Liga erfolgen würde. 

Die rechtzeitige Erstattung dieses Vorschlages, beziehungs- 
weise Vornahme der Wahl des einen Beisitzers oder die aus- 
drückliche Überlassung dieses Vorschlages, beziehungsweise 
dieser Wahl an den Vorstand der Liga gilt als Unterwerfung 
unter den Ehrenrat. 

Die erfolgte Unterwerfung unter den Ehrenrat ist dem 
Anrufenden unter Mitteilung des Namens des einen ge- 
wählten Beisitzers des Ehrenrates sowie des Vorschlages für 
den zweiten Ehrenratsbeisitzer mit der Aufforderung bekannt 
zu geben, binnen 48 Stunden aus den drei bezeichneten Per- 
sönlichkeiten den zweiten Beisitzer des Ehrenrates zu wählen, 
widrigens diese Wahl durch den Vorstand der Liga erfolgen 
würde. 

Sobald die Wahl der zwei Beisitzer des Ehrenrates voll- 
zogen ist, verfügt der Vorstand der Liga ungesäumt die Kon- 
stituierung des Ehrenrates. 

Sind an einem Ehrenhandel mehrere Personen als eine 
Partei beteiligt, so haben dieselben gemeinschaftlich den 
Vorschlag für die Wahl eines Beisitzers des Ehrenrates zu 
erstatten , beziehungsweise die Wahl des anderen Beisitzers 
vorzunehmen. 

§11- 

Wenn die zur Unterwerfung unter den Ehrenrat auf- 
geforderte Partei diese Unterwerfung ausdrücklich oder still- 
schweigend ablehnt, hat der Vorstand der Liga den An- 
rufenden hievon zu verständigen. 

Es gilt als stillschweigende Ablehnung, wenn die auf- 
geforderte Partei innerhalb der 48stündigen Frist keiner der 
an sie gestellten Aufforderungen nachkommt, außer im Falle, 
als Mangel an Verschulden an dem Fristversäumnisse nach- 
gewiesen und vom Vorstande der Liga anerkannt wird, oder 
wenn der Anrufende gegen die angesuchte Verlängerung der 
Frist keine Einwendung erhebt. 
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§12. 

Sofort nach vollzogener Wahl der beiden Beisitzer des 
Ehrenrates ladet der Vorstand der Liga dieselben ein, binnen 
kürzester Frist aus einer der im Lande bestehenden Vertrauens- 
männerlisten den Obmann zu wählen und die getroffene Wahl 
dem Vorstande der Liga anzuzeigen. 

Wenn diese Wahl innerhalb der gestellten Frist nicht 
zustande kommt oder die vollzogene Wahl dem Vorstande 
der Liga nicht angezeigt wird, so ernennt derselbe den Obmann 
aus einer der im Lande bestehenden Vertrauensmännerlisten. 

Die gewählten Beisitzer sowie der gewählte, beziehungs- 
weise ernannte Obmann können die Übernahme dieses Amtes 
nicht ablehnen, außer in dem Falle: 

1. einer nachgewiesenen Verhinderung; 

2. als der Ablehnende mit einer Person, deren Belei- 
digung den Ehrenhandel veranlaßte, oder mit einer der be- 
teiligten Parteien durch das Band der Ehe verbunden oder 
mit ihr in auf- oder absteigender Linie verwandt oder ver- 
schwägert, ihr Geschwisterkind oder noch näher verwandt ist, 
oder zu ihr in dem Verhältnisse von Wahl- oder Pflege-Eltern 
oder Kindern, eines Vormundes oder Mündels steht; oder 

3. Zeuge des Vorfalles war, welcher zur Anrufung des 
Ehrenrates Veranlassung gab, oder bei einer mit diesem 
Vorfalle in unmittelbarem Zusammenhange stehenden Rechts- 
angelegenheit als Zivil- oder Strafrichter, als Staatsanwalt oder 
als Verteidiger fungierte. 

Der Name des ernannten Obmannes ist vom Vorstande 
der Liga den beiden gewählten Beisitzern des Ehrenrates 
sowie beiden Parteien bekannt zu geben. 

Jede Partei kann den ernannten Obmann aus den oben 
unter Zahl 2 und 3 angeführten Gründen ablehnen. Die An- 
zeige der Ablehnung muß unter Angabe der Ablehnungs- 
gründe binnen 24 Stunden nach erhaltener Mitteilung von 
dessen Ernennung bei dem Vorstande der Liga erstattet werden, 
welcher darüber ungesäumt und endgültig entscheidet. 
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Wenn die Ablehnung als begründet erkannt wird, hat 
der Vorstand der Liga die Wahl eines neuen Beisitzers oder 
Obmannes zu veranlassen. Für diese Wahl, beziehungsweise Er- 
nennung finden die Bestimmungen der §§ 8 — 12 Anwendung. 

§13. 

Verzicht auf die Anrufung des Strafrichters bei An- 
rufung oder Unterwerfung unter den Ehrenrat. 

Der Anrufung des Ehrenrates kann nicht Folge gegeben 
werden, solange wegen desselben Ehrenhandels ein Verfahren 
vor dem ordentlichen Richter anhängig ist. 

Wer den Ehrenrat anruft oder sich ihm unterwirft, ver- 
zichtet darauf, während der Dauer des Verfahrens, beziehungs- 
weise nach erfolgtem Spruch wegen desselben Ehrenhandels 
den ordentlichen Richter anzurufen. Wird dessenungeachtet 
eine Ehrenbeleidigungsklage angebracht, so gilt dies als Rück- 
tritt vom ehrenrätlichen Verfahren. 

§14. 

Verzicht auf zivil- oder strafrechtliches Vorgehen 

gegen Ehrenratsmitglieder. 

Wer den Ehrenrat anruft oder sich demselben unter- 
wirft, verzichtet durch diesen Willensakt darauf, aus dem 
Spruche des Ehrenrates gegen dessen Mitglieder zivil- oder 
strafrechtliche Folgen zu ziehen, und erklärt dadurch, daß 
die Ehrenratsmitglieder für den zu fallenden Spruch von ihm 
weder zivil- noch strafrechtlich verantwortlich gemacht werden 
können. 

§15. 

Recht auf ehrenrätlichen Ausspruch bei Ableh- 
nung des Gegners, sich dem Ehrenrate zu unter- 
werfen. 

Im Falle der stillschweigenden oder ausdrücklichen Ab- 
lehnung der Unterwerfung unter den Ehrenrat seitens der 
Gegenpartei steht der Partei , welche ihn angerufen hat, das 
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Recht zu, die Einsetzung eines Ehrenrates behufs Erwirkung 
eines ehrenrätlichen Ausspruches über ihr Verhalten bei dem 
betreffenden Ehrenhandel zu verlangen (§ 28). 

§16. 

Wenn ein gerichtliches Verfahren wegen Ehrenbeleidigung 
mit der Freisprechung des Angeklagten geendet hat, kann der 
Ankläger nach rechtskräftigem Abschluß des Strafprocesses 
die Einsetzung eines Ehrenrates behufs Erwirkung eines ehren- 
rätlichen Ausspruches darüber verlangen, ob nach dem Er- 
gebnisse des Strafverfahrens er selbst eine unehrenhafte Hand- 
lung begangen habe (§ 29). 

§17- 
Verfahren. 

Der Obmann des Ehrenrates hat dessen Zusammentreten 
an dem von ihm zu bestimmenden Orte zu veranlassen und 
auf kürzestem Wege beide Parteien mit der Aufforderung zu 
laden, etwa notwendig werdende Beweismittel (Urkunden, 
schriftliche Zeugnisse, Zeugen, Sachverständige u. s. w.) zur 
Verhandlung mitzubringen. 

In der Regel haben die Parteien persönlich zu erscheinen. 
Ob und inwiefeme für den Fall nachgewiesener unabwendbarer 
Verhinderung einer Partei ein von ihr hiezu bevollmächtigter 
Vertrauensmann an ihrer Stelle zugelassen werden kann, bleibt 
der Entscheidung des Ehrenrates vorbehalten. 

§18. 

Bei der Verhandlung ist eine gleichzeitige Anwesenheit 
der beiden Parteien vor dem Ehrenrate und die Vernehmung 
einer derselben in Gegenwart der Gegenpartei nur dann statthaft, 
wenn beide Parteien hiezu ihre Zustimmung erteilen. Die 
Verhandlung hat damit zu beginnen, daß jeder Partei die 
Bestimmungen des Statuts betreffend die Rechtsfolgen der 
Anrufung des Ehrenrates, beziehungsweise der Unterwerfung 
unter denselben (§13 und 14) vorgelesen und dieselbe auf- 
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gefordert wird zu erklären, daß sie sich diesen Bestimmungen 
untenverfe und selbe als für sie bindend anerkenne. 

Die Verweigerung der Abgabe dieser Erklärung ist als 
Rücktritt von dem Verfahren anzusehen. Diejenige Partei, 
welche diese Erklärung abgegeben hat, bleibt dagegen be- 
rechtig^ zu verlangen, daß der Ehrenrat über den Ehren- 
handel durch Spruch entscheide (§ 23). 

§19. 

Der Ehrenrat hat die Tatsachen, welche für die Be- 
urteilung des Ehrenhandels und des Verhaltens der Parteien 
von Bedeutung sind, auf Grund freier, aus der gewissen- 
haften Prüfung aller etwa vorgebrachten Beweismittel ge- 
wonnenen Überzeugung festzustellen. 

Vorerst sind hierüber beide Parteien, und zwar in der 
Regel abgesondert (§ 18) und ohne Anwesenheit von Zeugen, 
zu vernehmen. 

Tatsachen und Verhältnisse, welche beide Parteien über- 
einstimmend nicht zur Sprache gebracht wissen wollen, sind 
von der Feststellung auszuschließen. Nicht offenkundige ehren- 
rührige Tatsachen des Privat- und Familienlebens dürfen nur 
auf Antrag oder mit Zustimmung derjenigen Partei erörtert 
und festgestellt werden, für die das Bekanntwerden dieser 
Tatsachen beschämend oder nachteUig wäre. 

§20. 

Ergibt sich hiebei Übereinstimmung beider Parteien über 
den Tatbestand der behaupteten Ehrenkränkung, so ist das 
Verfahren abzuschließen, außer wenn der Wahrheitsbeweis 
über Tatsachen, welcher der Beleidigung zugrunde liegen 
und mit derselben in unmittelbarem Zusammenhange stehen, 
angeboten wurde und sofort erbracht werden kann. 

In diesem Falle, sowie wenn Angaben der Parteien über 
den Tatbestand der behaupteten Ehrenkränkung nicht über- 
einstimmen, hat der Ehrenrat das Beweisverfahren einzuleiten. 
Dasselbe hat sich nur auf die wesentlichen Momente, welche 
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zur Beurteilung des Streitfalles unbedingt notwendig sind, 
zu beschränken, und sind alle auf Verzögerung des Verfahrens 
gerichteten Weiterungen hintanzuhalten. Jede der beiden Par- 
teien hat das Recht zu verlangen, daß ihr Grelegenheit geboten 
werde, an die zu vernehmenden Zeugen und Sachverständigen 
Fragen zu stellen. 

Das verurteilende Erkenntnis des Strafrichters über eine 
für den Spruch des Ehrenrates präjudizielle strafrechtliche 
Vorfrage, wie z. B. im Falle des angetretenen Wahrheitsbe- 
weises, ist für den Ehrenrat bindend. 

§21. 

Nach Abschluß des Verfahrens hat der Ehrenrat, in- 
sofeme der Fall zu einer gütlichen Austragung geeignet er- 
scheint, dahin zu wirken, daß der Ehrenhandel durch eine 
befriedigende Erklärung der Parteien abgetan werde; sei 
es daß der Beleidiger seine Beleidigung zurückzieht oder er- 
klärt, eine beleidigende Absicht nicht gehabt zu haben; sei 
es daß der angeblich beleidigte Teil anerkennt, daß eine 
beleidigende Tat nicht vorlag; und überdies in allen Fällen 
der andere Teil sich mit der Erklärung ausdrücklich zu- 
frieden gibt. 

Nach genauer einverständlicher Feststellung der Erklärung 
fallt der Ehrenrat den Spruch: 

»daß der Ehrenhandel in ehrenhafter Weise 
ausgetragen worden sei«. 

§22. 

Wenn der Ehrenrat der Ansicht ist, daß die vorgebrachte 
Angelegenheit für einen ehrenrätlichen Ausspruch zu gering- 
füeie ist, oder daß sie überhaupt nicht als eine Ehrenkränkung 
anzusehen ist, hat er das Verfahren unter Angabc def für ihn 
maßgebenden Gründe einzustellen. 

§23. 

In allen übrigen Fällen hat der Ehrenrat durch Spruch 
zu entscheiden. 
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Die Entscheidung durch Spruch hat auch dann zu er- 
folgen , wenn eine der Parteien , welche den Ehrenrat ange- 
rufen oder sich demselben unterworfen hat (§ 10), im Laufe 
des Verfahrens ausdrücklich zurücktritt oder von demselben 
fernbleibt. 

Der Spruch hat in dem Falle, als der Ehrenrat erkennt, 
daß eine Beleidigung nicht vorlag, dies auszusprechen. 

Entscheidet der Ehrenrat, daß der Wahrheitsbeweis be- 
züglich der beleidigenden Äußerung erbracht erscheint, so 
hat der Spruch zu lauten: 

»es liegt ein Grund nicht vor, dem angeblich 
Beleidigten Genugtuung für verletzte Ehre zu ge- 
währenc. 

Nach Lage des Falles kann noch beigefügt werden : 

»daß das Verhalten des angeblichen Belei- 
digers ein ehrenhaftes war und gegen die Gesetze 
der Ehre und des Anstandes nicht verstoßen hat«. 

In dem Falle, als der Ehrenrat erkennt, daß eine Be- 
leidigung stattgefunden hat, fällt er den Spruch: 

»daß eine Beleidigung ungerechtfertigter 
Weise stattgefunden hat, und daß der Ehrenrat 
diesen Spruch dem Beleidigten als Genugtuung für 
verletzte Ehre gewährt«. 

Nach Lage des Falles kann auch noch beigefügt werden : 

»daß das Verhalten des Beleidigten ein ehren- 
haftes war«, 

und überdies: 

»daß der Ehrenrat das Verhalten des Belei- 
digers mißbilligt«. 

§24. 

Der Ehrenrat kann, ohne daß es eines darauf gerichteten 
Antrages bedarf, seinem Spruch auch eine Entscheidung über 
das Verhalten desjenigen beifügen, der den Ehrenrat angerufen 
hat. Dies darf jedoch nur geschehen, wenn die für diese Ent- 
scheidung maßgebenden Tatsachen im ehrenrätlichen Ver- 
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fahren gemäß §§17 u. ff. erschöpfend erörtert und fest- 
gestellt wurden. 

Der Spruch hat zu lauten: »daß der Ehrenrat das 
Verhalten desjenigen, der den Ehrenrat angerufen 
hat, in dem fraglichen Ehrenhandel nicht zu billigen 

vermag«. 

§25. 

Das Verfahren vor dem Ehrenrate ist ein mündliches 
und geheimes (§ 5). Es muß mit aller nur tunlichen Beschleu- 
nigung durchgeführt werden, und ist insbesondere der Verkehr 
mit den Parteien und der Mitglieder des Ehrenrates mit der 
Liga unter Benützung aller Beschleunigungsmittel (Telegraph, 
Telephon) zu pflegen. 

Über das Verfahren vor dem Ehrenrate ist von einem 
Mitgliede desselben ein Protokoll zu führen, welches nur die 
wichtigsten Vorkommnisse aufzunehmen, die Erklärungen der 
Parteien nach geschlossenem Verfahren (§ 21) jedoch, sowie 
den Spruch des Ehrenrates und die etwa verkündeten Ent- 
scheidungsgründe wörtlich zu enthalten hat. 

Das Protokoll ist von den Mitgliedern des Ehrenrates, 
und wenn es eine Erklärung der Parteien im Sinne des § 21 
enthält, auch von diesen zu unterfertigen. 

Das Protokoll ist dem Vorstande der Liga zur Aufbe- 
wahrung zu übersenden. 

§26. 

Der Spruch des Ehrenrates erfolgt nur mündlich. Zu- 
gleich mit dem Spruche können nach Ermessen des Ehren- 
rates auch die wesentlichen Gründe des Spruches bekannt 
gegeben werden. 

Der Verkündigung des Spruches desselben können nur 
Parteien anwohnen. 

Der Spruch des Ehrenrates ist zu veröffentlichen, wenn, 
im Falle derselbe auf Grund einer Erklärung gefallt wird (§ 21), 
beide Parteien es verlangen ; im gegenteiligen Falle (§ 23), 
wenn nur eine Partei es verlangt. 

Inhalt und Art der Veröffentlichung wird vom Ehrenrat 
bestimmt. 
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§27. 
Der Spruch des Ehrenrates ist inappellabel. 

§28. 
Verfahren im Falle des § 15. 

Wenn eine Partei die Erwirkung eines ehrenrätlichen 
Ausspruches über ihr Verhalten bei einem Ehrenhandel ver- 
langt, weil die Gegenpartei sich dem Ehrenrate nicht unter- 
worfen hat (§ 15), so hat sie dieses Verlangen bei dem Vor- 
stande der Liga zu stellen. Wenn dieser den Fall zur ehren- 
rätlichen Behandlung für geeignet ansieht, so steht ihm die 
Ernennung aller 3 Mitglieder des Ehrenrates zu und ist gleich- 
zeitig aus den 3 ernannten Mitgliedern der Obmann zu be- 
zeichnen. Der so ernannte Ehrenrat hat die von der anrufenden 
Partei vorgebrachten Tatsachen und Beweismittel zu prüfen, 
nach Lage des Falles auch dasjenige, was zur Erbringung des 
Wahrheitsbeweises bezüglich der vorgebrachten ehrenkränken- 
den Beschuldigung dienen kann, zu erheben, und nach ge- 
schlossenem Verfahren je nach Sachlage seinen Spruch dahin 
zu fallen, 

>daß das Verhalten desjenigen, der den Ehren- 
rat angerufen hat, in dem fraglichen Ehrenhandel 
ein ehrenhaftes war, und daß der Ehrenrat dem 
Anrufenden diesen Spruch als Genugtuung ge- 
währt«, 

oder 

»daß der Ehrenrat das Verhalten desjenigen, der den 

Ehrenrat angerufen hat, in dem fraglichen Ehren- 
handel nicht zu billigen vermag«, 

oder endlich, 

»daß der Ehrenrat wegen nicht ausreichender 
Klarstellung des Sachverhaltes es ablehnt, über 
den vorliegenden Fall eine Entscheidung zu fällen«. 

Die §§ 17 bis 21, 25 bis 27 finden auch bei diesem Ver- 
fahren sinngemäße Anwendung. 

Der ersterwähnte Spruch kann auf Verlangen des An- 
rufenden veröffentlicht werden. 
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§29. 

Der Spruch im ehrenrätlichen Verfahren nach § 16 hat 
je nach der Sachlage zu lauten : 

»daß derjenige, der den Ehrenrat angerufen 
hat, nach den Ergebnissen des Strafverfahrens eine 
unehrenhafte Handlung nicht begangen hatc, 

oder 

»daß der Ehrenrat sich zu einem Ausspruche 

über das Verhalten desjenigen, der den Ehrenrat 

angerufen hat, nicht veranlaßt findete. 

Wenn die Gegenpartei an diesem ehrenrätlichen Ver- 
fahren nicht teilnimmt , haben die Vorschriften des § 28 An- 
wendung zu finden. Der Ehrenrat kann in diesem Falle auch 
aussprechen: 

»daß er wegen nicht ausreichender Klarstel- 
lung des Sachverhaltes es ablehnt^ über den vor- 
liegenden Fall eine Entscheidung zu treffenc. 

§30. 

Die näheren Bestimmungen werden durch eine von dem 
Vorstande der allgemeinen Anti-Duell-Liga für Österreich zu 
erlassende Geschäftsordnung getrofTen werden. 
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